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LandesIeh re rpensi 0 n e n 

Oberö terreich 

Die Oberösterreichische Landesregierung Ivies in ihrer Stellungnahme 
darauJ hin, dass im Raillnen des Projekts "Betriebliche Gesundheits­
vorsorge" bereits ein Eingliederungsmanagemellf angedacht werde. Im 
Zuge dessen werden MetllOden überlegt, welche die rasche Eingliede­
rung nach Krankenständen er/eielltem sollen, wobei jedoch die in der 

RH-EmpJeltlung genannte 30-Tages-Frist eher kurz erscheine. Seitens 
Oberösterreichs werde jedoch nach dreimonatigem Krankenstand bzw. 
allgeme;'l in Zweifelsjiillen eine amtsärztliche Untersuchung veranlasst. 

AuJgrurld der EmpJehlung des RH für ein Krankenstandsmonitoring 
habe der Lmrdesschulrat für Oberösterreich gemäß seiner Stellung­
nahme bereits sämtliche Pjlichtschulinspektoren beauftragt, nach 30-
tägiger KrankenstandsdaueT mit der erkrO/rktetl Lehrperson in Kontakt 
zu treten. Darüber Irinaus würden mir der Abteilung Gesundheit des 
Amtes der Oberösterreichischen LO/ldesregierung Gespräelle gefulITt, 
um bereits nach 30-tägigem Krankenstand ärztlielle Kontrolluntersu­
cJlungen veranlassen zu können. 

Salzburg 

Die Salzburger Landesregierung merkte in ihrer Stellungnahmc an, dass 

diese EmpJehlung bereits umgesetzt werde. Miwrbeitergespräche und 
Gespräche mit den betroffenen Dienststellen (Schulleiter) bei länger 
andauemden Krankenständenjiinden schon eit Jahren start und wür­
den seiteIlS der zuständigen Abteilung des A mtes der Salzburger Landes­
regierung angeboten und gefühn. Es sei jedoell VOn der An der Erkran­
kung abhängig, ob ein erstes Mirarbeitergespräch bereits rlach 30 Tagen 
erfolge'l könne. Bei Diagnosen wie Burn-out oder Krebs wäre dies 'Well 
einem 30-lägigen Kranke'lstalld in der Regel noch nielli möglich, hier 
müsse der weitere VerlauJ der Erkrallkullg erst abgewanet werden. 

Steiennark 

Die Steiermärkische Landesregierung nahm in ihrer Stellungnahme die 
EmpJehlung des RH betreffend die Einführung eines Krankenstands­
monitorings positiv zur Ken/llnis. 

Der Landesschulratfür Steiermark merkte dazu in seiner Ste/ltlllgnahme 
an, dass das KrankenstandsmonilOring ein geeiglletcs Illstrument zur 
Stärkullg ulld Erhaltung der A rbeilsjiihigkeit VOll Lehrpersollcn sei. 
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Tirol 

Die Timler Lalldesregierung Irielr in ihrer Srellullgllahme dem kritischen 

Hinweis des RH, dass 201 3  der Durelrselwitt der jälrrlielren Kranken­
srandsrage bei den Landeslelrrerbeamren mir 13,87 Tagen nahezu doppelr 

so hoch war wie jener der Landesverrragsleirrer mir 7,61 Tagen, elllge­
gen, dass diese Differer12 eine logische Folge des Alrersulllerselrieds zwi­
selrell den LandesleJrrerbeamrerr ulld den Landesverrragsiehrem sei. Bei 
den Lalldeslelrrerbeamrt>n handle es sielr um den wesenrlielr älteren Per­
sonenkreis; die Absclraffimg der Pragmarisierullg i" den Ländem (außer 
ill Timl) fülrre zudem dazu, dass sich der Abstand weirer vergrößere. 

Vorarlberg 

Die Vorarlberger Landesregierung gab in ihrer Srellungnahme an, dass 
illsbesolldere bei kleinen Selrulell durch deli Selrulleirer schOll lIach 
kurzer Zeir KO/Hakr mir der erkrankren Lehrpersoll und ihrer Fami­
lie aufgenommen werde. 1m Zuge dessen werdelI auch mögliche Hil­
fesrellungen bzw. zeirlielre Perspektiven für einen Wiederanrrirr ange­
sprochen, was auch in ein gur vorbereireres und ebenso srrukrurierres 
Mirarbeirergespräelr mÜllden könne. 

52.4 BMBF 

Der RH erwidene dem BMBF hinsichtlich der Erforderlichkeit ZUSäLZ­
licher Ressourcen, dass es sich bei der RH-Empfehlung zur Einfüh­
rung eines Krankenslandsmoniloring lediglich um die Wahrnehmung 
der FürsorgepOichl des Dienstgebers handelt und keinesfalls um die 
Einführung einer neuen Aufgabe für die Dienstbehörde. Überdies soll 
der NULZen daraus insofern überwiegen, als die verstärkte Aufmerk­
samkeit, die seitens der Dienstbehörde für die Vermeidung von Serien­
krankenständen und in der Folge Diensrunfahigkeitsfallen aufgewendet 
wird, aus gesamtstaatlicher Sicht im EndefTekt zu einer Kostenredu­
zierung führen soll. 

Burgenland 

Der RH entgegnete dem Landesschulrat für Burgenland, dass sich die 
Notwendigkeit des Krankenstandsmonitoring aus seiner Sicht schon 
unmittelbar aus der Fürsorgepflicht des Dienstgebers ergibt. Die indi­
viduellen Träger dieser Pflicht sind nicht nur die Dienstbehörden, son­
dern auch die unmittelbaren VorgeseLZten (Schulleiter) der Lehrer, die 
somit aus Eigenem das Krankenstandsverhalten ihrer Mitarbeiter zu 
beobachten haben. 
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Kärnten, Niederösterreich 

Der RH erwidene der Kärntner Landesregierung und dem Landesschul­
rat fUr Niederösterreich hinsichtlich der Erforderlichkeit zusätzlicher 
Ressourcen, dass es sich bei der vom RH empfohlenen Einführung eines 
Krankenstandsmonitorings lediglich um die Wahrnehmung der Fürsor­
gepOicht des Dienstgebers gegenüber den Landeslehrern handelt und 
keinesfalls um die EinfUhrung einer neuen Aufgabe fUr die Dienstbe­
hörde. Aus Sicht des RH wird dies auch durch die Umsetzung eines 
ressourcen chonenden Stufen modells ermöglicht, in dem der Schul­
leiter in der ersten Stufe die Dauer und Abstände der Krankenstände 
überwacht und - in der zweiten Stufe - das Mitarbeitergespräch, bei 
Zutreffen vorher festgelegter Kriterien, durch die Dienstbehörde ange­
boten wird. Der Gewinn daraus sollte insofern überwiegen, als die ver­
stärkte Aufmerksamkeit, die seitens der Dienstbehörde der Vermeidung 
von Serienkrankenständen und in der Folge Dienstunfahigkeitsfallen 
aufgewendet werde, aus gesarntstaatlicher Sicht im Endeffekt zu einer 
Kostenreduzierung führen sollte. 

Oberösterreich, Salzburg 

Der RH erwidene der Oberösterreichischen und der Salzburger Landes­
regierung hinsichtlich der vom RH empfohlenen 30-Tages-Frist, dass 
diese nicht automatisch zu aufwändigen Eingliederungsmaßnahmen 
fUhren soll, sondern in einem ersten Schritt eine Kontaktaufnahme 
mit dem Betroffenen - in Form eines Mitarbeitergesprächs - auslösen 
soll, um etwaige Möglichkeiten zur Verbesserung der Arbeitssituation 
zu evaluieren. Ebenso scheint ein Mitarbeitergespräch in jenen Fällen 
nicht zwingend erforderlich, in denen - wie in den von der Salzbur­
ger Landesregierung genannten Fällen - der Dienstbehörde der Grund 
fUr die Abwesenheit vom Dienst bekannt und die Kommunikation zwi­
schen Dienstbehörde und Betroffenem nicht dauerhaft unterbrochen ist. 

Tirol 

In  ihrer Stellungnahme fUhne die Tiroler Landesregierung den hohen 
Unterschied an durchschnittlichen Krankenstandstagen vom Landes­
lehrerbeamten mit 1 3,87 Tagen gegenüber jenen der Landesvenrags­
lehrer mit 7,6 I Tagen nur auf den Altersunterschied der jeweiligen Per­
sonengruppen zurück. Der RH entgegnete, dass dieser Unterschied auf 
andere Ursachen zurückzuführen sein kann. Hiezu hielt er fest, dass 
beispielsweise im Jahr 201 3  die durchschnittliche Anzahl der Lan­
dcsvenragslehrcr-Krankenstandstage sich in Vorarlberg auf 4,9 Tage 
und in Wien auf 10,92 Tage belief, obwohl in heiden Ländern ähn-
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liehe Altersveneilungen (die Pragmatisierung war jeweils 2005 aus­
gelaufen) vorlagen. 

53.1 Der RH erhob. welche weitergehenden Maßnahmen zur Stärkung und 
Erhaltung der Arbei15fahigkeit der Landeslehrer die Länder erwogen. 
aber derzeit aus dienstrechtlichen. organisatorischen. fmanziellen oder 
sonstigen Gründen nicht umgesetzt hatten. Unter den von den Län­
dern vorgeschlagenen künftigen Maßnahmen fanden sich insbeson­
dere solche. die vermehne Unterstützungsleistungen zum Inhalt hat­
ten: 

- So betraf dies den Einsatz von Unterstützungspersonal. die verläss­
liche Begleitung in belastenden Schulklassensituationen durch u.a. 
schul psychologisches Personal oder die Entlastung von administra­
tiven Aufgaben. 

- Weiters wurde von den Ländern aber auch die Heranziehung älterer 
und gesundheitsgefahrdeter Landeslehrer zu administrativen Tätig­
keiten vorgeschlagen. 

- Angesprochen wurden von den Ländern schließlich auch eine praJ(is­
nähere Ausbildung. schulorganisatorische Änderungen sowie erhöhte 
Anerkennung und Wenschätzung des Lehrerberufs. 

53.2 Der RH stellte fest. dass eine Reihe von sehr unterschiedlichen Maß­
nahmen bislang nicht umgesetzt war und wies auf den diesbezüglichen 
Handlungsbedarf hin. 

53.3 Gemäß Stellungnal,me hielt der Stadtscl,ulratfiir Wien eSJrir notwen­

dig. älrerel' oder gesundheit beeinträcl,rigren LOI,deslehrerrr ein gesetz­
licl,es Szenario anzubieten, um von der lehrenden in eine adminisrra­

tive Tätigkeir . umzusteigen ". 

53.4 Der RH bestätigte, dass berufliche Flexibilität und Mobilität und die 
damit einhergehende Herausforderung und Abwechslung eine Möglich­
keit ist, Personal länger und gesund im Erwerbsleben zu halten. Nach 
Ansicht des RH kann berufliche Flexibilität diese Wirkungen aller­
dings nur voll entfalten. wenn sie freiwillig erfolgt und nicht dienst­
geberseitig aufgezwungen wird. Er hielt daher die bloße gesetzliche 
Schaffung einer ftir den Bediensteten möglichst günstigen Umsteige­
möglichkeit für zu kurz gegriffen, sondern machte darauf aufmerksam, 
dass es insbesondere auch am Dienstgeber liegt, die Wechselmöglich­
keit im Rahmen des Personalmanagements entsprechend zu fOrdern. 
In diesem Zusammenhang erinnene der RH an seine diesbezüglichen 
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Feststellungen, dass U.a. die möglichst breite Bekanntmachung von 
offenen Stellen unter potenziellen Bewerbern eine wesentliche Unter­
stützung für ein erfolgreiches dienstgeberseitiges Mobilitätsmanage­
ment darstellt (siehe auch "Maßnahmen zur Förderung der Personal­
mobilität im Bundesdienst" , Reihe Bund 201 4/6). 

54.1 Nach Auskunft der Länder wurden die Landeslchrerbeamten im Rah­
men des Ruhestandsversetzungsverfahrens aufgrund dauernder Dienst­
unfahigkeit ärztlich untersucht. Aufgrund des ärztlichen Gutachtens 
mit der Diagnose und Prognose hatte die Dienstbehörde über das Vor­
liegen der dauernden Dienstunfahigkeit, die in Folge zu einer Ruhe­
standsversetzung führt, zu entscheiden. 

Gemäß den Angaben der Länder lagen einem erheblichen Teil der 
Ruhestandsverse!zungen wegen Dienstunfahigkeit Erkrankungen des 
psychiatrischen Formenkreises zugrunde. Vier Bundesländer konnten 
aufgrund anonymisierter Summendarstellungen prozentuelle Anteile 
für diese Art der Erkrankung für den Überprufungszeitraum nennen, 
die übrigen Länder konnten lediglich Schätzungen dazu angeben. Sta­
tistische Daten über die Krankheitsgrunde. die zu einer Ruhestands­
versetzung aufgrund dauernder Dienstunfahigkeit führten, lagen nur 
in einem Land vor. 

54.2 Der RH stellte fest, dass die Länder teilweise über keine Daten betref­
fend die kategorisienen Erkrankungen, die zu einer vorzeitigen Ruhe­
standsversetzung fUhnen, verfügten. Da die medizinischen Grunde 
für die Dienstunfahigkeit nicht bekannt waren, konnten weder eine 
Analyse der Ursachen vorgenommen, noch ziel gerichtete Maßnah­
men zwecks Erhallung der Gesundheit und somit der Dienstfahigkeit 
gesetzt werden. 

Der RH empfahl den Ländern, strukturiene anonymisiene Aufzeich­
nungen von nach Krankheitstypen zusammengefassten medizinischen 
Grunden, die zu den (individuellen) Ruhestandsversetzungen gefUhn 
haben, vorzunehmen. Damit sollte ein Diagnosemonitoring eingerichtet 
werden, das (auf der Grundlage der sich zeigenden Krankheitsbilder) 
eine Entscheidungsgrundlage hinsichtlich notwendiger Maßnahmen 
zum Erhalt der Gesundheit darstellt. 
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54.3 Kämren 

Die Köm",er Landesregienlllg rei/re in ihrer Srellungnahme mir, dass 
in Kämten ein strukrurierres tmd anonymisiertes Diagnosemonitoring 

bereirs ansarzweise durchgeführr werde und nunmehr versrärkt Beach­
rung finden solle. 

Niederösterreiclr 

Die Niederösrerreicltisclre Landesregierung makre dazu in ihrer Stel­

lungnahme an, für land- und jorstwirrschaftliche Landeslelrrerbe­
amrc würden in anonymisicrrer Form sratistische A ufzeichnungen 
über jene Krankheitsgründe geführr werden, die zu Ruhesrmrdsllerset­
zungen wegen dauemder Diensrunflihigkei/ geführt haben. Gegebenen­
jalls kömlIen eine Analyse der Ursachen vorgenommen ulld gegensteu­
emde Moßna/lmen gese/ZI werden. 

Vom Landesscllulrat für Niederösterreich werde gemäß seiner Srellung­
na/llne seir Seprember 2010 eine Ersrellung anonymisierrer Aujzeich­
nungen von nach Krankheirsrypen zusammengejassren medizinisclle'l 
Granden, die zu den (individuellen) Ruhesrantlsversetzungell geführt 
halten, durchgeführr. 

Oberösrerreich 

Ein Diagnosemonitoring sei aus Sielll der Oberösterreich ische'l lan­
desregierung gemäß ihrer Stellungnahme i/I vielen Fällen nicht durch­

führbar, da sich das Krankheitsbild oftmals aus mehrere'l Diagnosen 
zusammensetze und bei schweren und länger andauemden Krank­
heiten /läufig auch eine psyelli5Che Belastung diagnostiziert werde. 
Eine Zuordnung zu besrimmten Diagnosen bzw. ei/le Werrung der Dia­
gnosen wäre daher vielfach schwierig. 

Der Landessellulrat für Oberösterreich werde gemäß seiner Srelltmg­
lra/lme die RH-Empjehlung für ein DiagllOsemonitoring ZUlII Anlass 
nehmen, bei nächster Gelegenheit eine diesbezügliche IT-mäßige Umset­
zung einzurichten. 

Salzburg 

Gemäß Stellungnahme der Salzburger Landesregierung seien sfrukfu­
rierre anonymisiene A ujzeichnungell von Krankhei/srypcn, die zu vor­
zeitigen Ruhes/ondsversetzungcn geführr haben, niellt möglich, da die 
Dienstbehörde bei einem länger andauernden Krankenstand grundsätz­
lich kein Recht habe, den Krankheitsgrund zu erfahren. 

Bund 2015/12 
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Steiermark 

Die Steiermärkische Landesregienlllg nahm in ihrer Stellungnahme die 
Empfeh/ullg des RH betreffelld die Eillführung eines strukturierten ulld 
allonymisiene" Diaglloselllonitorings positiv zur Kelllltnis. 

Tiro/ 

Die Tiro/er Lalldesregierullg gab in ihrer StellulIgnah",r all, dass A uf­
zeichllullgell von lIach Krallkl,eilsrypclI zusammengefassteIl medizi­
nischell GYÜllden, dir zu Ruhrsialldsverselzullgell geführt habell, ill 
Tiro/ bereits geführt würdelI. 

Wien 

Der SladlSchu/ral für Wie 11 teilte in seiller Slellungllal,me ",it, dass 
die EmpfelrlulIg, struktun'erre allonymisienc Aufzeicllllullgen über die 
medizinischeIl Gründe der Ruhestandsverserzungell zu führen, bereits 

umgesetzt worden sei, 

54,4 Oberästerreich 

Zu der Stellungnahme der Oberästerreichischen Landesregierung stellte 
der RH fest, dass auch mehrfache Diagnosenje RuhestandsversclZungs­
fall in das Monitoring aufgenommen und dem entsprechend - auch 
hinsichtlich alIr<illiger Zusammenhänge und Wechselwirkungen von 
Erkrankungen - analysiert werden sollten. 

Salzburg 

Der RH entgegnete der Salzburger Landesregierung, dass nicht die 
KrankheilSgründe von lang andauernden Krankenständen im emp­
fohlenen Diagnosemonitoring zu erfassen sind, sondern jene, die zur 
krankheitsbedinglen Versetzung in den Ruhestand geführt haben. Dem 
Bescheid, mit welchem die dauernde Diensrunfahigkeit als Grund rur 
die Versetzung in den Ruhestand ausgesprochen wurde. Iiegl ein medi­
zinisches Gutachten zugrunde. Aus diesem geht die Diagnose hervor. 
die in der Folge in das Diagnosemonitoring einzufließen hat. 
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55 Zu ammenfa send hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Bei der künftigen Konzeption pensionsrechllicher Au nahmebe­
stimmungen im Rahmen einer Regierungsvorlage wären die fonan­
ziellen Auswirkungen zu berechnen. dem Bundesgesetzgeber zur 
Verfügung zu stellen und der Bunde gesetzgeber hinsichtlich dieser 
fonanziellen Auswirkungen verstärkt zu beraten. (TZ 49) 

(2) Die PersonalkennzahJen (bspw. von Personal- und Pensionsstän­
den. diesbezüglichen Einnahmen und Ausgaben, Pensionsantritts­
grunden und vom Pensionsanlrittsalter) der Landeslehrer wären 
in den landesspezif. ehen fT -Systemen derart zu führen, dass eine 
rasche Zusammen führung allfallig getrennt geführter Datensätze 
und somit eine kurzfri tige Verfiigbarkeit gewährleistet ist. Bei der 
Definition der Kennzahlen wäre das ßMBF einzubinden; ebenso 
wären die für die Budgetierung der Landeslehrer bzw. Landeslehrer­
beamtenpensionen erforderlichen Kennzahlen dem BMBF zur Ver­
fügung zu stellen. [TZ 6) 

( 3 )  Durch Maßnahmen zum Erhalt der Gesundheit und Leistungs­
fahigkeit der Landeslehrer und Bundeslehrer wäre deren Pensions­
antrittsalter an das gesetzliche Pen ionsalter heranzuführen. Wei­
ters wären auch dienstreehtliche Maßnahmen zur Unterstützung de 
längeren Verbleibs im Dienststand, wie beispielsweise eine optio­
nale Reduzierung der Arbeit zeit auf 80 % (ohne Gehaltsausgleich) 
ab dem 62. Lebensjahr, zu di kutieren. Durch eine faktische Erhö­
hung des Pen ionsantrittsalters würde nicht nur der weitere Anstieg 
der Ausgaben für Pen ionen gedämpft. ondern auch dem aufgrund 
der derzeitigen Altersverteilung möglichen künftigen Lehrerrnan­
gel entgegengewirkt. (TZ 50) 

[4) Die von den Ländern gesetzten Maßnahmen zur Stärkung und 
Erhaltung der Arbeitsnihigkeit der Landeslehrer wären hin ich tI ich 
ihrer Wirkung zu evaluieren. Der Maßnahmenkatalog sollte auf­
grund der Ergebnisse dieser Evaluierung gegebenenfalls überarbei­
tet und angepasst werden. rrz 5 1 )  

(5) I m  Hinblick auf bislang fehlende Maßnahmen während der Phase 
eines bereits länger andauernden Krankenstandes oder ich häu­
fender Krankenstände wäre ein Krankenstandsmonitoring derge­
stalt einzuführen, dass die Dienstbehörde beispielsweise nach einem 
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La n d esle h rerpensi onen 

30-tägigen Krankenstand oder nach einer Reihe von Kunluan­
kenständen dem Betroffenen ein Mitarbeiterge präch anbietet. Ziel 
wäre es zu erörtern, welche Maßnahmen zur Wiederintegration des 
Bediensteten beitragen können bzw, durch welche Maßnahmen eine 
mögliche beruflich besonders belastende Situation verbessert wer­
den könnte. (TZ 52) 

(6) Es oUten strukturierte anonymisierte Aufzeichnungen von nach 
Krankheitstypen zusammengefassten medizinischen Gründen, die 
zu den (individuellen) Ruhestandsversetzungen geführt haben, vor­
genommen werden. Damit oHte ein Diagnosemonitoring einge­
richtet werden, das (auf der Grundlage der sich zeigenden Krank­
heit bilder) eine Entscheidungsgrundlage hinsichtlich notwendiger 
Maßnahmen zum Erhalt der Gesundheit darstellt. (TZ 54) 

(7) Es wären die Vor- und Nachteile zu prüfen, zukünftig das bei 
Dienstantrin des Landesvertrag lehrers eingegangene vertragliche 
Dienstverhältnis beizubehalten und von einer Überleitung in das 
öffentlich-rechtliche Dien tverhältnis (Landeslehrerbeamter) abzu­
sehen. (TZ 3 3) 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abs. 
An. 

BGB!. 
BMBF 
BMF 
B-VG 
bzw. 

EUR 

FAG 

on. 

i.d.g.F. 

LiA 

Mio. 

r. 

rd. 
RH 

S. 

TZ 

USI 

VBÄ 

z.B. 

Absatz 
Anikel 

Bundesgesctzblatl 
Bundesminislerium für Bildung und Frauen 
Bundesminislerium für Finanzen 
Bu ndes-Verfassungsgesetz 
beziehungsweise 

Euro 

Finanzausgleichsgesetz 
(und) folgende 

in der gellenden Fassung 

Landeslehrpersoneninformalion Austria 

Million(en) 

Nummer 

rund 
Rechnungshof 

Seile(n) 

Textzahl(en) 

Umsatzsleuer 

Vollbeschäftigungsäquivalenle 

zum Beispiel 
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KURZFASSUNG 

Prüfungsziel 

Bund 2015/1 2  

F 

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 

Bildung und Frauen 

Finanzen 

Finanzierung der Landeslehrer; 
Follow-up-Überprüfung 

Das BMBF setzte einen Teil der Empfehlungen des RH. die er im 
Jahr 201 2  zur Finanzierung der Landeslehrer veröfTentlicht hatte. 
um. Da sich die grundlegende Struktur im Schulwesen nicht ver­
ändert hatte, war die Empfehlung Zur Konzentration der Aufga­
ben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung im Bereich der 
Landeslehrer in einer Hand weiterhin offen. Das BMBF setzte Maß­
nahmen. um die Verwaltungsabläufe in Bezug auf die Landeslehrer 
zu vereinfachen und das Landeslehrer-Conrrolling zu verbessern. 

Zwei Versuche zur Änderung des Kostensatzes bei Überschreitung 
des Stellenplans im Zuge von NoveUen der Landeslehrer-Control­
Iingverordnung scheiterten letztlich am Widerstand der Länder. Der 
Rückforderungsanspruch des BMBF aus den Mehrkosten aufgrund 
der Überschreitung der Planstellen im Bereich der allgemein bilden­
den Pllichtschulen hätte sich im Schuljahr 201 3/20 1 4  bei Heran­
ziehung der vom RH empfohlenen durchschnittlichen tatsächlichen 
Besoldungskosten um rd. 29 Mio. EUR bzw. fLir den überprüften 
Zeitraum um insgesamt rd. 12 1  Mio. EUR erhöht. 

Ziel der Follow-up-Überprüfung Finanzierung der Landeslehrer war 
es, die Umsetzung der EmpfebJungen zu beurteilen, die der RH bei 
einer vorangegangenen Gebarungsüberprüfung an das BMBF und 
das BMF abgegeben hatte. (TZ I) 

1 13 
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Die Empfehlung, auf die Konzentration der Aufgaben-, Ausgaben­
und Finanzierungsveranrwortung im Bereich der Landeslehrer in 
einer Hand hinzuwirken, wurde nicht umgesetzt. Die zersplitterte 
Kompetenzlage im Schulwe en erforderte ein Zusammenwirken 
der Schulbehörden des Bundes und jener der Länder; der dadurch 
bewirkte Koordinationsaufwand begünstigte das Entstehen von Inef­
flzienzen. (TZ 2) 

Das BMBF setzte die Empfehlung, den elektronischen Stellenplan 
auch rur die beruf bildenden Pnicht chulen einzusetzen, aufgrund 
budgetärer Restriktionen nicht um. Durch Einsatz des elektronischen 
Stellen plans könnten die Arbeitsabläufe zur Erstellung und Geneh­
migung der Stellen pläne beschleunigt und effIzienter gestaltet wer­
den. (TZ J) 

Evaluation der Verhältniszahlen für allgemein bildende Pnichtschulen 

Die empfohlene Evaluation der seit dem Schuljahr 2004/2005 gel­
tenden Verhältni zahlen (Anzahl der Schüler je Landeslehrer-Plan­
stelle) für die Erminlung der Planstellen der allgemein bildenden 
Pllichtschulen führte das BMBF durch. Da jedoch der Finanzaus­
gleich ohne Verhandlungen bis 201 6  verlängert wurde, blieben die 
Ergebnisse der Evaluation bisher unberücksichtigt. Aussagekräfiige 
Daten rur allfallige Reformbemühungen (Bildungsreformkommis­
sion) waren insofern wichtig, als den geltenden Verhältniszahlen 
keine bildungspolitisch begründbaren Parameter zugrunde lagen. 
(TZ 4) 

Maßzahl für den sonderpädagogischen Förderbedarf 

Da BMBF etzte die Empfehlung, die geltende Maßzahl von 2,7 % 
für die Abdeckung des onderpädagogischen Förderbedarfsl im Rah­
men einer Evaluation der bestehenden Verhältniszahlen zu berück­
sichtigen, um. Da jedoch der Finanzau gleich ohne Verhandlungen 
bis 20 16  verlängert wurde, blieben die Ergebnisse der Evaluation 
bisher unberücksichtigt. (TZ 5) 

1 Ein so ndrrp dagogl.schrr Fördubtdarf lag dann vor. wrnn ('In Kind zwar S<'hulBhlg 

war, jedoch inrolgr körptrlichtr odrr psychischer Brhindrrung drm U ntrmchl in dtr 

Volk.5 oder Haupt- bzw. Neuro Mlttrlschulr odrf In dtr Polytt"C'hni.schrn Schult' ohnt' 

sondupädagogi.sC'hr Fördrru ng nicht folg('o konnt('. 

Bund 2015/ 1 2  
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Bund 201 5/12 

Zweckgebundene Zuschläge 

Finanzierung der Landeslehrer; 
Follow-up-Überprüfung 

Das BMBF etzte die Empfehlung des RH. die zweckgebundenen 
ZuschJäge2 an allgemein bildenden Pnichtschulen mit dem Ziel der 
Konsolidierung zu überprüfen, insofern um, als es Maßnahmen 
veranlasste, um den Verwaltung aufwand zu reduzieren und a.1s 
es grundsätzliche Überlegungen zur Konsolidierung der zweckge­
bundenen Zuschläge anstellte. Wegen Verlängerung des Finanzaus­
gleichs ohne vorherige Verhandlungen bis 201 6  blieben die Ergeb­
nis e der Eva.1uation bisher unberücksichtigt. rrz 6) 

Die durch die Vielzahl an zweckgebundenen Zuschlägen bedingten 
Ergänzungen bzw. Erläuterungen in den Stellenplan-Richt.1inien 
hinsichUich der verschiedenen Berechnungs- und Abrechnungs­
methoden erhöhten zum einen den VerwaItungsaufwand der Län­
der. Zum anderen verur achten sie neben verminderter Transparenz 
auch einen Mehraufwand für die Kontrolltätigkeit des BMBF. (TZ 6 )  

Die Anzahl der zweckgebundenen Zuschläge blieb im überprüften 
Zeitraum beinahe unverändert. Im überprüften Zeitraum stieg der 
Anteil der zweckgebundenen Zuschläge an den gesamten Landesleh­
rer-Planstellen von 1 1 ,4 % im Schuljahr 2010/201 1  (6.792 Planstel­
len) auf lJ.2 % im Schuljahr 20 l J/201 4 (7.687 Planstellen). rrz 6) 

Das BMBF setzte die Empfehlung um, vor Einführung weiterer 
zweckgebundener Zuschläge den aktuellen Bedarf auch bei den Län­
dern zu erheben. Es zog als Basis für die Zuteilung die aktuellen 
Schüler- bzw. KJassenzahlen heran, womit eine systemimmanente 
Bedarfserhebung einherging. (TZ 7) 

Evaluation der Strukturprobleme 

Die Abgeltung des Mehraufwands aus Strukturproblemen 
(25 Mio. EUR pro Schuljahr im überprüften Zeitraum) war ursprüng­
lich als befristete Maßnahme eingeführt und eine Verlängerung vom 
Weiterbestehen der Strukturprobleme abhängig gemacht worden. 
Die Strukturmittel wurden über Jahre verlängert, obgleich die vor­
gesehene Evaluation nicht durchgeführt wurde. Das BMBF und das 
BMF setzten die Empfehlung des RH teilweise um, indem die inter­
ministerielle Arbeit gruppe zwischen BMBF und BMF unter ande­
rem auch die Strukturprobleme im Bereich der allgemein bildenden 

1 Das BMBF strlltt' im Bc:rrich dcr allgc:mC'1n bHdc:ndc:n Pflichl5<'hult'n zu lZlich lum 
Grundkonungrnl writtrr Planstrllt'n In Form zwrdgrbundc:nC'r 7uxhl�g(' zur Vrrfil­

gung. 

1 1 5  
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Pnichtschulen erörterte und ein gemeinsames Papier (Stand Jän­
ner 201 5) erarbeitete. Die Länder waren jedoch nicht in die Arbeits­
gruppe involviert. (TZ B) 

Darüber hinaus wäre bei Einführung einer langfristigen Maßnahme 
- was die Strukturmittel schlussendlich waren - die Zuweisung 
über die Stellenplan-Richtlinien des BMBF zweckmäßiger. Dadurch 
könnte eine höhere Transparenz und Vergleichbarkeit dieser Finanz­
mittel für die Besoldung von Landeslehrern sichergestellt werden. 
(TZ B) 

Das BMBF setzte die Empfehlung des RH, die bestehenden Schlüs­
selzahlen zur ErmittJung der Planstellen an den berufsbildenden 
POichtschulen unter Berücksichtigung des allgemeinen Zu chlags 
von 1 0  %) zu evaluieren, teilweise um. Es nahm eine ..Abschätzung" 
der Planstellenentwicklung hinsichtlich de allgemeinen Zuschlags 
von 1 0  % vor. Eine Evaluation der bestehenden Schlüsselzahlen zur 
Ermittlung der Planstellen führte es nicht durch. Wie schon im Vor­
bericht stellte der RH abermals für den überprüften Zeitraum fest, 
dass sich die Reduktion der Schülerzahlen lediglich im abgeschwäch­
ten Ausmaß bei den Planstellen widerspiegelte. (TZ 9) 

Die Empfehlung des RH, die geltende Landeslehrer-Controllingver­
ordnung dahingehend zu ändern, dass die durchschnittlichen tat­
sächlichen Besoldungskosten der Landeslehrer je Land bei einer Stel­
lenplanüberschreirung als Basis für den Rückforderungsanspruch 
herangezogen werden, setzten das BMBF und das BMF nicht um. 
Die derzeitige Berechnung der Rückforderungsansprüche des BMBF 
bewirkte, dass die Länder bei Nichteinhalten der Stellenplan-Richtli­
nien bzw. bei Stellenplanüberschreitungen lediglich die (niedrigeren) 
Normkosten statt der tatsächlichen Kosten zu tragen harten, wodurch 
falsche Anreize gesetzt, keine Kostenwahrheit und keine effiziente 
Ressourcenverteilung gewährleistet wurden. Das BMBF initiierte im 
überprüften Zeitraum zweimal eine Änderung des Kostensatzes bei 
Überschreitung des Stellenplans im Zuge von Novellen der Lande -
lehrer-Controllingverordnung, die letztlich beide scheiterten. Das 
BMBF teilte mit, dass die Möglichkeit zur Änderung des Kosten­
satzes derzeit nicht gegeben sei, weil sich die Länder auf den gel­
tenden Finanzausgleich bis Ende 201 6  und den Stabilitätspakt berie­
fen. (TZ 10) 

) 7u drr - aufgrund dC'f SchlussdzahJrn C'muudtC'n - Anzahl dtf Planstrllrn Wirt! In 

langjähngu GrpnogrnhC'1t ('In allgC'mC'lnC'r Zuschlag In HohC' von 10 � addiC'n 
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follow-up-Überprüfung 

Rückforderungsanspruch - allgemein bildende Pflichtschulen 
Schuljahre 2010/20 1 1  bis 2013/2014 

Schuljahr 

berechnete Besoldungskosten für eine 
Planstelle (Normkosten) 

2010/2011 

38.143,45 

2011/2012' 2012/2013' 2013/2014 
in EUR 

39.309,84 39.201.38 40.038,30 

in Mio. EUR 
Rückforderungsanspruch (auf Basis 
Normkosten) 71,40 74,88 72,02 71,33 

in EUR 
durchschnittliche tatsächliche 
Besoldungskosten Landeslehrer 54.040,16 55.711,32 56.385,85 56.070,75 

in Mio. EUR 
Rückforderun�sanspruch (auf Basis 
durchschnittliche tatsächliche 
Besoldungskosten) 

101,15 106,12 103,59 99,89 

Dir'*- 29.75 31.24 1'-_ 31.57 2 •• se 
1 bereinigt um SteUenpLanGberschreitungen betreffend die Neue Mittelschule 

Quelten: BMBF; Berechnungen RH 

Bund 201 5/1 2 

Die vom BMBF gemäß der Landeslehrer-Controllingverordnung 
berechneten Besoldungskosten (im Sinne von Normkosten) für eine 
Planstelle waren im Schuljahr 201 3/20 1 4  gegenüber den tatsäch­
lichen durchschnittlichen österreichweiten Besoldungskostenje Lan­
deslehrer um rd. 1 &.000 EUR zu gering. Der Rückforderungsanspruch 
des BMBF im Bereich der allgemein bildenden Pnichtschulen hätte 
sich in diesem Schuljahr bei Heranziehung der durchschnittlichen 
tatsäch.lichen Besoldungskosten um rd. 29 Mio. EUR bzw. für den 
überprüften Zeitraum um insgesamt rd. 12 1  Mio. EUR erhöht. (TZ 10) 

Im überprüften Zeitraum kam es an den berufsbildenden Ptlichtschu­
len im Schuljahr 20tJ/201 4  für das BurgenJand zu einer Über chrei­
tung des Stellen plans und zu einem Rückforderungsanspruch des 
BMBF in der Höhe von rd. 2 1 .000 EUR. Ansonsten gab es österreich­
weit ausschließlich SteJlenplanunterschreitungen und damit keine 
Rückforderungsansprüche des BMBF. Durch die halbe Kostenverant­
wortung (50 % Bund, 50 % Land) hatten die Länder einen Anreiz, 
die Stellenpläne einzuhalten, wodurch die au dem Auseinander­
klaffen der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung 
resultierenden Ineffizienzen teilwei e abgefangen wurden. (TZ 10) 

1 17 
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Da das BMBF das Maßnahmencontrolling im überprüften Zeitraum 
selbst durchruhrte, ergab sich kein Anwendungsfall rur die Empfeh­
lung des RH, künftig darur zu sorgen, dass Auftragnehmer die End­
berichte zum Maßnahmencontrolling termingerecht vorlegen. (TZ 1 1 )  

Das BMBF setzte die Empfehlung, wegen der verspäteten Lieferung 
eines Endberichts zur Durchführung des Maßnahmencontrollings 
beim beauftragten Institut auf eine Preisminderung zu d.rängen, 
nicht um. Laut Angaben des BMBF hätte die verspätete Abnahme des 
Endberichts einen wesentlich höheren DetaiUierungsgrad gebracht, 
weshalb es auf eine Preisminderung verzicbtete. (TZ 1 2) 

Oie Empfehlung, bei Direktvergaben die Preisangemessenheit der 
Angebote nachvollziehbar sicherzustellen, setzte das BMBF um, 
indem es Vergleichsangebote einholte. (TZ 13) 

Da das BMBF im überprüften Zeitraum keine pädagogischen Eva­
luationen im Bereicb der Landeslehrer durchführte, ergab sich kein 
Anwendungsfall rur die Empfehlung des RH, bei künftigen pädago­
gischen Evaluationen verstärkt auf das Expertenwissen der Fach­
abteilungen des BMBF zurückzugreifen. (TZ 1 4) 

Bund 2015/ 1 2  
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Finanzierung der Landeslehrer; 
Follow-up-Überprüfung 

Rechtsgrundlilgen 
Kenndaten zur Finanzierung der Landeslehrer 

- Bundes-Verfassungsgesetz, BGBL Nr. 1/1930 i.d.g.F. 
- Bundesverfassungsgesetz vom IB. Juli 1962, mit dem das Bundes-

Verfassungsgesetz in der fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens 
abgeändert wird, BGBl. Nr. 215/1962 

- Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über gemeinsame Maßnahmen des Bundes 
und der Länder beim Personalaufwand für Lehrer an allgemeinbildenden 
Pftichtschulen, BGBL Nr. 390/1989 

- Finanzausgleichsgesetz 2005 - FAG 2005, BGBL I Nr. 156/2004 
- Finanzausgleichsgesetz 2008 - FAG 2008, BGBL I Nr. 103/2007 i.d.g.F. 
- landeslehrer-Oienstrechtsgesetz - LOG 1984, BGBl. Nr. 302/1984 i.d.9.F. 
- Verordnung betreffend Informationen übe, den Personalaufwand 

und das Controlling im Bereich der Landeslehrer (Landeslehre,­
(ontrollingvero,dnung), BGBL II Nr. 390/2005 iod.g.F. 

"ii;;; . "i!!�!!!!�
-
�

ja�· h
;
rl
�
ic�he Stellenplan-Richtlinien des BMBF 

2010/2011 2011/2012 2012/2013 
in Mio. EUR 

2013/2014 Veränderung 
in '10 

Ausgaben (Bund) 

genehmigte Planstellen' 
Stellenpla n ü bersch reitungen! 

Schüler 
Klassen 

Schüler/Lehrer-Verhältnis 
.... ,. •••••• PftIdtIWl •• 
Ausgaben 
Bund 
LänderJ 

genehmigte Planstellen 
Stellenplanunterschreitungen' 

Schüler 
Klassen 

Schüler/Lehrer-Verhältnis 

3.235,48 

59.442 
1.872 

586.642 
31.932 

9,57 

150,45 
150,45 

5.917 
505 

136.483 
6.666 

25,22 

3.286,54 3.288,80 
in VBÄ 

58.541 57.894 
1.905 1.837 

Anzahl 
580.165 571.545 

31.592 31.138 
Anzahl Schüler je Lehrer 

9,60 9,57 

in Mio. EUR 
153,30 154.75 
153,30 154,75 

in VBÄ 
5.816 5.694 

482 410 
Anzahl 

134.213 131.141 
6.583 6.516 

Anzahl Schüler je Lehre, 
25,16 24,82 

1 inklusive sonstige Privatschuten gemäß § 21 Privatschulgesetz. BGBl. Nr. 244/1962 i.d.g.F. 

3.296,71 

58.432 
1.781 

568.157 
30.886 

+ 1,9 

- 1,7 
- 4,9 

- 3,2 
- 3,3 

9,44 - 1,4 
----.., 

154,42 
154,42 

5.571 
354 

127.821 
6.516 

24,50 

in '10 
+ 2,6 
+ 2,6 

- 5,9 
- 29,9 

- 6,4 
- 2,3 

- 2,9 

2 Oie Stetlenplanüberschreitungen errechneten sich aus der Differenz zwischen der Planstellen-Basis fur die Schuljahres· 

abrechnung und den tatsächlich besetzten Planstellen; nicht berÜCksiChtigt sind die Überschreitungen aus der Neuen 

Mittelschule. 
) Seit dem FAG 1948 bestand die Kostentragung 50 Gf. Bund und 50 oy., länder. 
4 Die Stellenplanunterschreitungen errechneten sich aus der Differenz zwischen den genehmigten und den tatsächlich 

besetzten Planstellen. 

Quellen: BMBF; Berechnungen RH 
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1 Der RH überprüfte von Jänner bis Märl 2015 beim BMBF und beim 
BMF die Umsetzung der Empfehlungen, die er bei einer vorangegan­
genen Gebarungsüberprüfung (_Finanzierung der Landeslehrer-) abge­
geben hatte. Der in der Reihe Bund 2012144 veröffentlichte Bericht 
wird in der Folge als Vorbericht bezeichnet. 

Weiters hatte der RH zur Verstärkung der Wirkung seiner Empfeh­
lungen deren Umsetzungsstand bei den überprüften Stellen nachge­
fragt. Das Ergebnis des Nachfrageverfahrens hatte er in seinem Bericht 
Reihe Bund 20 IJIIJ5 veröffentlicht. 

Der überprüfte Zeitraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 2010 bis 
2014 bzw. die Schuljahre 201012011 bis 201312014. 

Zu dem im Mai 2015 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das 
BMBF und das BMF im Juli 2015 Stellung. Der RH erstattete seine 
Gegenäußerungen im August 2015. 

2.1 (I) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 2, 5,17,19,20) dem BMBF 
im Hinblick auf eine Strukturbereinigung im Schulwesen empfohlen, 
auf die Konzenlration der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungs­
verantwortung im Bereich der Landeslehrer in einer Hand hinzuwir­
ken. Sachliche Zusammenhänge erforderten ein Zusammenwirken der 
Schulbehörden des Bundes und jener der Länder; der dadurch bewirkte 
Koordinationsaufwand begünstigte nach Ansicht des RH das Entste­
hen von IneffIzienzen. 

(2) Das BMBF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die grund­
legende Struktur der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverant­
wortung im Schulwesen verfassungsrechtlich vorgegeben sei. Innerhalb 
des Ressorts seien die Verwaltungsabläufe optimiert und ein einheit­
liches Controllingsystem eingerichtet, das mit einer Novelle zur Lan­
deslehrer-Controllingverordnung aktualisiert und in Bezug auf die 
Datenlieferungen der Länder an den Bund gestrafft worden sei. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass sich im überprüften Zeitraum die 
grundlegende Struktur der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungs­
verantwortung im Schulwesen nicht verändert hatte. 

.. R�ih(' Kärnte n 2012/1. Reihe: Niroeröslerreich 2012/2 und Reiht' Salzburg 2012/4 
.. Rdhe Kämtf'n 2013/9. Rf'ihf' NiederöSIf'm-ich 2013/6 und Rf'ihc Salzburg 2013/10 

Bund 2015/12 
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Das BMBF teilte mit, dass bezüglich der Konzentration der Aufgaben-, 
Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung im Bereich der Landes­
lehrer die Ergebnisse der mit Jänner 2015 gestarteten Bildungsreform­
kommission abzuwarten seien. 

2.2 Das BMBF elZte die Empfehlung de RH nicht um, weil sich die grund­
legende Struktur der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsver­
antwortung im Schulwesen nicht verändert hatte. Der RH hielt daher 
an seiner Empfehlung im Hinblick auf eine Strukturbereinigung im 
Schulwesen fest. 

2.3 Das BMBF wies ill eiller Srellungnalrme da ra uJ Irilr, dass die grund­
legende Srrukrur der AuJgaben-, Au gaben- und Finanzierungsverarll­
worrung im Se/rulwe en veljassungsrechrlich vorgegeben ei. Trorz der 

dadurch gegebenen begrenzren Gesralrungsmöglichkeiren seien inner­
halb des Ressorrs die Verwoltung abläuJe oprimierr und ein einlreir­
lie/res, straffes Conrrollingsystem eingerichrer worden, das mit eiller 
Novelle zur Landes/elrrer-Collrrollingverordnung akrualisierr und in 
Bezug auJ die DarenlieJerungen der Länder an deli Bund gesrraßl wor­
den sei. 

2.4 Der RH verwies erneut darauf, dass die aufgezeigten lfauptprobleme in 
der Schulverwaltung und die damit verbundenen Folgewirkungen (z.B. 
Stellenplanüberschreitungen, siehe TZ 10) überwiegend auf die kom­
plexe Kompetenzverteilung und die dadurch bedingte Zu tändigkeits­
verteilung auf Bunde - und Länderbehörden zurückzufUhren waren. 
Eine ZusammenfUhrung der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzie­
rungsverantwortung im Bereich der Landeslehrer würde daher beste­
hende Ineffrzienzen in der Schulverwaltung abbauen. 

3.1 ( I )  Da der elektronische Stellen plan seit dem Schuljahr 2010/2011 aus­
schließlich fUr die allgemein bildenden Pnichtschulen im Einsatz war, 
hatte der RH in einem Vorbericht erz 6) dem BMBF empfohlen, den 
elektronischen Stellenplan auch fUr die beruf bildenden Pnichtschu­
len einzusetzen. 

(2) Das BMBF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die Länder 
eine Realisierung des elektronischen Stellenplan fUr berufsbildende 
Pnichtschulen nicht prioritär sähen. Darüber hinaus hätten unver­
bindliche PreisauskOnfte zur Umsetzung des elektronischen SIelien­
plans fUr berufsbildende Pnichtschulen Kosten ergeben, deren frnan­
zielle Bedeckung nicht gegeben sei. 
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(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass für die berufsbildenden Pnicht­
schulen kein elektronischer Stellen plan existierte. Auch war ein solcher 
aufgrund budgetärer Restriktionen nicht in absehbarer Zukunft geplant. 

3.2 Das BMBF setzte die Empfehlung des RH nicht um. Er hielt an seiner 
Empfehlung fest, den elektronischen Stellen plan im Bereich der berufs­
bildenden Pflichtschulen einzusetzen. Dadurch könnten die Arbeits­
abläufe zur Erstellung und Genehmigung der Stellenpläne beschleu­
nigt und effizienter gestaltet werden. 

3.3 Das BMBF illformierTe ill seiller Stellullgllahme darüber, dass VOll Sei­
len der Lällder die Realisierung eilles elektroIlisehen Stellenplans fiir 

Berufsschulen derzeit als nichl vordringlich gesehell I/Ierde. 

Planstellen - Allgemein bildende Pflichtschulen 

Evaluation der 

Verhältniszahlen für 

allgemein bildende 

Pflichtschulen 

122 

4.1 (I) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 7) dem BMBF empfohlen. 
eine Evaluation der seit dem Schuljahr 2004/2005 geltenden Verhält­
niszahlen (Anzahl der Schüler je Landeslehrer-Planstelle)6 ftir die all­
gemein bildenden Pflichtschulen vorzunehmen. um einem Anpassungs­
bedarf aufgrund sich ändernder Rahmenbedingungen im Schulwesen 
gerecht zu werden. 

(2) Das BMBF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die Adap­
tierung der sich im Zeitverlauf veränderten Rahmenbedingungen über 
die zweckgebundenen Zuschläge erfolge, die jährlich in den Stellen­
plan-Richtlinien angepasst würden. Eine Änderung der Verhältnis­
zahlen aus dem Grundkontingent sei den Finanzausg.leichspartnern 
vorbehalten. Sollte ein diesbezüglicher Beschluss zustande kommen, 
werde sich das BMBF mit seiner Expertise gerne einbringen, wiewohl 
es in diesem Gremium nicht Partei sei. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMBF eine Evaluation der 
Verhältniszahlen ftir die allgemein bildenden Pflichtschulen durch­
ftihrte. Bisher fanden die Ergebnisse jedoch aufgrund der Verlänge­
rung des Finanzau gleichs ohne Verhandlungen bis Ende 201 67 keine 
Berücksichtigung. 

Das BMBF teilte mit, dass die Ergebnisse der mit Jänner 2015 gestar­
teten Bildungsreformkommission abzuwarten seien. Aus dieser Bund­
Länder-Arbeitsgruppe könnte ein Auftrag zur Neukonzeptionierung des 
.. Verhältniszahlen: Volksschule : 1 4.5 SchOle r. Hauptschule: lehn SchOler. Pol)'1«hnische 

Schuh:: neun Schiller und Sonderpädagogik: 3.2 Schiller 

1 nach den V�rlänge rungen mit BGBI. I Nr. 56/2011 und BGBL I Nr. 1 7/2015 
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Bund 2015/ 1 2  

Zuteilungsmodells im Bereich der Ressourcenbewinschaftung resul­
tieren. 

4.2 Das BMBF setzte die Empfehlung des RH um. Da jedoch der Finanz­
ausgleich ohne Verhandlungen bis 20 1 6  verlängert wurde, bl ieben die 
Ergebnisse der Evaluation bisher unberücksichtigt. Der RH betonte 
die Wichtigkeit von aussagekraftigen Daten für allrallige Reformbe­
mühungen (Bildungsreformkommission), weil den geltenden Verhält­
niszahlen keine bildungspolitisch begründbaren Parameter zugrunde 
lagen. 

5.1 ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 8) dem BMBF empfohlen, 
die geltende Maßzahl von 2,7 'lb für die Abdeckung des sonderpäda­
gogisehen Förderbedarfs8 im Rahmen einer Evaluation der bestehen­
den Verhältniszahlen zu berücksichtigen. Er hatte festgestellt, dass 
im überprüften Zeitraum der tatsächliche Anteil der Schüler mit son­
derpädagogischem Förderbedarf österreich weit über der festgesetzten 
Maßzahl lag. 

(2) Das BMBF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die gel­
tende Maßzahl entsprechend dem Beschluss der FinanzausgJeichspan­
ner im gültigen Finanzausgleich jedenfalls bis Ende 201 4  verlängen 
worden sei. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass durch Verlängerung des Finanz­
ausgleichs bis Ende 201 6  die Maßzahl von 2,7 'lb nach wie vor in Gel­
tung stand. In der intermin isteriellen Arbeitsgruppe (unter anderem zu 
Strukturproblemen) zwischen BMBF und BMF wurden die Problembe­
reiche des sonderpädagogischen Förderbedarfs aufgezeigt, Lösungs­
altemaliven dargelegt und die finanziellen Auswirkungen bei Erhö­
hung der Maßzahl dargestellt. 

Das BMBF leilte dazu mit, dass diesbezüglich die Ergebnisse der mit 
Jänner 201 5  gestaneten Bildungsreformkommission abzuwarten seien. 
Aus dieser Bund-Länder-Arbeitsgruppe könnte ein Auftrag zur Neu­
konzeptionierung des Zuteilungsmodells im Bereich der Ressourcen­
bewinschaftung resultieren (siehe TZ 4). 

8 Ein sond�rpädagoSischer Förderbedarf lag dann vor. wl:nn cin Kind zwar schulfähig 

war. jedoch infolge körperlicher oder psychischer 8ehinduung dem Unlerrichl in der 
Volks- oder Baupl- bzw. Neuen MinelSC'hulc oder in der PolytKhnischcn Schule ohne 

sondcrpadagogische FOrderung nicht folgen konnte. 
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5.2 Das BMBF setzte die Empfehlung des RH zur Evaluation der Maßzahl 
rtir den sonderpädagogischen Förderbedarf um. Da jedoch der Finanz­
ausgleich ohne Verhandlungen bis 2016 verlängert wurde, blieben die 
Ergebnisse der Evaluation bisher unberücksichtigt. Der RH betonte die 
Wichtigkeit von aussagekräfligen Daten rtir allfallige Refonnbemü­
hungen (Bildungsrefonnkommission). 

Überprüfung der zweckgebundenen Zuschläge 

6.1 ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht rrz 9) dem BMBF empfohlen. die 
zweckgebundenen Zuschläge9 an allgemein bildenden PflichlSchulen 
mit dem Ziel der Konsolidierung zu überprüfen und etwaiges Optimie­
rungspotenzial bei einer Evaluation der Verhältniszahlen zu berück­
sichtigen. Die durch die Vielzahl an zweckgebundenen Zuschlägen 
bedingten Ergänzungen bzw. Erläuterungen in den Stellenplan-Richt­
l inien hinsichtlich der verschiedenen Berechnungs- und Abrechnungs­
methoden erhöhten zum einen den Verwaltungsaufwand der Länder. 
Zum anderen verursachten ie neben venninderter Transparenz auch 
einen Mehraufwand fUr die Kontrolltätigkeit des BMBF. 

(2) Das BMBF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt. dass der Vor­
teil der zweckgebundenen Zuschläge in der Möglichkeit einer trefTsi­
cheren Zuteilung liege, die auf den betrofTenen Schüler und die spezi­
fische bildungspolit ische Maßnahme ausgerichtet sei. Das BMBF habe 
sich bemüht. die bestehenden Zuschläge in ihrer Merkmalsausprägung 
in die Novelle zur Landeslehrer-Controllingverordnung aufzunehmen. 
um eine verwaltungsökonomische Bearbeitung zu gewährleisten. 

(3) Der RH stellte nunmehr Folgendes fest : 

- Die Anzahl der zweckgebundenen Zuschläge blieb im überprüf­
ten Zeitraum beinahe unverändert. Im Rahmen der Evaluation der 
Verhältniszahlen fUr die allgemein bildenden Pflichtschulen wur­
den auch die zweckgebundenen Zuschläge berücksichtigt. Wegen 
der Verlängerung des Finanzausgleichs ohne Verhandlungen bis 
2016 konnte keine Konsolidierung der zweckgebundenen Zuschläge 
erfolgen. Weiters teilte das BMBF mit. dass fUr den Fall einer Neu­
konzeptionierung zumindest jene Zuschläge fUr Maßnahmen, die 
flächendeckend und in allen Schulstufen umgesetzt sind (z.B. Tages­
betreuung), in einen geänderten ZUleilungsmodus zu integrieren 
sind. 

I) Das 8MBF stt'lltr Im Ek�lch drr allgrmrln blldtndC'n Pnichtschulcn zusätzlich zum 

Grundkonungrnt Wtlltrt' Planstt'lJrn In Form Iwr'Ck.grbundrnrr 7uschl5gr zur V('rfij­

gung. 
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III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)28 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H B 
Planstellen - A llgemein bi ldende 
Pflichtschulen 

Finanzierung der Landeslehrer; 
Follow-up-Überprüfung 

- Das BMBF stellte folgende zweckgebundene Zuschläge zur Verfü­
gung: 

Tabelle 1: Übersicht zweckgebundene Zuschläge im Schuljahr 2013/2014 

zweckgebundene Zuschläge 

Mehrbedarf fUr das Minderheiten­
schulwesen in Burgenland und Kärnten 
Unterricht an Kliniken und SpitäLern mit 
besonderen Schwerpunkten 
Religionsunterricht für SchüLer .kleiner" 
GLaubensgemeinschaften 
Initiative Sprachförderkurse und 
besonderer Zuzug von Kindern mit 
nicht ausreichenden Kenntnissen der 
Unterri chtssprache 
Besuchsschullehrer I 

ReaLschuLe 
Tagesbetreuung 
UmsteLLung PM-SAP 
Pädagogisches Sonder projekt 
.Unterricht und Lernhilfe in den Justiz­
einrichtungen" 
Maßnahme zur Senkung der Klassen­
schüLerInnenhöchstzahl auf den 
Richtwert 25 

Anwendungsberelche/Befristungen 

Burgenland und Kärnten/unbefristet 

in allen Ländern möglich/unbefristet 

in allen Ländern möglich/unbefristet 

in allen Ländern möglich/jeweiLs 
befristet für zwei Schuljahre 

in allen Ländern möglich/unbefristet 
Steiermark/unbefristet 
in allen Ländern möglich/unbefristet 
Niederösterreich und Wien/unbefristet 
in allen Ländern möglich/unbefristet 

in allen Ländern möglich/Einführung 
im Schuljahr 2007/2008 - unbefristet 

Sprachförderkurse Haupt- bzw. Neue in aLLen Ländern möglich/ jeweils 
Mittelschule und Polytechnische Schule befristet für zwei Schuljahre 
Abrufkontingent Neue Mittelschule in allen ländern möglich/Einführung 
(6 Wochenstunden) im Schuljahr 2013/2014 
So ••• -----------�--- -----

KLassenlehrer. in deren kLassen die Studierenden ihre Schulpraxis absolvieren 

QueUen: BMBF; DarsteUung RH 

Planstellen in VBÄ 
(Schuljahr 2013/2014) 

287 

126 

178 

385 

101 
56 

795 
269 

2 

4.498 

57 

933 

7."7 

Verglichen mit dem Schuljahr 2009/2010 (Vorbericht Tabelle 7) fle­
len im überprüften Zeitraum zwei zweckgebundene Zuschläge (Nach­
haltige Integration, Sprach- und Begabungsförderung bzw. Tagesbe­
treuung Neu) weg, dafUr kam das Abrufkontingent Neue Mittelschule 
(zweckgebundener Zuschlag) hinzu. 
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Das Abrufkontingent ftir die Neue Mittelschule enthielt jene Planstel­
len, wo Landeslehrer anstelle von Bundeslehrern die sechs zusätzlich 
vom Bund zur Verfugung gestellten Wochenstunden unterrichteten. 

Der RH hatte in seinem Bericht _Modellversuche Neue Mittelschule" 
(Reihe Bund 201 3/ 1 2) in TZ 47 wegen der aufwändigen Ab- und Ver­
rechnung der Personal ressourcen ftir den verschränkten Lehrereinsatz 
empfohlen, als Übergangslösung in diejährlichen Stellenplan-Richtli­
nien der allgemein bildenden Pnichtschulen einen zweckgebundenen 
Zuschlag ftir den verschränkten Lehrereinsatz an den Neuen Mittel­
schulen einzuftihren. Als langfristige Lösung hatte der RH seine Emp­
fehlung wiederholt, im Hinblick auf eine Strukturbereinigung im Schul­
wesen weiter darauf hinzuwirken, die Aufgaben-, Ausgaben- und 
Finanzierungsverantwottung in einer Hand zu konzentrieren (siehe 
dazu auch TZ 2 des vorliegenden Berichtsbeitrags). 

Diejährliche Gesamtsumme der Planstellen ergab sich aus dem Grund­
kontingent und den zweckgebundenen Zuschlägen. Im überprüften 
Zeitraum stieg der Anteil der zweckgebundenen Zuschläge: 

Tabelle 2: Entwicklung der zweckgebundenen Zuschläge Schuljahre 2010/2011 
bis 2013/2014 

Schuljahr 

Planstellen 
Grundkontingent 
zweckgebundene Zuschläge 

5 I 

2010/2011 2011/2012 2012/2013 2013/2014 

in VBÄ 

52.649,8 51.781,8 51.139,6 50.745,0 
6.792,1 6.758,7 6.754,7 7.687,1 

57.IM.J 58 411.1 
in "10 

Veränderung 
2010/2011 bis 

2013/2014 
in "10 

- 3,6 
13,2 

- 1.7 

Anteil zweckgebundene Zuschläge 11,4 11,6 11,7 13,2 15,8 
Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: BMBF; Berechnungen RH 

126 

Der starke Anstieg im Schuljahr 201 3/20 14  war auf das Abrufkontin­
gent ftir die Neue Mittelschule zurückzuftihren. 

Dem BMBF zufolge war durch die neu implementiene Landeslehrer­
Controllingdatenbank (Landeslehrpersoneninformation Austria - LiA) 
eine laufende Überprüfung der zweckgebundenen Zuschläge möglich 
(z.B. Einsatznachweis der Planstellen ftir Sprachförderung oder Tages­
betreuung). 

Bund 2015/ 1 2  

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)30 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Planstellen - Allgemein bildende 
Pflichtschulen 

Finanzierung der Landeslehrer; 
Follow-up-Überprüfung 

Bund 2015/ 1 2  

6.2 (I) Das BMBF etzte die Empfehlung des R H  insofern um. als es Maß­
nahmen veranlasste. um den Verwaltungsaufwand zu reduzieren und 
grundsätzliche Überlegungen zur Konsol idierung der zweckgebun­
denen Zuschläge anstellte. Wegen der Verlängerung des Finanzaus­
gleichs ohne vorherige Verhandlungen bis 2016  blieben die Ergebnisse 
der Evaluation bisher unberücksichtigt. 

(2) Hinsichtlich des als Übergangslösung VOm RH empfohlenen zweck­
gebundenen Zuschlags für den verschränkten lehrereinsatz an den 
Neuen Minelschulen verwies der RH auf seine Empfehlung in TZ 2. 
die Aufgaben-. Ausgaben- und Finanzierungsveranrwonung in einer 
Hand zu konzentrieren. 

6.3 Das BMBF venvies erneut auJ seine Stellungnahme zu TZ 2. wonach 
die grundlegende Struktur der AuJgaben-, A usgaben- und Fi/lanzie­
rU/lgsvera/llwortu/lg im Schulwcse,r verfassungsreclrt/ich vorgegeben 

sei. Trotz der dadurclr gegebenen begrenzten Gesraltungsmöglidrkeitcn 
seien i/JIrerhalb des Ressorts die VenvaltwrgsabläuJe optimiert und ein 
einheitliches, straffes Controllingsyslcm eingerichtet worden, das mit 
einer Novelle Zur Landeslelrrer-COlHrollillgverordnung aktualisiert und 
in Bezug auJ die DatenlieJerungen der Ui/lder Oll den Bund gestrafft 
worden sei. 

6.4 Der RH verwies erneut darauf. dass die aufgezeigten Hauptprobleme 
in der Schulverwaltung und die damit verbundenen Folgewirkungen 
(z.B. Stellenplanüberschreitungen. siehe TZ 10) überwiegend auf die 
komplexe Kompetenzverteilung und die dadurch bedingte Zustän­
digkeitsveneilung auf Bundes- und länderbehörden zurückzuführen 
waren. Eine Zusammenführug der AuFgaben-. Ausgaben- und Finan­
zierungsverantwonung im Bereich der Landeslehrer würde daher beste­
hende Ineffrzienzen in der Schulverwaltung abbauen. 

Bedarfserhebung vor Einführung weiterer zweckgebundener Zuschläge 

7.1 ( I )  Da die Planstellen des zweckgebundenen Zuschlags Sprachförder­
kurse von den ländern nicht ausgeschöpft wurden. hane der RH in 
seinem Vorbericht (TZ 10) dem BMBF empfohlen. vor Einführung wei­
terer zweckgebundener Zuschläge den aktuellen Bedarf auch bei den 
Ländern zu erheben. 

(2) Das BMBF hane im Nachfrageverfahren mitgetei lt. dass mit dem 
Schuljahr 20 J 3/20 J 4 ein zweckgebundener Zuschlag für die Neue Mit­
telschule in den Stellenplan-Richtlinien abgebildet werde. Die Bemes-

1 2 7  
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sung dieses AbrufKontingents erfolge vorab vom BMBF nach Berech­
nung des individuellen Bedarfs in den Ländern. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMBF als Basis der Zutei­
lung die aktuellen, zweimal jährlich von den Ländern gemeldeten 
Schüler- bzw. Klassenzahlen heranzog, womit eine systemimmanente 
Bedarfserhebung gegeben war. Die Zuteilung des zweckgebundenen 
Zuschlags für die zusätzlichen Personalressourcen an der Neuen Mit­
telschule erfolgte nach der Anzahl der pro Schuljahr gebildeten Klas­
sen an Neuen Mittelschulen je Land. 

7.2 Das BMBF setzte die Empfehlung des RH um, indem es nunmehr als 
Basis für die Zuteilung die aktuellen Schüler- bzw. )(Ja senzahlen 
heranzog, womit eine systemimmanente Bedarfserhebung einherging. 

8.1 ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht [TZ 1 3) dem BMBF und dem BMF 
empfohlen, die bereits im Pakturn zum Finanzausgleich 2005 vorge­
sehene Arbeitsgruppe (zwischen Bund und Ländern) einzurichten und 
eine Evaluation der Strukturprobleme im Bereich der allgemein bil­
denden POichtschulen durchzuführen. Die Abgelrung des Mehrauf­
wands aus Strukturproblemen war ursprünglich als befristete Maß­
nahme (für die Jahre 2005 und 2(06) eingefühn und eine Verlängerung 
vom Weiterbestehen der Strukrurprobleme abhängig gemacht worden. 
Der RH kritisiene im Vorbericht die Verlängerung der Strukturmittel, 
obgleich keine Evaluation durchgefühn wurde. Darüber hinau venrat 
er die Ansicht, dass bei einer - offenbar langfristigen - Maßnahme 
die Zuweisung der dafür vorgesehenen Strukturmittel über die Stel­
lenplan-Richtlinien des BMBF zweckmäßiger wäre und die operative 
Handhabbarkeit erhöht 

(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes: 

a) Das BMBF hatte mitgeteilt, dass laufend interministerielle Arbeits­
gruppen - insbesondere in Hinblick auf die erforderliche Zusammen­
arbeit im Zuge der Haushalt rechtsreform - zu allen Belangen der Stel­
lenplanbewinschaftung für Landeslehrer stattfinden würden. 

b) Das BMF informiene darüber. dass zur Evaluation der Strukturpro­
bleme an allgemein bildenden Pflichtschulen derzeit von den Finanz­
ausgleichspannern kein Auftrag bekannt sei. 

(3)  Der RH stellte nunmehr fest, dass im überprüften Zeitraum die 
Strukturmittel an die Länder jeweils 25 Mio. EHR je Schuljahr betru­
gen. Gemäß § 4 Abs. 8 Finanzausgleichsge etz ist dieser Kostenersatz 
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bis Ende 2016 vorgesehen. Die interministerielle Arbeitsgruppe zwi­
schen BMBF und BMF erörterte unter anderem auch die Strukturpro­
bleme im Bereich der allgemein bildenden Pflichtschulen und erarbei­
tete ein gemeinsames Papier (Stand Jänner 201 5). Die Länder waren 
dabei jedoch nicht involviert. 

Das BMF verwies darauf, dass die im seinerzeiligen Paktum zum Finanz­
ausgleichsgesetz 2005 vorgesehene Evaluation mit dem Ziel. Entschei­
dungsgrundlagen für die Verlängerung der Minelauszahlung für das 
Jahr 2007 vorzubereiten, obsolet sei, weil im Paktum zum Finanz­
ausgleichsgesetz 2008 für die Jahre 2008 bis 201 6  keine Evaluation 
der Strukturprobleme vorgesehen sei. Nichtsdestotrotz werde das BMF 
dem Thema Strukturprobleme durch sinkende Schülerzahlen sowie im 
Bereich des Unterrichts für Kinder mit besonderen Förderungsbedürf­
nissen bei den Verhandlungen Zum nächsten Finanzausgleich die ent­
sprechende Aufmerksamkeit - einschließlich der Vorbereitung aussa­
gekräftiger Datengrundlagen - widmen. 

8.2 Das BMBF und das BMF setzten die Empfehlung des RH teilweise um, 
indem die intermin isterielle Arbeitsgruppe zwischen BMBF und BMF 
auch die Strukturprobleme im Bereich der allgemein bildenden Pflicht­
schulen erörterte und ein gemeinsames Papier (Stand Jänner 201 5) 
erarbeitete. die Länder waren jedoch nicht in die Arbeitsgruppe invol­
viert. Der RH hicJt daher seine Empfehlung aufrecht. eine Arbeitsgruppe 
unter Einbindung der Länder einzurichten und eine Evaluation der 
Strukturprobleme im Bereich der allgemein bildenden Pl1ichtschulen 
durchzuführen. Der RH betonte, dass bei Einführung einer langfris­
tigen Maßnahme - was die Strukturmittel schlussendlich waren - die 
Zuweisung über die Stellenplan-Richtlinien des BMBF zweckmäßiger 
wäre. Dadurch könnte eine höhere Transparenz und Vergleichbarkeit 
dieser Finanzmittel für die Besoldung von LandesIehrem sichergestellt 
werden. 

8.3 Das BMBF tei/te in seiner Stellungnahme mit, dass laufend irHenninis­
terielle Arbeitsgruppen zu allen Belangen der Stellenplanbewirtsclraf­
tung und Jür Landeslehrer stattfinden wardeIl. 

Das BMF verwies auf seine im Zuge der Gebarungsaberprufung abge­
gebene Stellungnahme, WOilach eine Evalual'ion obsolet sei. weil im 
Paktum zum Fillmlzausgieichsgcsefz 2008Jür die Jahre 2008 bis 20r 6 
eine solche nieht mehr vorgesehen sei. Dennoch werde das BMF das 
Thema Srruk/urprobleme bei deli Verlrandlungen zum nächsten Finanz­
ausgleich erHsprechelld berucksichtigen. 
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8.4 Der RH verwies gegenüber dem BMBF und dem BMF mit Nachdruck 
darauf, dass die Erläuterungen zum Finanzausgleichsgesetz 2005 zur 
Evaluierung der Strukturprobleme eine gemeinsame Arbeitsgruppe zwi­
schen Bund und Ländern vorsahen. 

Unabhängig vom Vorliegen bzw. Weiterbestehen von Strukturproble­
men in den Ländern war die offenbar langfristige Bereitstellung der 
zusätzlichen Mittel ohne zugrundeliegende Datenauswertung jeden­
falls nicht plausibel. 

Die augenscheinlich unbefristete Bereitstellung der Strukturmittel 
bekräftigte die Sichtweise des RH, dass bei Vorliegen einer langfris­
tigen Maßnahme ein Transfer der Strukturmittel in das bestehende 
Grundsystem für die Planstellenberechnung überprüft werden sollte. 

9.1 ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 1 4) dem BMBF empfoh­
len. an den berufsbildenden Pflichtschulen eine Evaluation der beste­
henden Schlüsselzahlen zur Ermittlung der Planstellen unter Berück­
sichtigung des allgemeinen Zuschlags von 10 %10 durchzuführen, um 
einem systembezogenen Änderungs- und operativem Anpassungsbe­
darf gerecht zu werden. Anlass zur Kritik bot insbesondere die undif­
ferenziene Anwendung des allgemeinen Zuschlags in Höhe von JO %. 
um sämtliche Mehraufwendungen abzudecken. 

(2) Das BMBF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die beste­
henden Schlüsselzahlen weiterhin zur Anwendung gelangen. Alle bis­
herigen Änderungen im Zusammenhang mit der modularen Ausbil­
dung fanden - nicht zuletzt aufgrund der 50 %igen Kostentragung 
seitens der Länder - ihre Deckung. Bei keinem La nd komme es zu 
einem Überzug des genehmigten Stellenplans. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMßF eine .Abschätzung" 
der Planstellenentwicklung hinsichtlich des allgemeinen Zuschlags von 
JO % zur Ermittlung der Planstellen bei den berufsbildenden Pflicht­
schulen durchfühne. Die bestehenden Schlüs elzahlen waren nicht 
Gegenstand der .Abschätzung". Da sich die Planstellenunterschrei­
tungen im Zeitablauf (überprüfter Zeitraum rd. 30 %) reduzienen und 
diese Entwicklung in Zukunft anhält, behielt das BMBF den Zuschlag 
von 10 % bei. 

10 Zu der - aufgrund der SchlÜS$('lzahlcn c-rmit!('IIt-n - Anzahl der Plans1eUcn wird In 

langjihriger Gepflogenheit cm allgemeiner Zuschlag in Höhe von 10 � addiert. 
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Das BMBF teilte dazu mit, dass die Weiterführung des 10 'IIligen 
Zuschlags zur Ermöglichung von flexiblen bildungspolitischen Schwer­
punktsetzungen im berufsbildenden Pflichtschulwesen durchaus ange­
zeigt sei. 

Die Schülerzahlen an berufsbildenden Pflichtschulen sanken im über­
prüften Zeitraum um rd. 6,4 'IIl. Der Anteil an Integrationslehrlingen 
stieg jedoch überproportional (rd. 1 5,8 'IIlJ. 

Tabelle 3: Entwicklung der Schülerzahlen und Planstellen berufsbildende P1tichtschulen 
Schuljahre 2010/2011 bis 2013/2014 

Schuljahr 

Österreich 
davon 

Integrationslehrlinge 

Planstellen! 
Rundungsdifferenzen möglich 

2010/2011 

136.483 

5.074 

5.412 

2011/2012 2012/2013 

Anzahl Schüler 
134.213 131.141 

5.395 5.532 
in VBÄ 

5.334 5.285 

2013/2014 Veränderung 
2010/2011 bis 

2013/2014 

in '10 
127.821 - 6,4 

5.875 15.8 

5.217 - 3.6 

besetzte Planstellen inklusive Religionsunterricht und Integrationsklassen 

Quellen: BM8F; Berechnungen RH 

Bund 2 0 1 5/ 1 2  

Die Entwicklung der Planstellen zeigte ebenfalls einen Rückgang 
(rd. 3,6 'IIlJ. der unter dem im Bereich der Schülerzahlen lag (rd. 6,4 'IIlJ. 

9.2 Das BMBF setzte die Empfehlung des RH teilweise um, indem es eine 
Abschätzung der Planstellenentwicklung hinsichtlich des allgemeinen 
Zuschlags von 10 'IIl vornahm. Eine Evaluation der bestehenden Schlüs­
selzahlen zur Ermittlung der Planstellen führte es nicht durch. Er hielt 
daher an seiner Empfehlung fest, an den beru� bildenden Pflichtschu­
len eine Evaluation der bestehenden Schlüsselzahlen zur Ermittlung 
der Planstellen durchzuführen. Wie schon im Vorbericht stellte der 
RH abermals für den überprüften Zeitraum fest, dass sich die Reduk­
tion der Schülerzahlen lediglich im abgeschwächten Ausmaß bei den 
Planstellen widerspiegelte. 

9.3 Laut Stellullgnahme des BMBF sei aus den aktuelleIl Stellenplällen 
der beruJsbildenden Pjlichtschulen ersichtlich, dass die bestehender! 
Schlü se/zall/en weiterltin zur Anwendung kommer! könne',. Alle bis­
herigen Änderu .. ge .. im Zusamme .. hal!g mit der modulareIl A usbildullg 
seien - nicht zuletzt auJgrund der 50 %ige" Kostentragung sei teils der 
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Lällder - gedeck/. Bei keillem Lalld komme es zu eillem Oberzug des 
genehmiglell Slel/ellp/alls. 

9.4 Ungeachtet einer systemimmanenten Kostenkontrolle durch die 50 %ige 
Kostentragungspflicht der Länder trug auch der Unterricht an berufs­
bildenden Pflichtschulen den bildungspolilischen EnlwickJungen der 
letzten Jahre Rechnung (z.B. Individualisierung des Unterrichts). Eine 
Evaluierung des bestehenden Systems (insbesondere Schlüsselzahlen) 
würde zur zeitnahen Identifizierung eines etwaigen Änderungsbedarfs 
beitragen und eine bedarfsorientierte sowie zielgerichtete Anpassung 
erlauben. 

10.1 ( I )  Im Rahmen der Schuljahresabrechnung verglich das BMBF die 
genehmigten Planstellen mit den tatsächlich - durch die Länder -
besetzten Landeslehrer-Planstellen. Hanen die Länder über den 
genehmigten Stellen plan hinaus Landeslehrer im Einsatz. kam es zu 
Stellenplanüberschreirungen. Die Besoldungskosten rur diese SteIlen­
pianüberschreitungen hanen die Länder selbst zu tragen. Da jedoch 
aufgrund der Abrechnungsmodalitäten diese Überschreirungen das 
BMBF vorab zur Gänze trug. entstanden Rückforderungsansprüche des 
BMBF gegenüber den Ländern. Gemäß § 7 Abs. 2 Landeslehrer-Con­
trollingverordnung erfolgte der Ausgleich der SteilenpIanüberschrei­
tungen der Länder zu Normkosten der EntJohnungsgruppe 12a2. Diese 
waren jedoch wesentlich geringer als die durchschnittlichen tatsäch­
lichen Besoldu ngskoslcn der Landeslehrer je La nd. Der RH hatte daher 
in seinem Vorbericht (TZ 1 8) dem BMBF und dem BMF empfohlen. die 
geltende Landeslehrer-Controllingverordnung dahingehend zu ändern. 
dass die durchschnittlichen tatsächlichen Besoldungskosten der Lan­
deslehrer je Land bei einer Stellenplanüberschreitung als Basis rur den 
Rückforderungsanspruch herangezogen werden. 

(2) Das Nachfrageverfahren ergab Folgendes: 

a) Das BMBF hane mitgeteilt. das die Berechnung des Rückforderungs­
anspruchs auf Basis der durchschnittlichen tatsächlichen Besoldungs­
kosten im Entwurf der Novelle zur Landeslehrer-Comrollingverordnung 
vorgesehen gewesen sei. Die Zurückstellung des Verordnungsentwurfs 
im Herbst 2010 sei aurgrund massiver Länderproteste. die sich unter 
anderem auf den geltenden Finanzausgleich und den Stabilitätspakt 
beriefen. erfolgt. Das BMBF sei unabhängig davon um eine Novelle 
zur Landeslehrer-Controllingverordnung bemüht. die inhaltlich akru­
alisiert und bezüglich der Datenlieferungen dcr Länder an den Bund 
zur Verwaitungsvereinfachung gestrafft werde. 
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b )  Das BMF begrüßte die Empfehlung des RH, weil diese z u  einer grö­
ßeren Kostenwahrheit und zu einem efftzienteren Ressourceneinsatz 
bciuagen könne. 

(3)  Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMBF im überprüften Zeit­
raum zweimal eine Änderung des Kostensatzes bei Überschreitung des 
Stellenplans im Zuge von Novellen der Landeslehrer-Controllingver­
ordnung initiierte. Der erste Verordnungsentwurf wurde im Herbst 
2010 zurückgezogen. Zuletzt wurde mit BGB!. I I  Nr. 8 1 /2014 eine dies­
bezügliche Novelle der Landeslehrer-Controllingverordnung erlassen, 
die jedoch durch BGB!. [\ Nr. 1 1 8/20 14  ohne nähere Begründung wie­
der aufgehoben wurde. Da BMBF teilte ferner mit, dass die Möglich­
keit zur Änderung des Kostensatzes derzeit nicht gegeben sei, weil sich 
die Länder auf den geltenden Finanzausgleich bis Ende 2016 und den 
Stabilitätspakt beriefen. 

Der RH stellte weiters zu den Stellenplanüberschreitungen Folgendes 
fest :  

Bei den allgemein bildenden Ptlichtschulen blieben die Rückforde­
rungsansprüche des BMBF gegenüber den Ländern im überprüften 
Zeitraum in etwa gleich: rd. 71 ,40 Mio. EUR (im Schuljahr 2010/20 1 1 )  
zu rd. 7 1 , 3 3  Mio. EUR (im Schuljahr 201 3/201 4). 

Der RH verglich die Rückforderungsansprüche anhand der berechne­
ten Besoldungskosten im Sinne von Nonnkosten für eine Planstelle 
mit den Rückforderungsansprüchen basierend auf den durchschnin­
lichen tatsächlichen österreichweiten Besoldungskosten der Landes­
lehrer und kam für den überprüften Zeitraum zu folgendem Ergebnis: 
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Tabelle 4: Rückforderungsanspruch - allgemein bildende Pflichtschulen 
Schuljahre 2010/201 1  bis 2013/2014 

Schuljahr 2010/2011 2011/2012' 2012/2013' 2013/2014 
in EUR 

berechnete Besoldungskosten für eine 
Planstelle (Normkosten) 38.143,45 39.309,84 39.201,38 40.038,30 

in Mio. EUR 
RUckforderungsanspruch (auf Basis 
Normkosten) 71,40 74,88 72,02 71,33 

in EUR 
durchschnittliche tatsächliche 
Besoldungskosten landeslehrer 54.040,16 55.711,32 56.385,85 56.070,75 

in Mio. EUR 
Rückforderun9sanspruch (auf Basis 
durchschnittliche tatsächliche 
Besoldungskosten) 

!..----"----" 

101.15 106,12 103,59 99,89 

21. 
bereinigt um SteUenplanübetschreitungen betreffend die Neue Mittelschule 

Quellen: BMBF: Berechnungen RH 
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Die Tabelle zeigt, dass die berechneten Besoldungskosten (Nonnkos­
ten] für das Schuljahr 201 3/20 14  um rd. 1 6.000 EUR geringer waren 
als die durch chninIichen taLsächlichen Besoldungsko ten für einen 
Landeslehrer. Der Rückforderungsanspruch des BMBF häne sich in die­
sem Schuljahr bei Heranziehung der durchschnittlichen tatsächlichen 
Besoldungskoslen um rd. 28,56 Mio. EUR bzw. für den überprüften 
Zeitraum um insgesamt rd. 1 2 1 , 1 2  Mio. EUR erhöht. 

Im überprüften Zeitraum kam es an den berufsbildenden Pflichtschulen 
im Schuljahr 201 3/20 14  für das Burgenland zu einer Überschreitung 
des Stellenplans um 1 ,03 Plan teilen und somit zu einem Rückforde­
rungsanspruch des BMBF in der Höhe von rd. 2 1 .000 EUR. Ansons­
ten gab es österreichweit ausschließlich Stellenplanunterschreitungen 
und damit keine Rückforderungsansprüche des BMBF gegenÜber den 
Ländern. 

10.2 Das BMBF und das BMF setzten die Empfehlung des RH nicht um. Der 
RH anerkannte jedoch die Bemühungen des BMBF zur Änderung des 
Kostensatzes für die Rückforderungsansprüche, die letztlich am Wider­
stand der Länder scheiterten. Die derzeitige Berechnung der Rückforde­
rungsansprüche des BMBF bewirkte, dass die Länder bei Nichteinhal­
ten der Stellenplan-Richtlinien bzw. bei Stellenplanüberschreitungen 
lediglich die (niedrigeren] Normko ten stan der tatsächlichen Kosten 
zu tragen hatten, wodurch falsche Anreize gesetzt wurden. Eine Heran­
ziehung der durchschnirtIichen tatsächlichen Besoldungskostenje Land 
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würde das Kostenbewusstsein der Länder in Bezug aur ihre Landesleh­
rer stärken und die Steuerung des Personaleinsatzes optimieren. Der 
RH bekräftigte daher aus Gründen der Kostenwahrheit und der erfIzi­
enten Ressourcenverteilung weiterhin seine Emprehlung, die gellende 
Landeslehrer-Controllingverordnung dahingehend zu ändern, dass die 
durchschnittlichen tatsächlichen Besoldungskosten der Landeslehrer 
je Land bei einer Stellenplanüberschreitung als Basis für den Rück­
rorderungsanspruch herangezogen werden. 

Ferner betonte der RH seine Ansicht, da s die Kostentragung (50 % 
Bund, 50 % Land) bei den berursbildenden Pnichtschulen unter ande­
rem ein Grund für die in diesem Bereich beobachtbare Planstellendis­
ziplin der Länder war. Durch die halbe Kostenverantwortung hatten 
die Länder einen Anreiz, die Stellenpläne einzuhalten, wodurch die 
aus dem Auseinanderltlaffen der Aufgaben-, Ausgaben- und Finan­
zierungsverantwortung resultierenden Ineffizienzen teilweise abge­
fangen wurden. 

10.3 Laut Stellungllahme des BMBF bedürfe eine Änderung des Kosten­
satzes bei Überselrreitung des Stellenplalls eiller BUlld-Länder-Verein­
barung. Die Bereirsclraft zur Ällderung des Kostensatzes sei VOll Seiten 
der Lällder derzeir niellt gegeben. Unabhängig davon sei das BMBF um 
mehr Effizienz ulld eine Reduzierung der Komplrnrät bemühr. So sei 
mir der letzteIl Novelle der Landeslehrer-Colltrollillgverordnullg neben 
eiller inhaltlichen Aktualisierung eille Srraffung der Datenlieferungen 
vOn deli Ländem an den Bund erfolgt. 

Das BMF hielt seine im Zuge der Gebarullgsüberprüjullg abgegebene 
Stellungnahme aufrecM, wonach es die Empfehlung des RH begrüße, 
weil diese zu einer größeren Ko tellwahrheit und ZII einem effizienteren 
Ressourcelleillsatz beitragen kÖllne. 

11.1 ( I )  Das BMBF beaurtragte im Jahr 2010 zwei Institute mit der Durch­
führung des Maßnahmencontrollings für zweckgebundene Zuschläge. 
Beide beauftragten Institute hielten die vereinbarten Termine zur Vor­
lage der Endberichte nicht ein. Der RH hatte daher in seinem Vorbericht 
(TZ 2 1 )  dem BMBF empfohlen, künrtig dafür zu sorgen, dass Auftrag­
nehmer die Endberichte zum Maßnahmencontrolling" termingerecht 
vorlegen. 

11 Dieses diente zur Evaluation der Ziclcm:ichung sowie zur Kontrolle der widmungsgem1ißcn 

Verwendung der zwn-kgtbundtntn ZUSChlägt an al1gemein bildenden pnichtschult'n. 
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(2) Das BMBF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, es werde auf 
die Einhaltung der Terminvorgaben bei allfall igen künftigen Vergahen 
achten. Derzeit bestünden im Bereich des Landeslehrer/innen Control­
lings keine Fremdvergaben, weil verstärkt auf die Expertise im Res­
sort zutückgegriffen werde. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMBF das Maßnahmencon­
trolling im überprüften Zeitraum selbst durchflihrte (z.B. Neue Mit­
telschule Schuljahr 201 3/2014, Senkung der K.Iassenschülerhöchstzahl 
jeweils in den Schuljahren 2010/20 1 1  bis 201 3/2014), wodurch keine 
externen Vergaben im Maßnahmencontrolling anfIelen. 

1 1 .2 Da das BMBF das Maßnahmencontrolling im überprüften Zeitraum 
selbst durchflihrte, ergab sich kein Anwendungsfall rur die Empfeh­
lung des RH. Der RH hielt seine Empfehlung, künftig dafür zu sorgen, 
dass Auftragnehmer die Endberichte zum Maßnahmencontrolling ter­
mingerecht vorlegen, aufrecht. 

1 1.3 Das BMBF rei/re in seiner Srellungnahme mil, dass es bei allfiilligen 
künftigen VergabeIl weirerhin auf die Eillhallullg der Terminuorgaben 
achren wert/e. 

12.1 ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht rrz 2 1 )  dem BMBF empfohlen, 
wegen der verspäteten Lieferung eines Endberichts zur Durchflihrung 
des Maßnahmencontrollings beim beauftragten Institut auf eine Preis­
minderung zu drängen. 

(2) Das BMßF hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, auf die Einhal­
tung der Terminvorgaben werde bei a l lfalligen künftigen Vergaben 
geachtet. Derzeit bestünden im Bereich des Landeslehrer/innen Con­
trollings keine Fremdvergaben, weil verstärkt auf die Expertise im Res­
sort zurückgegriffen werde. 

(3 )  Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMßF keine Preisreduktion 
vorgenommen hatte. Laut Angaben des BMBF hätte die verspätete 
Abnahme des Endberichts einen wesentlich höheren Detaillierungs­
grad gebracht, weshalb es auf eine Preisminderung verzichtet hatte. 

12.2 Da das BMBF keine Preisminderung erwirkte, setzte es die Empfehlung 
des RH nicht um. Der RH verwies auf die grundlegende Empfehlung 
in TZ 1 1 ,  wonach künftig daflir zu sorgen wäre, dass AuFtragnehmer 
die Endberichte zum Maßnahmencontrolling termingerecht vorlegen. 
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12.] Das BMBF bekräftigte erllellt, dass es bei allfälligen künftigeIl Verga­

ben weiterllill allf die Eillhalfllng der Tenn;,worgabell aelltell werde. 

13.1  ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht m 6, 2 1 ,  22) dem BMBF empfoh­
len. bei Dircktvergaben die Preisangemessenheit der Angebote nach­
vollziehbar sicherzustellen. 

(2) Das BMßF halle im Nachfrageverfahren mitgeteilt, der Empfeh­
lung des RH zur Einholung vOn Angeboten zur Nachvollziehung der 
Preisangemessenheit bei Direktvergaben werde nachgekommen. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMBF im Jahr 201 3  bzw. 
201 4 bei der Direktvergabe der webbasierten .Landeslehrpersonen­
Controllingdatenbank neu" vier Unternehmen zur Angebotsabgabe 
einlud, wovon zwei Angebote abgaben. Das BMBF vergab den Auf­
trag zu rd. 101 .000 EUR (inklusive USt). 

13.2 Da das BMBF bei Direktvergaben Vergleichsangebote einholte. setzte 
es die Empfehlung des RH um. 

14.1 ( I )  In seinem Vorbericht m 22) hatte der RH dem BMBF empfohlen. 
bei künftigen pädagogischen Evaluationen verstärkt auf das Exper­
tenwissen der Fachabteilungen des BMßF zurückzugreifen. 

(2) Das BMBF hatte im NachfTageverfahren mitgeteilt, dass derzeit 
im Bereich des Landeslehrerlinnen Conrroll ings keine Fremdverga­
ben bestünden, weil verstärkt auf die Experti e im Ressort zurückge­
griffen werde. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest. dass im überprüften Zeitraum keine 
pädagogischen Evaluationen im Bereich der Landeslehrer durchge­
führt wurden l2 

14.2 Da das BMBF im überprüften Zeitraum keine pädagogischen Evaluati­
onen im Bereich der Landeslehrer durchführte. ergab sich kein Anwen­
dungsfall für die Empfehlung des RH. Er hielt seine Empfehlung auf­
recht, bei künftigen pädagogischen Evaluationen verstärkt auf das 
Expertenwissen der Fachabteilungen des BMBF zurückzugreifen. 

12 Eine Ausnahme sttille die Evaluation der Neuen Miuelschulc: dar. die jedoch bC':reits vor 

dem Qbcrprtlftl'n Zeitraum in Auftrag gegeben wurde (siehe Bericht des RII  MModcll­

versuche Neue Mittelschuh:M, Rtihe Bund 2013/12. TZ 27 fT.). 
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14.3 Laul StellungllOhme des BMBF beSlünden derzeil im Bereich des Lan­
des/ehrer/innen Conlrollings keine Fremdvergaben, Iveil verslärkt auf 
die Expertise illl Ressort zurückgegrijJen werde. 

15 Der RH stellte fest, dass das BMBF von 1 3  Empfehlungen des Vor­
berichts fünf  umgesetzt. zwei Empfehlungen teilweise umgesetzt 
und vier nicht umgesetzt hatte. Bei zwei Empfehlungen war kein 
Anwendungsfall gegeben. 

Bund 2015/12 
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Finanzierung der Landeslehrer; 

Follow-up-Überprüfung 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 
(Reihe Bund 2012/14) 

Vorbericht Follow-up-Überprüfung 

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

...., 
2, 5, Konzentration der Aufgaben-, Ausgaben- und 19, 2 X 
20 Finanzierungsverantwortung in einer Hand 

6 elektronischer SteLLenplan für berufsbildende 3 X Pllichtschulen 

7 Evaluation der Verhältniszahlen für allgemein 
bildende Pllichtschulen 4 X 

8 
Berücksichtigung der geltenden Maßzahl für 
sonderpädagogischen Förderbedarf bei Evaluation 
der Verhältniszahlen 

5 X 

9 Überprüfun� der zweckgebundenen Zuschläge an 
allgemein bildenden Pllichtschulen 6 X 

10 Bedarfserhebung vor Einführung weiterer 7 X zweckgebundener Zuschläge 

13 Einrichtung einer Arbeitsgruppe und Evaluierung 8 X von Struktur problemen 

14 Evaluation der Schlüsselzahlen an berufsbildenden 9 X Pllichtschulen 
Heranziehung der durchschnittlichen tatsächlichen 

18 Besoldungskosten für Rückforderungsanspruch bei 
Stellenpla n überschreitungen 

10 X 

21 termingerechte Vorlage von Endberichten zum 
Maßnahmencontrolling durch Auftragnehmer 11 kein Anwendungsfall 

21 Geltendmachung einer Preisminderung aufgrund 
verspäteter Lieferung 12 X 

6, Nachvollziehbarkeit der Preisangemessenheit von 21, 13 X 
22 Angeboten bei Direktvergaben 

22 Zugriff auf Expertenwissen der Fachabteilung des 14 kein Anwendungsfall BMBF 
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TZ 

-

13 

18 

Der RH stellte weiters fest, dass das BMF von den zwei abgege­
benen Empfehlungen eine teilweise umgesetzt und eine nicht umge­
setzt hatte. 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 
(Reihe Bund 2012/14) 

Vorbericht Follow-up-Überprüfung 

Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

Einrichtung einer Arbeitsgruppe und Evaluierung 8 X von Strukturproblemen 
Heranziehung der durchschnittlichen tatsächlichen 
Besoldungskosten für Rückforderungsanspruch bei 
Stelle n pla n ü bersch reitu n gen 

10 X 

Der RH hielt folgende Empfehlungen aufrecht :  

BMBF und BMF ( 1  J Eine Arbeitsgruppe unter Einbindung der Länder wäre einzu­
richten und eine Evaluation der Strukturprobleme im Bereich der 
allgemein bildenden Pl1ichtschulen durchzuführen. (TZ 8J 

BMBF 

140 

(2J Die geltende Landeslehrer-Controllingverordnung wäre dahin­
gehend zu ändern. dass die durchschnittlichen tatsächlichen Besol­
dungskosten der Landeskhrer je Land bei einer SteUenpla.nüber­
schreitung als Basis für den Rückforderungsanspruch herangezogen 
werden. (TZ 10J 

(3J  Im Hinblick auf eine Strukturbereinigung im Schulwesen wäre 
auf die Konzentration der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzie­
rungsverantwortung im Bereich der Landeslehrer in einer Hand 
hinzuwirken. (TZ 2, 6J 

(4J Der elektronische Stellenplan wäre auch im Bereich der berufs­
bildenden POichtschulen einzusetzen. (TZ 3J 
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Finanzierung der Landeslehrer; 
FOllow-up-Überprüfung 

(5) Die bestehenden Sehlüsselzahlen zur Ermittlung der Planstellen 
an den berufsbildenden Pnichtschulen wären zu evaluieren. (TZ 9) 

(6) Künftig wäre dafiir zu sorgen, dass Auftragnehmer die Endbe­
richte zum Maßnahmencontrolling termingerecht vorlegen. (TZ 1 1 ,  
1 2) 

(7) Bei künftigen pädagogischen Evaluationen wäre verstärkl auf 
das Expertenwissen der Fachabteilungen des BMBF zurückzugrei­
fen. (TZ 1 4) 

141 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 45 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 

142 Bund 2015/ 1 2  

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)46 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 

Bund 201 5/ 1 2  

Bericht 

des Rechnungshofes 

GLeichsteliungszi el, GLei chstellu ngsmaßnah men 
und Indikatoren im 8MJ 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abs. 

An. 

BFG 

BFRG 

BGBI. 

BHG 

BKA 

BlgNR 

BMASK 

BMBF 

BMI 

BMJ 

BMUKK 

Absatz 

Anikel 

Bu n d esfl na nzgesetz( e) 

Bundesfinanzrahmengesetz 

Bundesgesetzblan 

Bundeshausha Itsgesetz 

Bundeskanzleramt 

Beilagen zu den stenografischen Protokollen des Nationalrats 

Bundesministerium für Arbeit. Soziales und Konsumenten­

schutz 

Bundesministerium für Bildung und Frauen 

Bundesministerium für Inneres 

Bundesministerium für justiz 

Bundesministerium für Unterricht. Kunst und Kultur 

BRA Bundesrechnungsabschluss 

BRZ GmbH Bundesrechenzentrum GmbH 

BVA 

B-VG 

bzw. 

DB 

ELAK 

ErläuLRV 

ete. 

EUR 

GB 

GP 

Ld.g.F. 

inkl. 

insb. 

lT 
i.V.m. 

rvv 

lit. 

LK.H 

Bundesvoranschlag 

Bundes-Verfassungsgesetz 

beziehungsweise 

Detailbudget 

elektronischer Akt 

Erläuterungen zur Regierungsvorlage 

et cetera 

Euro 

Globalbudget 

Gesetzgebungsperiode 

in der geltenden Fassung 

inklusive 

insbesondere 

Informalionstechnologie 

in Verbindung mit 

Integriene Vollzugsverwaltung 

l itera (Buchstabe) 

Landeskrankenhaus 
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Mio, Million(en) 

Mrd, Millia rde(n) 

Nr, Nummer 

n,v. nicht verfügbar 

Pkt. Punkt 

rd. rund 

RH Rechnungshof 

RV Regierungsvorlage 

S. Seile 

StGB Str. fgesetzbuch 

StVG Stra fvollzugsgesetz 

TZ Textzahl(enJ 

u,a, unter anderem 

UG Untergliederung 

U-Haft Untersuchungsha ft 
UN United Nations 

v.a. vor allem 

va Verordnung 

Z Ziffer 

z.B, zum Beispiel 
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Glossar 

Wirkungsorientierung 

Gleichstel l ungsziel 

Die Bundesministerin und obersten Organe haben rur jene Untergliederung 

und rur jedes Detailbudget zumindest ein Wirkungsziel zu definieren, das 

dem Ziel der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Män nem dient. 

Das Gleichstellungsziel gibt Au kunft darüber, welche Wirkung rur die Bür­

ger kurz- bzw. mittelfristig erreicht werden soll. 

Globalbudget 

Ein Globalbudget ist ein sachlich zusammengehörender Verwaltungsbereich, 

in dem Mittelverwendungen und Minelaufbringungen rur ein gleichgerich­

tetes Leistungsspektrum zusammengefasst sind. Die Verantwonung für Glo­

bai budgets liegt beim jeweiligen haushaltsleitenden Organ. 

Indikator 

Im Haushaltsrecht des Bundes wird der Begriff Indikator ynonym für Kenn­

zahlen (quantitativ und objektiv messbare Größen, die über den Grad des 

Erfolgs eines Ziels oder einer Maßnahme Auskunft geben) und Meilensteine 

(abgrenzbares Ergebnis im Verlauf der Umsetzung einer Maßnahme) ver­

wendet. Wirkungsziele einer Untergliederung dürfen ausschließlich anhand 

von Kennzahlen beurteilt werden. Bei den Maßnahmen auf Globalbudget­

ebene sind auch Meilensteine zulässig. 

Leitbild 

Ein Leitbild bschreibt in wenigen Sätzen die strategische Ausrichtung und 

die Kernaufgaben der Untergliederung und dient den Mitarbeitern als Ori­

entierungsrahmen. Es wird im Bundesvoranschlag auf Untergliederungs­

ebene den Angaben zur Wirkungsorientierung vorangestellt. 
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Maßnahmen 

Maßnahmen im Rahmen der wirkungsorientienen Haushaltsführung kön­

nen alle Anen von Aktivitäten, Vorhaben, Projekten und Leistungen einer 

Organis3tionseinheit sein. Sie zeigen, wie die angestrebten Wirkungsziele 

erreicht werden sollen und werden für das jeweilige Finanzjahr formulien. 

Zum Nachweis der Umsetzung von Maßnahmen sind diese mit einer Kenn­

zahl oder einem Meilenstein zu verstehen. 

Meilenstein 

Ein Meilenstein ist ein abgrenzbares Ergebnis im Verlauf der Umsetzung 

einer Maßnahme. Dabei sind sowohl das zu erreichende Ergebnis als auch 

der angestrebte Zeitpunkt bereits vorab eindeutig festzulegen. 

Untergliederung 

Eine Untergliederung ist ein sachlich zusammengehörender Budgetbereich. 

Eine Untergliederung ist jeweils ausschließlich einem Bundesministerium 

zugewiesen, wobei einem haushaltsleitenden Organ (Bundesminister) meh­

rere Untergliederungen zugeordnet sein können. 

Wirkungsziel 

Ein Wirkungsziel ist ein strategisch forrnulienes Ziel über die Wirkungen, 

die für Bürger mit den zur Verfügung stehenden Mitteln kurz- bis mittel­

fristig erreicht werden sollen. Je Untergliederung sind ein bis fünf Wir­

kungsziele festzulegen. die die politischen Prioritäten und Kernaufgaben 

des jeweiligen Ressons abdecken sollen. 

Strafvollzug 

Haftdauer 

Die Haftdauer ist die de facto in Haft verbrachte Zeit. 
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.Justizanstah· ist der ÜberbegrilTzu Strafvollzugsanstalten und landesge­

richtlichen Gefangenenhäusern. 

Landesgerichtliche Gefangenenhäuser 

In den landesgerichtlichen Gefangenenhäusern werden Untersuchungshaften 

und gerichtliche Freiheitsstrafen bis zu 1 8  Monaten vollzogen (Jugendli­

che, Frauen und Männer). 

Maßnahmenvollzug 

Ist die besondere Gefährlichkeit eines Täters oder einer Täterin gegeben. so 

erfolgt neben oder an Stelle einer Strafe durch das Gericht die Einweisung 

in den Maßnahmenvollzug. Unterschieden wird die Unterbringung in einer 

Anstalt rur geistig abnorme Rechtsbrecher (§ 2 1  Abs. I oder Abs. 2 StGB). 

für enrwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher (§ 22 StGB) oder für gefährliche 

Rückfallstäter (§ 23 StGB). 

Strafdauer 

Die Slrafdauer ist die im Slrafuneil festgelegte Dauer der verhängten Strafe. 

Strafvollzug 

Der Strafvollzug betriff1 Personen. die zu einer Freiheitsstrafe veruneilt 

wurden. 

Strafvollzugsanst.1 ten 

In den Strafvollzugsanstalten werden Freiheitsstrafen mit einer Strafzeit 

von über 1 8  Monaten vollzogen. 
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Unternehmerbetrieb 

Unternehmerbetriebe innerhalb von lustizanstallen liefern einfache Arbei­

ten (z.B. verpacken, kuvertieren) an externe Wirtschaftsbetriebe. 

Untersuchungshaft 

Untersuchungshaft ist eine vorläufige Haft. die reine Sicherungszwecke ver­

folgt und spätestens mit Rechtskraft eines Urteils endet. Sie darf nur von 

einem Richter verhängt werden. 
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Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes und des 

Bundesministeriums für Justiz 

Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen und 
Indi katoren im BMJ 

Das BMJ hatte in den Jahren 201 3 bis 201 5  kein eigenständiges 
GleichsteLlungsziel definiert. sondern den Gleichstellungsa pekt 
.Berücksichtigung der Lebenssituation weiblicher Insassen im Straf­
und MaßnahmenvoLlzug" als Teil des allgemeinen Wirkungszicls 5 
formuliert. Durch die Platzierung des Gleichstellungsaspekts an das 
Ende der Ziel formulierung und durch die mehrgliedrig verschachtelte 
Formulierung des Ziels als Ganzes war die Verständlichkeit beein­
trächtigt. Zudem unterblieb die entsprechende Konkretisierung des 
GleichsteUungsaspekts. 

Zu häftlingsbezogenen Merkmalen (z.B. Dauer der Haft. abgeschlos­
sene Schulbildung) erhob das BMJ zwar geschlechtsspeziflSche Daten. 
diese wiesen jedoch erhebliche Qualitätsmängel auf. Auch beeinträch­
tigten die Fehlbestände bei den sozioökonomischen Daten und das 
Fehlen steuerungs relevanter Lndikatoren (z.B. Au bildung) die Steue­
rungsfahigkeit. 

Die Angaben zur Wirkungsorientierung - Ziele. Maßnahmen und Indi­
katoren - mussten nach dem seit 201 3  geltenden neuen Haushalts­
recht des Bundes sechs Qualitätskriterien erlUlIen: Relevanz. inha.ltliche 
Konsistenz, Verständlichkeit. NachvoLlziehbarkeit. Vergleichbarkeit und 
Überprüfbarkeit. Der Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 des BMJ 
war nicht ausreichend konsistent und nicht nachvoLlziehba.r. die Über­
prüfbarkeit war eingeschränkt. Die dazugehörige Maßnahme war nicht 
inhaltlich konsistent. die Kriterien der Relevanz und der NachvoUzieh­
barkeit waren nicht ausreichend erfiillt. Der zum Gleichstellungsa pekt 
im Wirkungsziel 5 definierte Indikator erfüllte die Kriterien der Rele­
vanz. der inhaltlichen Konsistenz und Verständlichkeit nicht ausrei­
chend und war nur teilweise nachvollziehbar. 

In die Entwicklung des den GLeichstellungsaspekt enthaltenden Wir­
kungsziels 5 samt GleichsteUungsmaßnahme waren die unmittelbar 
für die Umsetzung Verantwortlichen - VoUzugsdirektion. Leiter von 
landesgerichtlichen Gefangenenhäusem mit Abteilungen für weibliche 
Häftlinge. Leiter der Justizan talt Schwanau - nicht eingebunden. 
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Das BMJ halle in den Bundesflnanzgeserzen 201 3 bis 201 5  kein 
eigenständiges Gleichslellungsziel definiert. Es hatte den Gleich­
stellungsaspekt "Berücksichtigung der Lebenssituation weiblicher 
Insassen i m  Straf- und Maßnahmenvollzug" als Teil des allgemei­
nen Wirkungsziels 5 "effektive Durchsetzung von Entscheidungen 
durch zivil- und strafgerichtlichen Vollzug; letzterer unter be on­
derer Berücksichtigung der Reintegration und Rückfallprävention 
owie der Lebenssituation weiblicher I nsassen im Straf- und Maß-

nahmenvollzug" formuliert. AI Maßnahme war die " chaffung von 
Haftplätzen für  Frauen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern 
einschließlich von Beschäftigungsmöglichkeiten und Mutter-Kind­
Hartplätzen" vorge ehen. Der Indikator war als die "Anzahl der 
Abteilungen für weibliche I nsassen in Hafteinrichtungen der mit  
Strafsachen befa sten Landesgerichte" definiert. (TZ 1 )  

Ziele der Gebarungsüberprüfung waren 

die Darstellung der rechtlichen Rahmenbedingungen. 

die Beurteilung der Qualität von Gleichstellungsziel. Gleichstel­
lungsmaßnahme und Indikatoren des BMJ in den Bundesvor­
anschlägen (BVA) 201 3 bis 201 5 auf Basis der Kriterien des 
§ 4 1  Bundeshaushaltsgesetz (BHG 20 1 3 ) sowie 

die Beurteilung des EntwickJungsproze ses von Gleichstellungs­
ziel. Gleichstellungsmaßnahmen und Indikatoren im BMJ ein­
schließlich der Qualitätssicherung durch die res ortübergreifende 
WirkungscontrollingsteIle im BKA gemäß Wirkungscontrolling­
verordnung. (TZ I )  

Internationale Empfehlungen zum Frauenslraf- und -maßnahmen­
vollzug - in den _Strafvollzugsgrund ätzen de Europarates" und 
in den "UN-Grund ätzen für die Behandlung weiblicher Gefange­
ncr und für nicht freiheitsentziehende Maßnahmen für weibliche 
StralTaJlige" (UN-Bangkok-Regeln) - beziehen sich ausdrücklich auf 
die besondere Lebenssituation weiblicher Häftlinge. Das BMJ halle 
die Lebenssituation weiblicher Häftlinge trotz dieser Empfehlungen 
nicht ausreichend konkreti iert. So hätte ich etwa neben den The­
men Ausbildung und Beschäftigung auch der Bereich Ge undheit 
wegen der überdurchschnittlich hohen Drogen- und Medikamen­
tenabhängigkeil weiblicher Häftlinge als Anknüpfungspunkt für 
eine Konkretisierung angeboten. (TZ 2 )  
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Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
und Indikatoren im BMJ 

Die Präsidialsektion des BMJ hatte federführend die Angaben zur 
Wirkungsorientierung und damit das den Gleichslellungsaspekl enl­
haltende Wirkungsziel 5. die Gleichstellungsmaßnahme und den 
Lndikator entwickelt. (TZ 5) 

Es war allerdings weder die Vollzugsdirektion noch der Leiter der 
einzigen Justizanstalt flir Frauen in Österreich (Schwanau) oder 
ein Leiter eines der landesgerichtlichen Gefangenenhäuser mit einer 
Frauenabteilung in die EntwickJung des den Bereich Strafvollzug 
betreffenden Gleichstellungsaspekts samt Maßnahmen einbezogen. 
Die Einbindung von unmittelbar flir die Umsetzung Verantwort­
lichen hätte sowohl die Qualitäl des Ergebnisses als auch die nöLige 
Akzeptanz gefOrdert. (TZ 5) 

Die Mitarbeiter des Bereichs Strafvollzug wurden nicht sy tema­
tisch über Fortschritt und Ergebnis des EntwickJungsprozesses der 
sie betreffenden gleichstellungsbezogenen Angaben Zur Wirkungs­
orientierung informiert. (TZ 5) 

Die Ressortleitung hatte in ihrer Funktion als haushaltsleitendes 
Organ der Verwaltung keine Vorgaben zur EntwickJung von Gleich­
stellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen und Indikatoren gemacht 
und damit ihre Verantwortung nicht entsprechend wahrgenom­
men. (TZ 6) 

Das BMJ erhob geschlechterspezifische Daten zur Haft (z.B. Art. 
Dauer, Entlassung) und zum sozioökonomischen Hintergrund von 
Häftlingen (z.B. Schulbildung. Einkommen vor der Haft). Die Daten­
fehlbestände waren jedoch insbesondere in den Bereichen Bildung 
und soziale Stellung hoch. Dies schwächte die Aussagekraft von Aus­
wertungen; Rückschlüsse auf alle Häftlinge waren nur eingeschränkt 
möglich. Die Datenfehlbestände verringerten sich bei einer Ein­
schränkung auf österreich ische Staatsbürger, blieben jedoch immer 
noch beträchtlich. Die Justizanstalt Sonnberg wies einen vergleichs­
weise geringen Datenfehlbestand auf. (TZ 7) 

Das BMJ hatte die vorhandenen Daten zu den Sozialmerkmalen von 
Häftlingen nicht analysiert und sie nicht zur Konkrcti i('rung der 
Lebenssituation weiblicher Häftlinge genutzt. (TZ 8) 

Beide vom BMJ verwendeten Quellen im Entwic.k.lungsprozess der 
Angaben zur Wirkungsorientierung waren eine wenig geeignete 
Basis flir eine Entscheidungsfmdung: Die Studie des Instituts flir 
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Rechts- und Kriminalsoziologie aus dem Jahr 2004 bebandelte Gen­

deraspekte der Personalentwicklung in den Justizanstalten; sie betraf 

somit. wenn überhaupt. nur mittelbar die Lebenssituation weiblicher 

Häftlinge. Das Projekt .EQUAL 11 - Schritt ftir Schritt" wiederum 

ließ mangels repräsentativer Erhebung keine verallgemeinernden 

Schlussfolgerungen zu. (TZ 8) 

Das BMJ hatte keine alternativen Maßnahmen zur Umsetzung des 

Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 entwickelt, um letztlich 

aus der Mehrzahl von Alternativen jene auswählen zu können, die 

die Problemvielfalt weiblicher Häftlinge bestmöglich berücksichtigte. 

(TZ 8) 

Auch gleichstellungsbezogene Datenerhebungen zur Ressourcen­

verteilung zwischen weiblichen und männlichen Häftlingen in den 

Bereichen Ausbildung und Beschäftigung hatte das BMJ nicht durch­

geftihrt. Eine gleichstellungsbezogene Datenerhebung zur Ressour­

cenverteilung war notwendig. da erst durch die damit geschaf­

fene Tran parenz Unausgewogenheiten erkannt und gegensteuernde 

Maßnahmen gesetzt werden können. Diese Transparenz bildet die 

notwendige Basis ftir eine inhaltliche Auseinandersetzung mit ver­

schiedenen Maßnahmen-Alternativen - z.8. in Form von Kosten­

Nutzen-Überlegungen - ftir die fundierte Prioritätensetzung und 

damit ftir die gesamthafte Steuerung. (TZ 9) 

Das BMJ hatte bei der Konkrelisierung der Lebenssituation weiblicher 

Häftlinge lediglich auf den Aspekt des Erhalts sozialer Bindungen 

Bezug genommen. Andere Aspekte der Lebenssituation weiblicher 

Häftlinge - z.B. Gewalterfahrungen vor der Haft oder Drogen- und 

Medikamentenabhängigkeit - blieben unerwähnt. (TZ 1 0) 

Neben der Rechtsprechung bildete der Strafvollzug eine Kernauf­

gabe des BMJ. Rund ein Drittel (J4 %) der Gesamtauszahlungen 

bzw. Gesamtaufwendungen und der Planstellen (JJ % bzw. 34 %) 
des BMJ der Jahre 201 3 bis 201 5  entfIel auf den Strafvollzug. Auf­

grund der im Zeitraum 2008 bis 20 I J gestiegenen Anzahl weiblicher 

Häftlinge (von 454 auf 559) hatte das BMJ vermehrt Haftraum ftir 

weibliche Häftlinge zu schalTen. Das Kriterium der Relevanz war 

daher beim Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 erftillt. (TZ 1 1 )  

In Österreich existierte keine Strategie rur den Frauenstraf- und 

-maßnahmenvollzug. Daher leitete sich der Gleichstellungsaspekt 

im Wirkungsziel 5 nicht aus einer übergeordneten Strategie ab. 

Die Einbettung in eine Strategie ftir den Frauenstraf- und -maß-
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nahmen vollzug hätte die Konkretisierung, die Nachvollziehbarkeit 

und Verständlichkeit des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 
erleichtert und damit eine wirksame Um etzung von Maßnahmen 

zur Zielerreichung gefOrdert. (TZ 1 2) 

Das BMJ bezog sich in den Angaben zur Wirkungsorientierung 

betreffend den Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 nicht auf die 

internationalen Empfehlungen (Strafvollzugsgrundsätze des Euro­

parates und UN-Bangkok-Regeln). Mangels Strategie rur den Frau­

enstraf- und -maßnahmenvollzug und Bezügen zu internationalen 

Empfehlungen war die Nachvollziehbarkeit des Gleiehstellungs­

aspekts im Wirkungsziel 5 nur einge chränkt gegeben. (TZ 1 2) 

Das den Gleichstellungsaspekt enthaltende Wirkungsziel 5 war enger 

gefas t als die Ziele in den Strategieberichten. Durch die mangelnde 

Deckungsgleichheit entstand eine Steuerungsschwäche. Die inhalt­

liche Konsistenz des Wirkungsziels mit den entsprechenden Strate­

gieberiehten war dadurch nieht ausreichend gegeben. (TZ 1 3 ) 

Das den Gleichstellungsaspekt enthaltende Wirkungsziel 5 adres­

sierte drei unterschiedliche Aspekte des straf- und zivilgerichtlichen 

Vollzug , wovon einer, der in der Formulierung letztgereihte, expli­

zit auf weibliche Häftlinge Bezug nahm: 

effektive Durchsetzung von Entscheidungen durch zivilgericht­

lichen Vollzug; 

effektive Durchsetzung von Entscheidungen durch strafgericht­

lichen Vollzug unter besonderer Berücksichtigung der Reintegra­

tion und RückraJlprävention rur männliche HäfUinge im Straf­

und Maßnahmenvollzug; 

effektive Durchsetzung von Entscheidungen durch strafgericht­

lichen Vollzug unter besonderer Berücksichtigung der Reintegra­

tion und RückfaUprävention sowie der Lebenssituation weiblicher 

Häftlinge im Straf- und Maßnahmenvollzug. (TZ 1 3) 

Die Verständlichkeit des den Gleichstellung aspekt enthaltenden 

Wirkung ziels 5 war durch diese Häufung von adressierten Aspekten 

in nur einem Satz, durch die Platzierung des Gleichstellungsaspekts 

an das Ende der Zielformulierung und durch die mehrgliedrig ver­

chachtelte Formulierung des Ziels als Ganzes beeinträchtigt. (TZ 1 3) 

159 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 63 von 100

www.parlament.gv.at



Kurzfassung 

Maßnahmen im 
Lichte der haus­
halts rechtlichen 
Qualitätskriterien 

160 

R 
-

H 

Der Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 war auch wegen der 

ungenügenden Konkretisierung der Leben ituation weiblicher Häft­

linge nicht ausreichend verständlich: Es kann nicht erwartet wer­

den. dass sich Menschen ohne einschlägige fachliche Vorbildung 

von der konkreten Lebenssituation weiblicher Häftlinge eine Vor-

teilung machen können. (TZ I J) 

Die Vergleichbarkeit des Gleichstellungsaspekts war gegeben, da der 

im Prüfungszeitraum 201 3 bis 20 1 5  unveränderte Gleichstellungs­

a pekt eine Kontinuität der Angaben und damit die Vergleichbar­

keit über die betroffenen Jahre ermöglichte. (TZ I J) 

Der Gleichstellungsaspekt war auch grundsätzlich überprüfbar. Dies 

insbesondere desha.1b. weil das BMJ geschJechterspeziflsche Daten 

zur Haft (z.B. Art. Dauer. Entlassung) und zum sozioökonomischen 

Hintergrund von Häftlingen (z.B. Schulbildung, Einkommen vor der 

Haft) erhoben harte. die grundsätzlich die Fe tstellung ermöglichten, 

inwieweit die Reintegration. Rückfallprävention und die Lebenssi­

tuation weiblicher Häftlinge im Strafvollzug tat ächlich berücksich­

tigt wurden. Wegen der schlechten Datenqualität war die Überprüf­

barkeit jedoch nur einge chränkt gegeben. (TZ I J) 

Zur Umsetzung des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 ah 

das BMJ die Maßnahme .Schaffung von Haftplätzen ftir Frauen in 

landesgerichtlichen Gefangenenhäusern einschließlich von Beschäf­

tigungsmöglichkeiten und Muner-Kind-Haftplätzen" vor. Die Schaf­

fung von Beschäftigungsmöglichkeiten und Mutter-Kind-Haftplät­

zen bezog sich nur auf die neu einzurichtenden Frauenabteilungen in 

landesgerichtlichen Gefangenenhäusern und umfasste nicht poten­

ziell alle weiblichen Häftlinge. (TZ 1 4) 

Neben der Maßnahme Schaffung von Frauenabteilungen in lan­

desgerichtlichen Gefangenenhäusern sah das BMJ zum Wirkungs­

ziel 5 und dessen Teilaspekt einer .effektiven Durchsetzung von 

Entscheidungen durch strafgerichtlichen Vollzug unter besonde­

rer Berücksichtigung der Reintegration und Rückfallprävention ftir 

Häftlinge im Straf- und Maßnahmenvollzug" weitere Maßnahmen 

vor. diese allerdings ohne expliziten Bezug zum Gleichstellungs­

aspekt. So enthielten die BFG 201 4 und 201 5  im Unterschied zum 

BFG 201 3 als zusätzliche Maßnahmen .die bessere Qualifizierung 

der InsassInnen während der Haft" und den .Ausbau des Arbeits­

wesens im Strafvollzug durch verstärkte Orientierung der Arbeits­

leistungen an den Bedürfnissen möglicher leistungsabnehmerInnen". 

Dazu hatte da BMJ keine geschlechterspezifische Konkretisierung 
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vorgenommen und damit die Chance nicht genutzt, der besonde­

ren Berücksichtigung der Lebenssituation weiblicher Häftlinge in 

höherem Ausmaß zu entsprechen. (TZ 1 4) 

Mangels eines Bezugs zwischen der nur für weibliche Häftlinge gel­

tenden Maßnahme der Schaffung von Frauenabteilungen in zwei 

weiteren landesgerichtJichen Gefangenenhäusern (Korneuburg im 

Jahr 201 3 und Eisenstadt im Jahr 201 5) und den beiden Maßnah­

men zu Au bildung und Beschäftigung, die weibliche .l.!llil männliche 

Häftlinge betrafen, war die inhaltliche Konsistenz auch im Verhält­

nis der einzelnen Maßnahmen untereinander nicht gegeben. (TZ 1 4) 

Auch beschrieb das BMJ die in den Strategieberichten 201 3-20 1 6  
und 201 4-20 1 1  aUgemein formulierte Gleichstellungsmaßnahme 

erst im Strategiebericht 201 5-20 1 8  näher, obwohl die Maßnahme 

bereits im BFG 201 3 konkret dargestl�Ut und mit der Umsetzung 

begonnen worden war. (TZ 1 4) 

Das BMJ hatte in Fragen der Ausbildung und Beschäftigung weib­

licher Häftlinge keine Kooperation mit den zuständigen Ressorts 

BMASK und BMBF gesucht. Durch die Abstimmung zielgruppen­

orientierter Angebote in und nach der Haft könnten die Qualität und 

Wirksamkeit von Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen für 

weibliche Häftlinge verbessert werden. (TZ 1 4) 

Zu beanstanden war, dass weibliche Häftlinge eine niedrigere 

durchschnittliche Arbeitszeit pro Tag aufwiesen (z.B. im Jahr 201 3  
1 ,86 Arbeitsstunden gegenüber 2,2 1 Arbeitsstunden der männlichen 

Häftlinge) und im Zeitraum 2008 bis 201 3  die durchschnittliche 

Arbeitszeit der weiblichen Häftlinge um 1 ,9 Prozentpunkte stär­

ker zurückgegangen war als die der männlichen Häftlinge. (TZ 1 4) 

Betreffend Ausbildung und Beschäftigung waren die Rahmenbedin­

gungen für weibliche Häftlinge in landesgerichtlichen Gefangenen­

häusern ungünstiger als für männliche Häftlinge. Die Überwindung 

die er Hindernisse für die Ausbildung und Beschäftigung weiblicher 

Häftlinge war in der Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt im Wir­

kungsziel 5 des BMJ nicht ausreichend adressiert. Das BMJ hatte 

das Potenzial für Weiterbildungsmaßnahmen zugunsten weiblicher 

Häftlinge auch bei kürzer dauernden Ausbildungen nicht ausge­

schöpft. Damit fehlte die inhaltliche Konsistenz zwischen der Maß­

nahme und dem Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5. (TZ 1 5) 
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Eine gemeinsame Ausbildung und Beschäftigung von weiblichen 

und männlichen Häftlingen wurde dadurch erschwert, dass hieflir 

nach dem Trennungsgebot zusätzliches Personal erforderlich war. 

Auch d.ieses Problem war weder in der Maßnahme zum Gleich­

stellungsaspekt im Wirkungsziel 5 noch in den bei den übrigen flir 

weibliche und männliche Häftlinge geltenden Maßnahmen zu Aus­

bildung und Beschäftigung ausreichend adressiert. Das Qualitäts­

kriterium der inhaltlichen Konsistenz war daher auch im Verhältnis 

der Maßnahmen untereinander nur eingeschränkt erfliUt. (TZ 1 5) 

Der Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 lagen 

zwei einander widersprechende Ausrichtungen zugrunde (Dezen­

tralisierung versus Zentralisierung): Der angestrebte Erhalt sozia­

ler Bindungen erforderte möglichst über Österreich verteilte Voll­

zugsan lalten (darauf abzielend dk Maßnahme der Schaffung von 

Hartplätzen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern), die Durch­

führbarkeit von Ausbildung und Beschäftigung hingegen möglichst 

an einem Ort konzentrierte Vollzug anstalten (darauf abzielend die 

Schaffung von Beschäft igungsmöglichkeiten sowie die bessere Qua­

lif,zierung). Das BMJ hatte diesen Konnikt bei der Festlegung der 

Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt nicht betrachtet und deren 

unterschiedliche Elemente nicht entsprechend abgestimmt. Dies 

steUte einen weiteren Grund flir d.ie mangelnde inhaltliche Konsis­

tenz der Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt dar. (TZ 1 5) 

Trotz internationaler Standards gab es keine entsprechend konkre­

tisierten Standards flir den Frauenstrar- und -maßnahmenvollzug. 

Diese wären flir die Auswahl der Maßnahme zum Gleichstellungs­

aspekt im Wirkungsziel 5 hi lfreich und könnten ihre NachvoUzieh­

barkeit verbessern. (TZ 1 6) 

Angesichts von österreich",eit 651 Hartplätzen flir weibliche Häft­

linge im Jahr 201 3 war die Relevanz der Maßnahme zum Gleich­

stellungsaspekt im Wirkungsziel 5 nicht ausreichend gegeben, da sie 

weniger als 10 % der weiblichen Häftlinge zugute kam. Positiv war, 

dass das BMJ vor dem Hintergrund der steigenden Zahl weiblicher 

Häftlinge zu ätzliehe Haftplätze flir diese geschaffen hatte. (TZ 1 7) 

Da bereits im Jahr 20 1 4  die Einrichtung von Frauenabteilungen in 

landesgerichtlichen Gefangenenhäu ern fast zur Gänze umgesetzt 

war, war die Maßnahme wenig ambitioniert und auch daher von 

geringer Relevanz. (TZ 1 7) 
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Die Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt griff mit der Schaf­
fung von Frauenabteilungen zum Erhalt sozialer Bindungen ledig­
lich einen eingeschränkten Aspekt der be onderen Lebenssituation 
weiblicher Häftlinge auf und war daher auch aus diesem Grund nur 
unzureichend relevant: Die Lebenssituation war über das Problem 
des Erhalts sozialer Bindungen hinaus durch einen niedrigen Aus­
bildung grad. GewaIterfahrungen vor der Haft und eine überdurch­
schninlich hohe Drogen- und Medikamentenabhängigkeit gekenn­
zeichnet. Mit der VOn ihm gewählten Maßnahme begegnete das BMJ 
der Problemvielfalt in der Lebenssituation weiblicher Häftlinge nicht 
angemessen. (TZ 1 7) 

Die Maßnahme (.Schaffung von Haftplätzen fUr Frauen in landes­
gerichtlichen Gefangenenhäusern ein chließlich von Beschäftigungs­
möglichkeiten und Mutter-Kind-Haftplätzen") war kIar formuliert 
und fUr die interessiert� Öffentlichkeit leicht begreinich. Das Qua­
Iitätskriterium der Verständlichkeit war erfUllt. (TZ 1 7) 

Auch da Qualitätskriterium der Vergleichbarkeit war erfUllt, weil 
die Maßnahme in den Bundesfmanzgesetzen (BFG) 201 3 bis 201 5  
gleich geblieben war. (TZ 1 7) 

Da sich mit dem defmierten Indikator Anzahl der Abteilungen fUr 
weibliche Häftlinge in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern die 
tatsächliche Umsetzung der Maßnahme objektiv ex post feststellen 
ließ, erHillte die Maßnahme schließlich auch das Qualitätskriterium 
der ÜberpTÜlbarkeit. (TZ 1 7) 

Das BMJ harte lediglich die Anzahl der Frauenabteilungen in lan­
desgerichtlichen Gefangenenhäusern als Indikator fUr den ErfUl­
lungsgrad des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 festgelegt. 
Zur Schaffung VOn Beschäftigung möglichkeiten und Mut1er-Kind­
Haftplätzen waren keine Indikatoren und damit auch keine Zielgrö­
ßen vorgesehen. Damit hatte das BMJ nur fUr eines von drei Teil­
elementen der Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt einen Indikator 
deliniert. (TZ I B)  

Durch die Einrichtung von Frauenabteilungen per se  wurde noch 
nicht die Lebenssituation weiblicher Häftlinge ausreichend beTÜck­
sichtigt. Die .AnzahI der Abteilungen" war kein geeigneter Indi­
kator, die Erfüllung des Gleichstellung aspekts im Wirkungsziel 5 
zu mes en. sondern lediglich ein Meilenstein. der ein Zwischen­
bzw. Endergebnis auf Maßnahmenebene misst. Zusätzliche Indika­
toren, die wesentliche Aspekte der Problemvielfalt in der Leben -
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situation weiblicher Häftlinge adressieren hätten können, sah das 
BMJ nicht zur Messung des ErfüUungsgrads des Gleichstellungs­
aspekts vor. (TZ 1 8) 

Der vom BMJ festgelegte Indikator (Anzahl der Abteilungen für 
weibliche Häftlinge! war für die Messung des Erfüllungsgrades des 
Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 nicht ausreichend rele­
vant. Der Indikator war für die Beurteilung, inwieweit die Lebens­
situation weiblicher Häftlinge besonders berücksichtigt war, nicht 
geeignet. (TZ 1 8) 

Das BMJ hatte die weiteren Indikatoren .Anzahl zertifizierter Aus­
bildungskurse" und .Beschäftigungsquote" nicht mit geschJechter­
spezifischen Zielgrößen ausge tatte!. Zudem war nicht nachvollzieh­
bar, warum das BMJ diese geschlechterspezifIsch auszuweisenden 
Indikatoren nicht auch zur Messung des Erfüllungsgrades des Gleich­
stellungsaspekts im Wirkungsziel 5 herangezogen hatte. Damit war 
der logische Zusammenhang zwischen dem GleichsteUungsaspekt, 
den alle weiblichen Häftlinge betreffenden Maßnahmen und den 
Indikatoren nicht gegeben und das Kriterium der inhaltlichen Kon­
sistenz nicht ausreichend erfüllt. (TZ 1 9) 

Das BMJ bezog beim Indikator .Beschäftigungsquote" die Hafttage 
der nicht beschäftigten Häftlinge ebenso in d.ie Berechnung ein wie 
die regelmäßig arbeitsfreien Tage. Damit bot der Indikator keine 
ausreichende Transparenz über die tatsächlich geleisteten Arbeits­
stunden pro arbeitendem Häftling und tatsächlichem Arbeitstag 
und beeinträchtigte dadurch die inhaltliche Konsistenz des Indika­
tors. (TZ 20) 

Bei der Angabe, wo Hartplätze für Frauen geschaffen werden sollten, 
wies der Indikator eine von der Maßnahme abweichende Formulie­
rung auf (.in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern" versus .in 
Hafteinrichtungen der mit Strafsachen befassten Landesgerichte"). 
Dies beeinträchtigte die Verständlichkeit. (TZ 2 1 )  

Die Be chränkung auf nur einen Indikator (Anzahl der Abteilungen 
für weibliche Häftlinge in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern) 
war angesichts der ProblemvielfaIt in der Lebenssi tuation weib­
licher Häftlinge - sowohl in internationalen Empfehlungen adres­
siert als auch aufgrund von Evidenzen auf nationaler Ebene veri­
fiziert - nicht nachvollziehbar. (TZ 2 1 )  

Bund 201 5/ 1 2  
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Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
und Indi katoren im BMJ 

Der Indikator hatte sich in den BFG 201 3  bis 201 5  nicht verändert. 
Da es daher grundsätzlich möglich war, die erzielten Fortschritte 
zu messen, erfüllte der Indikator das Kriterium der Vergleichbar­
keit. (TZ 2 1 )  

Die Ziel- und Istwerte der Anzahl der Abteilungen für weibliche 
Häftlinge in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern fehlten jedoch 
in den BFG 201 3 bis 201 5  teilweise; damit waren die Fortschritte bei 
der Zielerreichung nicht konkret erkennbar. So ging aus den Doku­
menten nicht hervor, ob die für das Jahr 201 3  angestrebten 1 4  von 
1 6  Abteilungen für den FrauenvoLlzug in landesgerichtlichen Gefan­
genenhäusern tatsächlich im Jahr 201 3  eingerichtet waren. (TZ 2 1 )  

Das Kriterium der Überprüfbarkeit war erfüllt, da der Indikator 
.Anzahl der Abteilungen" messbar und eine tatsächliche Umset­
zung ex post objektiv feststellbar war. (TZ 2 1 )  

Das BMJ hatte ein WirkungscontroUing eingeführt. Da das BMJ 
jedoch nur einen Indikator für die Me sung des Erfiillungsgrades 
des GleichsteUungsaspekts im Wirkungsziel 5 vorgesehen, mög­
liche andere Indikatoren (Anzahl zertifIzierter Ausbildungskurse 
und Beschäftigungsquote) nicht genutzt und damit die Lebenssi­
tuation weiblicher Häftlinge nicht au reichend durch Indikatoren 
adressiert hatte, blieb das Wirkungscontrolling in seiner Steuerungs­
wirkung begrenzt. (TZ 22) 

Zu den Einkommensunterschieden zwischen weiblichen und männ­
lichen Häftlingen bestand eine widersprüchliche Datenlage: Einer­
seits deuteten die hohen weiblichen Anteile in den beiden niedrigsten 
Vergütung stufen (rd. 43 1\'0 bzlY. rd. 27 1\'0) und die durchwegs gerin­
gere Beschäft igungsdauer von weiblichen Häftlingen pro Tag auf 
einen niedrigeren Verdienst pro Hafttag bei Frauen hin. Anderer­
seits war im .Bericht aus dem Bereich des Straf- und Maßnahmen­
vollzugs" aus dem Jahr 201 3 dieser Einkommensunter chied stark 
reduziert. (TZ 2 3 )  

Die Reduktion des Einkommensunter chieds im  Bericht aus dem 
Bereich des Straf- und Maßnahmenvollzugs 201 3 war auf eine 
geänderte Berechnungsmethode zurückzuführen. Der Bericht wies 
jedoch weder auf die Änderung der Berechnungsmethode gegenüber 
dem Jahr 201 2  hin, noch begründete er die Änderung. Damit war 
die Änderung der Berechnungsmethode weder im Bericht transpa­
rent, noch war nachvollziehbar, warum sie erfolgte. (TZ 23)  
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Positiv war, da die Grundausbildung der Exekutivbedien teten 
(Justizwache) Besonderheiten des Frauenstrafvollzugs und Gender 
Mainstreaming-Inhal!e behandelte. Diese Seminarteile in der Grund­
ausbildung waren allerdings auf die Gruppe der Exckutivbedienste­
ten beschränkt. Sonstiges Betreuungspersonal war von dieser Aus­
bildung nicht erfas t. (TZ 24) 

Das von der Strafvollzugsakademie für alle Bediensteten im Frau­
enstrafvollzug entwickel!e, insgesamt sechstägige Seminar samt 
Follow-up entsprach hinsichtlich einer besonderen Ausbildung für 
Bedienstete im Frauenstrafvollzug den Empfehlungen der Straf­
vollzugsgrundsätze des Europaratcs und der UN-Bangkok-Regeln. 
Dieses Seminar hatte jedoch eit dem Jahr 201 3  bis zum Ende der 
Gebarungsüberprüfung nicht mehr stangefunden. (TZ 24) 

Die Kosten für eine externe Betreuung zurechnungsunfahiger weib­
licher Häftlinge waren etwa im Landesklinikum Mauer und im 
LKH Graz doppel! so hoch, in Hall(Tirol fast dreimal 0 hoch wie 
die Kosten für die justizinterne Unterbringung zurechnungsunfa­
higer männlicher Häfllinge. (TZ 25) 

Für zurechnungsnihige weibliche Häftlinge standen lediglich in einer 
Justizanstal! neun Plätze mit psychiatrischer Betreuung zur Ver­
fUgung, während das Angebot für zurechnungsfahige männliche 
Häftlinge an vier verschiedenen Standorten insgesamt 382 Plätze 
umfasste. In gesamt standen für zurechnungsunfähige und zurech­
nungsfähige männliche HäfUinge ju tizintem 6 1 0  Plätze mit psy­
chiat<i eher Betreuung zur Vertugung, für weibliche Häftlinge neun 
Plätze. Damit betrug - bei einem Frauenanteil im Maßnahmenvoll­
zug von 1 ,3  % im Jahr 201 4  - das justizinterne Angebot an Plät­
zen mit psychiatrischer Betreuung tur Frauen lediglich 1 ,5 % des 
Gesamtangebots. (TZ 25) 

Da BMJ verfügte zwar über eine Vielzahl ge chlechterspezif.scher 
Daten. Aufgrund der Qualitätsmängel dieser Daten und aufgrund 
der fehlenden Strategie konnten die Daten jedoch nicht zielgerich­
tet als Indikatoren zur Wirkungs(Erfolgs)messung ausgewähl!, erho­
ben und damit zur effektiven Steuerung einge etzt werden. Damit 
war für das BMJ nicht klar, 

welche Daten für den Straf- und Maßnahmenvollzug weiblicher 
Häftlinge steuerungsrelevant waren, 

ob diese Daten entsprechend erhoben wurden, 

Bund 2015/12  
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welche Daten, die steuerungsrelevant sein könnten. noch nicht 
erhoben wurden und 

welche erhobenen Daten wegen fehlender Steuerungsrelevanz 
verzichtbar waren. (TZ 26) 

Nur fünf von den 25 Datenkategorien mit geschlechterspezifIschen 
Daten. über die das BMJ verfügte, waren in dem - jährlich als Teil 
des Sicherheitsberichts veröffentlichten - Bericht aus dem Bereich 
des Straf- und Maßnahmenvollzug 20 1 3  mit den Werten für die 
weiblichen Häftlinge abgebildet (darunter die Anzahl der Häftlinge 
und die Vergütung). Insbesondere in der für die Lebenssituation 
weiblicher Häftlinge bedeutsamen Beschreibung der Gefangenen­
population nach Sozial- und Gesundheitsmerkmalen enthielt der 
Bericht keine nach weiblichen und männlichen Häfllingen getrennt 
aufbereiteten Daten. Damit kam das BMJ der entsprechenden Emp­
fehlung der UN-Bangkok-Regeln nicht nach. (TZ 26) 

Aufgrund der fehlenden Strategie für den Frauen traf- und -maß­
nahmenvollzug bestand ein erhebliches Steuerungsproblem für die­
sen Bereich. Die Lebenssituation von weiblichen Häftlingen war in 
den BFG 201 3 bis 201 5 weder im Abschnitt .Warum dieses Wir­
kungsziel?" noch aufgrund von Ist- und Zielwerten durch kon­
krete Zahlen belegt. Somit fehlte die Evidenz für die Ausgang lage 
zur Bestimmung von Gleichstellungsziel und Gleichstellungsmaß­
nahmen und damit auch die Basis für eine EvaIuierung der Fort­
schritte. (TZ 26) 

Da das BMJ kein eigenständiges Gleichslellungsziel definiert und 
den Gleichstellungsaspekt .Berücksichtigung der Lebenssituation 
weiblicher Insassen im Straf- und Maßnahmenvollzug" lediglich 
als Teil des allgemeinen Wirkung ziels 5 berücksichtigt hatte, war 
dem Gleichstellungsaspekt nicht jener Raum eingeräumt, der rur eine 
wirkungsorientierte Steuerung erforderlich war: Lediglich eine von 
vier Maßnahmen und einer von fünf Indikatoren des Wirkungs­
ziels 5 bezogen sich auf den Gleichstellungsaspekt. (TZ 26) 

Das BMJ erhob die Teilnahme von Häftlingen an Ausbildungen nicht 
getrennt nach weiblichen und männlichen Häftlingen und wertete 
die Daten nicht aus. Damit konnte nicht beurteilt werden, 

ob die Vorgabe des § 48 Strafvollzugsgesetz, wonach für eine ent­
sprechende Ausbildung der Häfllinge zu sorgen war, für weib­
liche Häftlinge ausreichend erfüllt war. 
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inwieweit die in den BFG 201 4  und 201 5 vorgesehene Maß­
nahme einer "besseren Qualifizierung der Insassinnen während 
der Haft" bei weiblichen Häftlingen tatsächlich umgesetzt war. 
(TZ 27) 

Das BMJ berücksichtigte steuerungsrelevante Empfehlungen aus den 
UN-Bangkok-Regeln nicht. Insbesondere fehlten ausreichende Evi­
denzen zur Ausgangslage als Voraussetzung für eine Erfolgsmes­
sung und deren Analyse als empirische Grundlage für eine Strate­
gie. Damit hatte das BMJ die Chancen der Wirkungsorientierung 
nicht ausreichend genutzt, den Gleichstellungsaspekt im Wirkungs­
ziel 5 auf Evidenzen zu stützen und steuerungsrelevante Daten zur 
Wirkungsme ung auszuwählen. (TZ 28) 

Das BMJ verbesserte als Folge des Dialogs mit der ressortübergrei­
fenden WirkungscontrollingsteIle im BKA die Angaben zur Wir­
kungsorientierung betreffend Gleichstellung. Die Vorschläge der 
WirkungscontrollingsteIle waren nachvollziehba.r, sie hatte jedoch 
nicht ausreichend auf die geschlechterspezifische Darstellung der 
Zielgrößen bei der Beschäftigungsquote hingewiesen. Das BMJ hatte 
die von der WirkungscontrollingsteIle empfohlene geschlechtsneu­
trale Schreibweise nicht durchgängig eingehalten. (TZ 30) 

Die WirkungscontrollingsteIle im BKA hatte die mehrgliedrig ver­
schachtelte und daher schwer verständliche Formulierung des Wir­
kungsziels 5 ebenso wenig beanstandet wie den Umstand, dass 
die Gleich teilung nur einen Aspekt im Wirkungsziel 5 da.rstellte. 
(TZ 30) 

Die WirkungscontrollingsteIle wa,r bei der Priifung der Entwürfe des 
BMJ nicht ausreichend auf die haushaltsrechtlichen Qualitätskrite­
rien für d.ie Angaben zur Wirkung orientierung eingegangen. (TZ 30) 

Bund 2015/12 
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Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 

und Indikatoren im BMJ 

Kenndaten zu Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen, Indikatoren im BMJ 
Rechtsgrundligen 

Glelchstellungulel des 
BMJ 

MiBnlhme 

U - MtII 
Flnarm.ru"'.h.u .... lt 

AllgemeIne Gehrung 

Einzahlungen 

davon Strafvollzug 

Auszahlungen 

davon Strafvollzug 

Nettogeldftuss 

Ergebnlshiushalt 

Erträge 

davon Strafvollzug 

Aufwendungen 

davon Strafvollzug 

Nettoergebnis 

Bund 2015/12  

- Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), BGBl. Nr, 1/1930 i,d.g.F. 

- Bunde,hau,halt'gesetz 20\3 (BHG 20\3), BGBl. I Nr. 139/2009 Ld.g.F. 
- Angaben zur Wirkung,orientierung-VO, BGBl. 11 Nr. 244/2011 
- Verordnung des Bundeskanzlers Ober das ressortübergreifende Wirkung,controlling 

(Wirkungscontrollingverordnung), BGBI. 11 Hr. 245/2011 
- Bundesgesetze über die Bewilligung des jeweiligen Bunde,voran,chlags für die 

Jahre 2013 bi, 2015: 
- Bunde,finanzge,etz 2013 - BFG 2013, BGBl. [ Nr. 103/2012 
- Bundesfinanzgesetz 2014 - BFG 2014, BGBl. [ Nr. 38/2014 
- Bunde,finanzgesetz 2015 - BFG 2015, BGBl. I Nr. 39/2014 

- Bundesgesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafen und der mit Freiheitsentziehung 
verbundenen vorbeugenden Maßnahmen (Strafvollzugsgesetz - StVG), BGBl. I 
Nr. 144/1969 Ld.g.F. 

- Bundesge,etz Ober die mit gerichtlicher Strafe bedrohten Handlungen 
(Strafgesetzbuch - StGB), BGBl. I Nr. 60/1974 Ld.g.F. 

- United Nations Rules for the Treatment of Women Pri,oner, and Non-custodial 
Measure, for Women Offende .. (the Bangkak Rule,) (65/229 vom 16. März 2011) 

effektive Durchsetzung von Entscheidungen durch ,ivil- und ,trafgerichtlichen 
Vollzug; Letzterer unter besonderer Berücksichtigung der Reintegration und Rückfall­
prä'IJention sowie der lebenssituation weiblicher Insassen im St,af- und Maßnahmen­
vollzug 

Schaffung von Haftplätzen für Frauen in lande,gerichtlichen Gefangenenhäu,ern 
einschließlich von Beschäftigungsmöglichkeiten und Mutter-Kind-Haftplätzen 

2013 2014 2015 Veränderung 
2013 bis 2015 

in Mio. EUR in Gfo 

1.013,55 980,00 980,00 - 3,3 

51,42 55.71 55,71 - 3,0 

1.311,10 1.298.52 1.309,13 - 0,2 

442,84 440,82 444,20 0,3 

- 297,55 - 31852 - 329,\3 1M 

1.091,04 1.036,73 1.036,73 - 5,0 

77.10 80,12 80,12 3,9 

1.403,26 1.372,27 1.384,74 - 1,3 

473,86 468,69 473,92 0,0 

- 312,21 - 335,54 - 348,01 11,5 

169 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 73 von 100

www.parlament.gv.at



Fortsetzung: Kenndaten zu Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen, 
Indikatoren im BMJ 

2013 2014 2015 

Anzahl 

Justizressort - Pl.nsteUen l.ut Person.lpllnen 2013 bis 2015 

Planst.U.n 11.192 11.293 11.264 

D8 Justtzonst.lten 

Planst.U.n 3.698 3.798 3.798 

dovon Ex.kutWdi.nst 3.113 3.212 3.212 

2011 2012 2013 

Anzahl 

Frau.nabt.ilung.n in landesgerichtlich.n 12 13 14 
Gefangenenhäusern 

Häftling. gesamt (zum Stichtag 1. S.pt.mber) 8.768 8.756 8.831 

davon in 

- U-Hoft 1.809 1.840 1.839 

- Straftoft 6.035 5.974 6.046 

- Hoßnohmenvollzug 896 919 919 

- sonstig., Hoft 28 23 27 

w.iblich. Häftling. gesamt 572 578 559 
(zum Stichtag 1. S.pt.mber) 

davon in 

- U-Hoft 151 131 128 

- Straftoft 358 378 365 

- Hoßnohmenvo/lzug 54 65 65 

- sonstige' Hoft 8 4 

UG - Untergliederung; 08 - Detail budget: U-Haft - Untersuchungshaft 

QueUen: BRA 20\3; BFG 20\3, 2014, 2015; BMJ 

R 
H 

Verlnderung 
2013 bis 2015 

in '" 

0,6 

2.7 

3,2 

Vtrinderung 
2011 bis 2013 

in '" 

16,7 

0,7 

1.7 

0,2 

2,6 

- 3, 6  

- 2,3 

- 15,2 

2,0 

20,4 

- 87,5 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

1 ( \ )  Der RH überprüfte von Juni 2014 bis Augusl 201 4  das Gleichstel­

lungsziel, die Gleichsleliungsmaßnahmen. die dazugehörigen Indika­

toren und deren Entwicklungsprozess im ßMJ. 

1 70 Bund 2015/ 1 2  
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Bund 2015/ 1 2  

Ziele der Gebarungsüberprüfung waren 

die Darstellung der rechtlichen Rahmenbedingungen, 

die Beurteilung 

• der Qualität von Gleichstellungsziel, G1eichstellungsmaßnahmcn 
und Indikatoren in den Bundesvoranschlägen (BVA) 201 3 bis 201 5  
auf Basis der Qualitätskriterien des § 4 1  BundeshaushallSge­
setz (BHG 20 1 3) 1  sowie 

• des Entwicklungsprozesses von Gleichstellungsziel, Gleichstellung -
maßnahmen und Indikatoren im BMJ einschließlich der Qualitäts­
sicherung durch die ressortübergreifende WirkungscontrollingsteIle 
im BKA gemäß Wirkungscontrollingverordnung2. 

Der RH legte dabei besonderes Augenmerk auf die Bereiche Ausbil­
dung und Beschäftigung, weil diese für die Lebenssituation weiblicher 
Häftlinge von zentraler Bedeutung waren und sich auch die Umset­
zungsmaßnahme zum Gleichstellungsziel darauf bezog. 

Um die Entwicklungen besser darstellen zu können, nahm der RH teil­
weise auf Daten aus den Jahren vor 201 3 Bezug. 

(2) Das BMJ hatte in den BundesfInanzgesetzen 201 3  bis 201 5 kein 
eigenständiges Gleichstellungsziel definiert (siehe auch TZ 1 3  und 26). 
Es hatte den Gleichstellungsaspekt .Berücksichtigung der Lebenssilu­
ation weiblicher I nsassen im Straf- und Maßnahmenvollzug' als Teil 
des allgemeinen Wirkungsziels 5 .effektive Durchsetzung von Ent­
scheidungen durch zivil- und strafgerichtlichen Vol lzug; letzterer unter 
besonderer Berücksichtigung der Reintegration und Rückfal lpräven­
tion sowie der Lebenssitualion weiblicher Insassen im Straf- und Maß­
nahmenvollzug" formuliert. Als Maßnahme war die .Schaffung von 
Haftplätzen für Frauen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern ein­
schließlich von Beschäftigungsmöglichkeiten und Mutter-Kind-Haft­
plätzen" vorgesehen. Der Indikator war als .Anzahl der Abteilungen für 
weibliche Insassen in Hafteinrichtungen der mit Strafsachen befassten 
Landesgerichte" definiert. 

(3] Zu dem im März 201 5 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen 
das BKA und das BMJ im Juni 2015  Stellung. Der RH erstattete seine 
Gegenäußerungen im Juli 201 5. 

I BGBI. I Nr. \ 39/2009 l.d.g.F. 

, BGBI. 11 Nr. 245/2011 
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(4) Das BKA führ1e in seiner Stellungnahme einleitend allgemein aus, 
dass die Einführung der Wirkungsorientierung in drei Pha en geteilt 
werden könne und erst in der Phase drei eine Weiterentwicklung von 
Wirkungszielen, Maßnahmen, Indikatoren, Kennzahlen und Meilen­
steinen erfolge. In dieser dritten Phase werde derzeit im Rahmen der 
Vorbereitung des BVA 2016 intensiv an einer weiterführenden Ouali­
tätsentwicklung gearbeitet. 

Im Zuge der bereits erfolgten Evaluierung des BVA 201 3  und der derzeit 
laufenden Evaluierung des BVA 201 4  seien bereits zahlreiche Verbes­
serungspotenziale erkannt, Kritikpunkte aufgenommen und konkrete 
Schritte zur Weiterentwicklung der Wirkungsorientierung im Rahmen 
einer gemeinsamen _Roadmap' formuliert worden. 

Die zentralen Ziele dieser .Roadmap- umfassten 

eine qualitative Weiterentwicklung von Wirkungszielen, 

eine qualitative Verbe serung der Kennzahlen und Meilensteine, 

die Optimierung der Verknüpfung von Wirkungszielen, Maßnah­
men und Kennzahlen/Meilensteinen sowie 

eine Weiterentwicklung der Koordination bei ressor1übergreifenden 
bzw. mult idimensionalen Themen. 

(5) Der RH entgegnete den einleitenden Au führungen des BKA, dass 
die WirkungscontrollingsteIle des BKA ihre Oualitätssicherung aufga­
ben gemäß § 68 BHG 201 3  mit dem Inkrafttreten des BHG 201 3  und 
damit bereits ab dem BVA 201 3  wahrzunehmen hatte. 

2.1 ( I )  Internationale Empfehlungen zum Frauenstraf- und -maßnahmen­
vollzug stellt die folgende Tabelle auszugsweise dar: 

Bund 2015/ 1 2  
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Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
und Indikatoren im BMJ 

Tabelle 1: Internationale Empfehlungen zum Frauenstraf- und -maßnahmenvollzug 

Rechtsgrundlage 

Strafvollzugsgrundsäue des 
Europarates (2006) 

inhaltliche Vorgaben 

- Berilcksichtigung spezieller Bedürfnisse inhaftierter frauen z.B. 
in körperlicher, beruHicher, sozialer und psychologischer Hinsicht 
(Pkt. 34.1) 

- besondere Ausbildung für Bedienstete im Frauenstrafvollzug 
(Pkt. 81.3) 

UN-Grundsäue für die Behandlung 
weiblicher Gefangener und für 
nicht freiheitsentziehende Maß­
nahmen für weibliche Straffällige 
(UN-Bangkok-Regeln) (2011) 

- Mindestgrundsätze, die den besonderen Bedürfnissen weiblicher 
Gefangener Rechnung tragen sollen (Pkt. 1) 

- Fortbildungsprogramme für Bedienstete im Frauenstrafvollzug 
sind durchzuführen (Pkt. 70) 

Quelle: RH 

Bund 2015/ 1 2  

- umfassende Forschungsarbeiten zum Frauenstrafvollzug als 
Grundlage für eine wirksame Planung und die Ausarbeitung von 
Politiken (Pkt. 67) 

- regelmäßige Evaluierung der Trends, Probleme und Anforde­
rungen betreffend weibliche Häftlinge (Pkt. 69) 

- regelmäßige Information der Öffentlichkeit über alle diese 
Standards betreffenden Fakten und die Fortschritte der ge­
troffenen Maßnahmen zur sozialen Reintegration von weiblichen 
Häftlingen (Pkt. 70) 

Die Strafvollzugsgrundsätze des Europarates aus dem Jahr 2006) und 
die UN-Bangkok-Regeln aus dem Jahr 201 1  waren völkerrechtlich 
nicht verbindlich und hanen lediglich Empfehlungscharakter. 

(2) Der Glcichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 des BMJ sah die beson­
dere Berücksichtigung der Lebenssituation weiblicher Hählinge im 
Straf- und Maßnahmenvollzug" vor (TZ 1 1. Die Strafvollzugsgrund­
sätze des Europarates und die UN-Bangkok-Regeln beziehen sich in 
ihren Empfehlungen ausdrücklich auf die besondere Lebenssituation 
weiblicher Hählinge. Dennoch nahm das BMJ keine ausreichende Kon­
kretisierung der Leben situation in Umsetzung der internationalen 
Empfehlungen vor. 

J Emprehlung REC (2006) 2 des MiniSltrkomil'ees; des Europaralt'S vom 11 .  JännC:T 2006 

<4 DC'T Strafvollzug bC'triffi Pt'rsonen, die zu einer Freihc:ilsslrare veruneill wurden: der 

Maßnahmenvollzug Täter. bei denen zu befürchten ist. das.s sie unlcr dem Einnuss 
ihrer geistigen und .sttlischc:n Abartigk�il e.ine Straftat mit schwe�n Folgen tx-ge­

hen wtrden und daher gtmäß !!i 21 Strargtstl2bu(h (SIGB) in eine Anstalt für geis­

tig abfi()rmc Rechl:Sbrechcr einzuweisen sind. Im MaßnahmenvoIllug wird unterschie­

den zwischen der Unterbringung in einer Anslall für geistig abnorme Rechl:Sbrech�r 

(§ 21 Ab •. I odrr Ab •. 2 SIGBI. für en,wöhnungsb<dOrflige R«hlSbr«hrr (§ 22 S,GB) 

und für gefllhrliche RückrallSlä'er [§ 23 StGB). Da. Strafvollzugsgeselz [StVG) reget' 

sowohl den Slraf- als auch den Maßnahmenvollzug, 
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2.2 Der RH kritisierte. dass das BMJ die Lebenssituation weiblicher Häft­
linge trotz der internationalen Empfehlungen nicht ausreichend kon­
kretisiert hatte (siehe auch TZ 7. 8. 10). So hätte sich etwa neben den 
Themen Ausbildung und Beschäftigung auch der Bereich Gesundheit 
wegen der überdurchschnittlich hohen Drogen- und Medikamenten­
abhängigkeit weiblicher Häftlinge (siehe TZ 10, 2 1 )  als Anknüpfungs­
punkt fUr eine Konkretisierung angeboten. 

Nationale rechtliche Rahmenbedingungen 

Straf- und Maß­

nahmenvollzug für 

Frauen 

Wi rk u n 9 so rienti e ru ng 

174 

3 Das Strafvollzugsgesetz (StVG) als nationale rechtliche Vorschrift zur 
Gestaltung des Frauenstraf- und -maßnahmenvollzugs sah vor: 

weibliche und männliche Strafgefangene sind voneinander getrennt 
anzuhalten (Trennungsgebot; § 8 Abs. 4); 

es ist dafUr zu sorgen, dass jeder Strafgefangene nützliche Arbei­
ten verrichten kann (§ 45): 

Strafgefangene, die keinen Beruf erlernt haben oder nicht im 
erlernten Beruf beschäftigt werden können. sind in einem Beruf 
auszubilden (§ 48); 

zur Entbindung sind Schwangere in eine öffentliche Krankenan­
stalt zu bringen; weibliche Strafgefangene dürfen ihre Kinder bis 
zur Vollendung des zweiten Lebensjahres bei sich behalten, es sei 
denn, dass davon ein Nachteil fUr das Kind zu besorgen wäre (§ 74). 

In Umsetzung des Trennungsgebots gemäß § 8 Abs. 4 StVG waren 
auch die Ausbildung und Beschäftigung von Frauen getrennt von den 
Männern durchzufUhren. 

4 ( 1 )  Gemäß Art. 51 Abs. 8 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) sind bei der 
HaushaltsfUhrung des Bundes die Grundsätze der Transparenz, der Effl­
zienz, der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage und der 
Wirkungsorientierung insbesondere unter Berücksichtigung des Ziels 
der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern zu beach­
ten. Die Geset2esmaterialien fUhren zum Grundsatz der Wirkungsori­
entierung aus, _dass bei der Budgeterstellung und HaushaltsfUhrung 
eine Orientierung an den mit den eingesetzten Mitteln erreichten Wir-

Bund 20 1 5/ 1 2  
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kungen erfolgt. Im Zentrum steht daher die Frage, welche Ziele sich 
die Politik setzt und inwieweit diese tatsächlich umgesetzt werden."s 

(2) Die rechtlich festgelegten Kriterien zu den Angaben zur Wirkungs­
orientierung zeigt folgende Tabelle im Überblick: 

Tabelle 2: Rechtlich festgelegte Kriterien zu den Angaben zur Wirkungsorientierung 

R�cht5grundlag� 

§ 41 Abs. 1 BHG 2013 

Angaben zur 
Wirkungsorientierung-VO 

inhaltliche Vorgab�n 

Qualitätskriterien für die Angaben zur Wirkungsorientierung auf 
allen Gliederungsebenen: 
- Relevanz 
- inhaltliche Konsistenz 
- Verständlichkeit 
- Nachvollziehbarkeit 
- Vergleichbarkeit 
- Überprüfbarkeit 
- für jede Untergliederung (UG)' sind maximal fünf Wirkungsziele 

anzugeben (§ 4 Abs. 1). 
- Zumindest eines der fünf Wirkungsziele ist aus dem Ziel der 

tatsächlichen Gleichstellung abzuleiten und insb. auf externe, 
gesellschaftspolitische Wirkungen auszurichten (§ 4 Abs. 3). 

- für jedes Globalbud�etZ sind maximal fünf Maßnahmen anzu­
geben, die zum ErreIchen der Wirkungsziele der UG beitragen 
sollen (§ 5 Abs. 1). 

- Es sind maximal fünf Kennzahlen anzugeben, die kurz- oder 
mittelfristig einen Beitrag der gesetzten Maßnahmen zum 
fortschritt oder Erfolg des Wirkungsziels anzeigen (§ 4 Abs. 6). 

Die Untergliederung ist nach der Ebene Rubrik die zweite Gliederungsebene im Bundesvoranschlag. 
2 Das Gtobalbudget ist nach den Ebenen Rubrik und Untergliederung die dritte Gliederungsebene im Bundesvoranschlag, 

Quette: RH 

Bund 201 5/ 1 2  
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Die Wirkungsziele waren allgemein in den Strategieberichten6 zu den 
BundesfInanzrahmengesetzen (BFRG) anzuführen und in den Bundes­
voranschlägen mit Erläuterungen sowie ergänzt um die Maßnahmen 
zu veröffentlichen.7 

Die Gesetzesmaterialien zum BHG 201 JB und die Angaben zur Wirkungs­
orientierung-VO defmieren die Kriterien aus § 41 Abs. I BHG 20l J  wie 
Folgt näher: 

- Relevanz bedeutet, das für die jeweilige Untergliederung und das 
jeweilige Globalbudget wesentliche und bedeutsame Angaben dar­
zustellen sind. 

Inhaltliche Konsistenz bedeutet, dass die Angaben auf Ebene der 
Untergliederung mit jenen auF den weileren Gliederungsebenen 
- wie Globalbudget und Detailbudgel - abgestimmt sein und letz­
tere zur dargestellten Zielerreichung auf Untergliederungsebene bei­
tragen müssen. Zwischen den Angaben zur Wirkungsorientierung 
auf den Ebenen der Untergliederung. der Global- und der Detail­
budgets müssen eine inhaltliche Abstimmung und ein logischer 
Zusammenhang bestehen. 

Verständlichkeit bedeutet, dass die Angaben zur Wirkungsorientie­
rung verständlich formuliert sein müssen, um zum Grundsatz der 
Transparenz beizutragen. Das Kriterium der Verständlichkeit ist ver­
wirklicht, wenn die Angaben für die interessierte Öffentlichkeit klar 
formul iert und leicht begreiflich sind. 

Nachvollziehbarkeit bedeutet, dass die Angaben zur Wirkungsori­
enlierung im Bundesvoranschlag sowie in seinen Teilheften auf 
Grundlage gesetzlicher Vorgaben, des Regierungsprogramms der 
jeweiligen Legislaturperiode, von Regierungsbeschlüssen sowie von 
zusätzlichen Ressonvorhaben zu erstellen sind, soweit eine Reali­
sierung mit den laut BundesflOanzrahmengesetz gewähnen Res-

f> Lödl et al. Kommentar BHG 2013 (201211. S. 277: RDc:r Slrattgi�btricht ICgl die Voraus­

S('t2ungen und Annahmen dar. anhand dertr sich di!:' Zahltn dfS Bundcsftnanzrah­

mens ergebtn. Darüber hinau$ gibt der Strattgiebericht Auskunft OMr die politischen 

Prioriläten der Bund('5�gicrung.-

7 Gemäß § 1 4  Abs. 2 Z 5 Iit. a BHG 2013 hat der Stra(cgiebcricht u.a. die �umzusct­
zenden Ziele. StratrgiC'n und Wirkungen insbtsonden: auch unter Berücksichtigung des 

Zitls der tatsächlichen Glcichsu::llung von Frauen und M:lnnem- zu enlhahtn. Gcmäß 

§ 4 Abs. 5 der Angaben zur Wirkl,lng50ricn.-itrung-VO ist im Abschnin �Wie wird dic­
s� Wirkungsz.iel verfolglr anzugeben. mit welchen kurz- und mitHMristig umg�etl­

ten oder geplanten Maßnahmen di� Wirkungszidc cm:irht wtrden sollen. 

• ErläutRV 480 BlgNR 24. GP 
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sourcen gewährleistet ist. Die Angaben sollten so gewählt werden, 
dass dieser Zusammenhang nachvollziehbar ist. 

Die Vergleichbarkeit bezieht sich v.a. auf die zeitliche Dimension. 
Die Angaben zur Wirkungsorientierung, insbesondere die Wirkungs­
ziele und Indikatoren ollten über einen Zeitraum von mehreren 
Jahren eine Kontinuität aufweisen, damit Entwicklungen und Fort­
schritte im jeweiligen Bereich nachvollzogen werden können. 

Die Überprüfbarkeit bezieht sich insbesondere auf zu defInierende 
Indikatoren. Unabhängig davon. ob es ich dabei um Kennzahlen 
oder Meilensteine handelt, müssen diese messbar und muss eine 
latsächliche Umsetzung objektiv ex post feststellbar sein. 

131 Gemäß § 4 der Angaben zur Wirkungsorientierung-VO waren in 
den Bundesfmanzgesetzen (BFGI die Angaben zur Wirkungsorientie­
rung auf Ebene der Untergliederung wie folgt darzustellen: Nach dem 
defInierten Wirkungsziel folgte ein Abschnitt .Warum dieses Wirkungs­
zieir, in dem die Gründe darzustellen waren. die zu diesem Wirkungs­
ziel geführt hatten. Danach waren Maßnahmen zu beschreiben. wie die­
ses Wirkungsziel verfolgt werden sollte. Der abschließende Abschnitt 
.Wie sicht (derl Erfolg aus?" enthielt Kennzahlen zur Erfolgsmessung 
sowie Angaben zu deren Berechnungsmethode, die Datenquelle und 
die angestrebte Entwicklung mit ISLStand und Zielzustand. 

Entwicklungsprozess von Wirkungsziel 5 samt Gleichstellungsaspekt, 
Gleichstellungsmaßnahme und Indikator 

Gestaltung des Ent­

wicklungsprozesses 

Bund 2015/12  

5.1 ( I )  Am 8 .  März 201 1  diskutierte die Präsidialsektion im BMJ erstmals 
die Überlegungen ihrer Abteilungen zur wirkungsorientierten Steue­
rung ILeitbild, Wirkungsziele, -maßnahmen, Indikatoren). Die übrigen 
Sektionen wurden im Einsichtsweg mit den Vorschlägen befasst. Zu 
Gleichstellungsziel (als Teil des Wirkungsziels 51. Gleichstellungsmaß­
nahme und Indikator fand laut BMJ ein intensiver bilateraler Diskurs 
mit dem Leiter der Fachabteilung Strafvollzug in der Zentralstelle stall. 

Am 8. Oktober 201 1  besprachen die Sektionsleiter die zwischenzeit­
lich weiter bearbeiteten Vorschläge zu Leitbild, allen Wirkungszielen, 
-maßnahmen und Indikatoren und trafen eine Vorauswahl der Wir­
kungsziele. Nach einer ersten informellen Qualitätssicherung durch die 
ressortübergreifende WirkungscontrollingsteIle im BKA und weiteren 
Überarbeitungen erfolgte am 25. November 201 1  die Akkordierung mit 
der Ressortleitung und die endgültige Auswahl durch die Ressortleitung. 

1 7 7  
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Am 30. November 201 1  übermittelte das BMJ die Angaben zur Wir­
kungsorientierung auf Untergliederungs-Ebene offIziell zur Qualitätssi­
cherung an die WirkungscontrollingsteIle im BKA. Nach Erarbeitung der 
Maßnahmen auf Global- und Detailbudgetebene und weiteren Quali­
tälSsicherungen im Februar und April 201 2  durch die Wirkungscontrol­
ling teile im BKA erfolgte die Eingabe in das IT-Tool zur wirkungsorien­
tienen Haushaltsftihrung. Damit war die Festlegung der Wirkungsziele, 
-maßnahmen und Indikatoren auf Ebene de BMJ abgeschlossen. 

(2) Vom jeweiligen Zwischenstand der Entwürfe zum Wirkung ziel 5 
samt Gleichstellungsaspekt und den anderen vier Wirkungszielen, den 
(Gleichsteliungs)Maßnahmen und den Indikatoren informierte das BMJ 
die Abteilungsleiter der Präsidialsektion und die Leiter der übrigen Sek­
tionen jeweils im Einsichtsweg. Die Information der Mitarbeiter über 
den Stand des Entwick.lungsprozesses und sein Endergebnis blieb den 
Abteilungsleitern der Präsidialsektion und den Leitern der übrigen Sek­
tionen vorbehalten. Eine systematische Information aller Mitarbeiter, 
zumindest im betroffenen Bereich des Strafvollzugs, erfolgte nicht. 

(3) Weder die Vollzugsdirektion9 noch der Leiter der - in Österreich 
einzigen - Justizanstalt ftir Frauen (Schwarzau) noch die Leiter der 
landesgerichtlichen Gefangenenhäuser mit Frauenabteilungen (im 
Jahr 2012 gab es davon \ 3) waren in den Entwick.lungsprozess einge­
bunden. Auch die Gleichbehandlungsbeauftragte des BMJ war nicht 
einbezogen, da laut BMJ die Leiterin der Abteilung ftir Budgel- und 
Bauangelegenheiten, die gleichzeitig Ressortbeauftragte des BMJ ftir 
Gendermainstreaming und Genderbudgeting war, Gleichstellungs­
aspekte einbrachte. 

An der Indikatorenbildung war die Vollzugsdirektion beteiligt. 

(4) Eine externe Beratung im Rahmen der Entwick.lung der Angaben 
zur Wirkungsoriemierung (z.B. zur Moderation des Prozesses) nahm 
das BMJ nicht in Anspruch. 

5.2 (I) Der RH k.ritisierte, dass weder die Vollzugsdirektion noch der Lei­
ter der einzigen Justizanstalt für Frauen in Österreich (Schwarzau) 
oder ein Leiter eines der landesgerichtlichen Gefangenenhäuser mit 
einer Frauenabteilung in die Entwicklung des den Bereich Strafvollzug 
betreffenden GleichsteliungsaspeklS samt Gleichstellungsmaßnahme 
einbezogen war. Die Einbindung von unmittelbar ftir die Umsetzung 

I} Die Vollzugsdlrcklion war als dem BMJ nathgcordnclc Dienststelle rur die operative 

Steuerung der Strafvollzugsanstalten zuständig. 
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Verantwortlichen hälle sowohl die Qualität des Ergebnisse als auch 
die nötige Akzeptanz gefördert. 10 

Der RH empfahl daher dem BMJ. bei der WeiterenrwickJung der Anga­
ben zur Wirkungsorientierung betreffend den Gleich teIlungsaspekt 
im Wirkungszicl 5 zukünftig zumindest den Leiter der Justizanstalt 
Schwarzau sowie einen Leiter eines der landesgerichtl ichen Gefange­
nenhäuser mit einer Frauenabteilung und Fachexperten aus der Voll­
zugsdirektion einzubinden. 

(2) Weiters hielt der RH kriti ch fest, dass die Mitarbeiter des Bereichs 
Strafvollzug nicht systematisch über Fortsehrill und Ergebnis des Ent­
wicklungsprozesses der sie betreffenden gleichstellungsbezogenen 
Angaben zur Wirkungsorientierung informiert wurden. 

Er empfahl dem BMJ. zukünftig die Information der betroffenen Mit­
arbeiter über den Entwicklungsproze von Gleichstellungsziel. Gleich­
stellungsmaßnahmen und Indikatoren zumindest auf elektronischem 
Weg sicherzustellen. 

5.3 (1)  Das BMJ verwies ill eiller Stellungnahme betreffend eine umfas­
sendere Einbindung von Akteuren des Strafvollzug in die Weiterent­
wicklung der Angaben zur Wirkung orielllierung auf die Erläuterungen 
zum BHG 201 J und die dort vorgesehme Erstellung der Wirkungsziele 
und Maßnahmen durch ein koordi,liertes Zusammenspiel der veralll­
wortlichen Akteure auf Grundlage von Top-down-Vorgaben und Bot­
tom-up-Erfordernissen. In diesem ;'Ule bestehe eine Bereitschaft der 
VollzugsverwallUng, kü,rJlig auf alIeIl Hierarchieebenen an der Defini­

tion der Wirkungsziele mitzuwirken. Im Zuge der Reorganisation der 
Strafvollzugsverwaltung werde mit / .  Juli 2015 eine Generaldirektion 
für den Strafvollzug und den Vollzug freiheit entziehender Maßna/,­
men im BMJ eingerichtet. 

In Zuku'rJl werde daher - auch bei allenfall gegebenem Zeitdruck -
für eine Einbeziehung der zuständigen Fachabteilungen und Facher­
perten organisatorisch noch besser Vorsorge getroffen. 

(2) Zur Empfehlung der Mitarbeiterinformation teilte das BMJ mit. 

das die Informationen wie bisher über dm elektronischen Akt (ELAK) 
als offizielles Tool für das Wissensmanagement des Bundes sowohl 

10 Sicht dazu auch lödl ('I aJ. Kommentar BIIG 20l J (2012)1. . )64: .Wichtlg Ist dab(i, 
dass dir ang61ftbttn WirkungsziC'lc: und Maßnahmen nicht bloß von tincr hi('rar­
chisch u1xrgrordnC'tC'n Icllt' vtrordnC'1 wrrdC'n. sondtrn dass dlt'St' I .) durt."h ('Iß koor­

dmitntS Zusammenspiel dC'r vC'rantwonlichtn Akttunnntn und Akt('u� auf Grund 

lag(' von Top-down-VorgaMn und Bonom-up-ErfordC'rnisst'n C'rstdlt wtrdtn.-
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deli betroffeIleIl u"d zuständigen als auch deli illteressierte" Fac/wb­
teilungen zur Ke,mtnis gebracht würden. 

5.4 Der RH entgegnete dem BMJ zum Argument der Information mittels 
ELAK. dass die Information der zuständigen und interessierten Fachab­
leilungen nicht ausreichte. Es war auch sicherzustellen. dass die betrof­
fenen Mitarbeiter in den nachgeordnelen Justizanstalten - zumindest 
auf elektronischem Weg - informiert werden. Der RH hielt daher seine 
diesbezügliche Empfehlung aufrecht. 

6.1 ( 1 )  Abgesehen von der Ressonleitung und der Leitung der Präsidial­
sektion waren die Leitung der Präsidialabteilung für Budget- und Bau­
angelegenheiten sowie die Leitung der Präsidialabteilung für Projekte. 
Strategie und Innovation im BMJ hauptverantwonlich rur den Ent­
wicklungsprozess des Gleichstellungsaspekts. der Gleichstellungsmaß­
nahme und des Indikators. 

(2) Im Zeitraum der Entwicklung der gleichstellungsbezogenen 
Angaben zur Wirkungsorientierung waren von 1 5. Jänner 2009 bis 
2 1 .  April 201 1  Dr. C1audia Bandion-Ortner und von 2 1 .  April 201 1  bis 
16 .  Dezember 201 )  ao. Univ.-Prof. Dr. Bcatrix Karl die zuständigen 
Bundesministerinnen rur Justiz. 

Die Re onleitung hatte sich am konkreten Entwicklungsprozess nicht 
beteiligt und keine diesbezüglichen Vorgaben gemacht. Frau Bundes­
ministerin Karl wurde am 25. November 201 1 über die Ergebnisse des 
Entwicklungsproze ses informiert ; sie genehmigte den vorgelegten Ent­
wurf des Wirkungsziels 5 mit Gleichstcllungsaspekt. Gleichstellungs­
maßnahme und Indikator. 

6.2 Der RH hielt kritisch fest. dass die Ressortleitung in ihrer Funktion als 
haushaltsleitendes Organ der Verwaltung keine Vorgaben gemacht und 
sie damit ihre Verantwortung nicht entsprechend wahrgenommen harte. 

Datengrundlagen und Analysen 

7.1 ( I )  Das BMJ erhob geschlechterspezifische Daten zur Haft (z.B. Art. 
Dauer. Entlassung) und zum sozioökonomischen Hintergrund von Häft­
lingen (z.B. Schulbildung. Einkommen vor der Haft). Die Daten zum 
Straf- und Maßnahmenvollzug wurden in der Integrierten Vollzugs­
verwaltung (IVV] erfasst und ausgewertet. Diese IT -Lösung umfasste 
die Häftlingsevidenz. die Verwaltung des Haftraums. die Planung und 
Verwaltung von Überstellungen. eine automatische Berechnung des 
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Strafendes und aller davon abhängigen Fristen sowie medizinische 
Informationen aus Krankenakten. Laborergebnissen oder therapeu­
tischen Maßnahmen. Im _Sozialarbeitermodul", eincm Tcil der IVV, 
erfassten die Sozialarbciter sozioökonomische Datcn zu den Häftlin­
gen. 

(2) Die Datenfehlbestände waren laut BMJ - trotz deutlicher Verbes e­
rung in den letzten Jahren - zur Zeit der Gebarungsüberpriifung noch 
immer relativ hoch und verhindenen nach Ansicht des BMJ in vielen 
Bercichen aussagekräftige Auswertungen für alle Häftlinge. 

Den Prozentsatz der Datenfehlbcstände bei den geschlechterspezi­
Cl ehen Daten aus dem "Sozialarbeitermodul" flir das Jahr 201 3 zeigt 
die folgende Tabelle: 

Tabelle 3: Datenfehlbestände bei geschlechterspezifischen Daten aus dem 
"Sozialarbeitermodu I" 

Bereich geschlechterspeziflsche Daten 

persönliches Umfeld - Familienstand 
- Wohnsituation 

Bildung 

soziale Stellung 

• rechtlich (l.B. Miete. unterstandslos) 
• persönlich (z.B. alleine, in Lebensgemeinschaft) 

- höchster Schulabschluss 
davon 
• Häftlinge mit ästerreichischer Staatsbürgerschaft 

davon 

• Österreicherinnen in der Justizanstalt 
Schworlau' 

• Österreicher in der Justizonstalt Sonn berg< 

- Einkommen vor der Haft (z.B. Sozialhilfe. 
Facharbeiter) 
davon 

• Häftlinge mit österreichischer Staatsbürgerschaft 
dovon 

• Österreicherinnen in der Justizanstolt 
Schwarlau' 

• Österreicher in der Justizanstalt Sonnberg' 

Datenfehlbestände in 
% bei 

Männ�rn Frauen 

3 8 

30 36 
40 50 
64 70 

50 50 

34 

22 

49 50 

41 41 

20 
14 

Alle weiblichen Häftlinge mit Haftstraren von über 18 Monaten waren in der Justizanstalt Schwarzau untergebracht; 

mannliehe Häftlinge waren dort nicht untergebracht. Daher entfällt die Angabe des Datenfehlbestandes bei Männern. 

Der RH wählte die Justizanstalt Sonnberg als Vergleichsanstalt, weil sie (als kleinste Justizanstalt für Männer) mit einer 

Belagsmöglichkeit von lSO Plätzen größenmäßig annähernd vergleichbar mit der Justizanstalt Schwarzau (196 Plätze) war 

und die vergleichsweise geringsten Fehlbestände auswies. 

QueUe: BMJ 
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Aus der Tabelle ist erkennbar, dass die Datenfehlbestände sowohl im 
Bereich Bildung als auch im Bereich soziale Stellung hoch waren 
(Bereich Bildung 70 % bei weiblichen Häftl ingen, 64 % bei männ­
lichen Häftlingen; Bereich soziale Stellung 50 % bei weibl ichen Härt­
l ingen und 49 % bei männlichen Häftl ingen). Bei Betrachtung nur der 
österreichischen Staatsbürger reduzierten sich die Datenfehlbestände 
sowohl bei weiblichen als auch bei männlichen Häftlingen auf jeweils 
50 % (Bildung) bzw. 41 % (soziale Stellung). Die Justizanstalt Sonn­
berg wies in diesen Bereichen österreichweit die geringsten Datenfehl­
bestände mit 22 % bzw. 14 % auf. 

(J) Analysen des BMJ zu Gründen für die Datenfehlbestände konnte 
das BMJ dem RH nicht vorlegen. Das BMJ nutzte die vorhandenen 
Daten auch nicht zur Konkrelisierung der Lebenssituation weiblicher 
Häfilinge im Rahmen der Entwicklung der Angaben zur Wirkungs­
orientierung. 

7.2 Der RH hielt kritisch fest, dass insbesondere in den Bereichen Bil­
dung und soziale Stellung die Datenfehlbestände hoch waren. Dies 
schwächte - auch aus Sicht des BMJ - die Aussagekraft von Aus­
wertungen: Rückschlüsse auf alle Häftlinge waren nur eingeschränkt 
möglich. Weiters stellte der RH fest, dass ich die Datenfehlbeslände 
bei einer Einschränkung auf österreichische Staatsbürger verringerten, 
jedoch immer noch beträchtlich blieben. Der RH anerkannte, dass die 
Justizanstalt Sonnberg einen vergleichsweise geringen Datenfehlbe­
stand aufwies. 

Der RH empfahl dem BMJ, den vergleichsweise geringen Datenfehlbe­
stand in der Justizanstalt Sonnberg als Praxisbeispiel zu nutzen und 
daraus Verbesserungsmaßnahmen für die übrigen Justizanstalten abzu­
leiten. Weiters empfahl der RH dem BMJ, die Gründe für die Fehlbe­
stände bei Häft.lingen mit ausländischer Staatsbürgerschaft zu ana­
lysieren und Maßnahmen zu setzen, um auch für diese Gruppe von 
Häftlingen die Datenfehlbestände zu reduzieren und die Vollständig­
keit sicherzustellen. 

7.3 (J) Laut Stellullgllahme des BM) hättell die Dalenfehlbestände ihren 

Grulld ill einer nicht durchgällgigen Eilltragung durch die befassten 
Micarbeiter und darin, dass die Insassen nicht verpflichtet seien, die 
sozioökollomischen Daten bekanlll zu gebell, eille Kontaktaufnahme 
mit dem Sozialen Dienst nicht erzwullgen werden könne und die Felrl­
bestände in StrajVollzugsanstalten mit längeren Aufellllralten geringer 
SeiCII als ill landesgerichtlicheIl Gefangenellhäusern mit Iröhcre, Fluk­
ruation. 
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Zum Stichtag I .  September 2014 habe sich der Datenfehlbestand im 
Bereich Bildung bei Frauen auf 6],67 % be/aufen Ulld bei Mä,wern 

auf 4 9, 1 ] % sowie im Bereich Eillkommell bei Frauen auf 52, 99 % 
und bei Mä,wern auf 48, 1 7  %. 

Eine Reduktion der Datenfehlbestände sowie eille eillheir/iche Vorge­
helIsweise bei der Erfassullg der Daten köllllte'l durch eille'l elllspre­
chellden Erlass sichergestellt werdell. Auch könne ill Zusammellarbeit 
mit der BRZ GmbH eine technische Möglichkeit allgedacht werdell, 

um die Gründe für das Unterbleibe/! der Datenerfassung ei,lzurragen. 

(2) Zu den Darenfehlbesränden bei Häftlingen mir ausländischer Sraars­
bürgerscllGft wies das BMJ darauf hili, dass es zur Vorbereitung eines 
allfälligen Erlasses notwendig sei, die bisherigen Gepjlogenheitell der 
jeweiligen Jusrizallstalrell zu erheben Ulld auszuwerren. Weiters sei die 
Möglichkeit einer Analyse der Fehlbestände bei HäftlingeIl mit aus­
lä'ldiscl'fr Staarsbürgersclraft durch die BRZ GmbH abzuklärell. Nach 
eiller Analyse der Fehlbeställde saml UrsacheIl könlllen zielJührende 
Maßnahmen Zl/r Reduktion der Datenfehlbestände ergriffen werden. 

7.4 Angesichts der vom BMJ angegebenen Datenfehlbestände rur 201 4, 
die gegenüber 201 3  zwar eine Verbesserung im Bereich Bildung, aber 
eine Verschlechterung im Bereich Einkommen feststellten, hielt der 
RH seine Empfehlung aufrecht, den vergleichsweise geringen Daten­
fehlbestand in der Justizanstalt Sonnberg als Praxisbeispiel zu nutzen 
und daraus Verbesserungsmaßnahmen rur die übrigen Justizanstalten 
abzuleiten. 

Dem entsprechenden Erlass zur Reduktion der Datenfehlbestände und 
der Analyse der Datenfehlbestände bei Häftlingen mit ausländischer 
Staatsbürgerschafl sah er entgegen. 

8.1 ( 1 )  Die Rahmenbedingungen im Slraf- und Maßnahmenvollzug von 
weiblichen Häftlingen unterschieden sich von jenen der männlichen 
Häftlinge, wie folgende beispielhaften Sachverhalte zeigen: 

Wegen des höheren Frauenanteils in den niedrigen Verdienstgrup­
pen und wegen der geringeren Beschäftigungsquote von weiblichen 
Häftlingen verdienten weibliche Häftlinge im Jahr 201 2  weniger als 
männliche Häftlinge rrz 23). 
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Im  Maßnahmenvollzug standen weiblichen und männlichen Häft­
lingen in unterschiedlichem Ausmaß adäquate Belreuungsplätze" 
zur Verfügung rrz 25). 

Die Strafvollzugsgrundsätze des Europarates sowie die UN-Bang­
kok-Regeln empfahlen eine spezielle Ausbildung für das Perso­
nal im Frauenstraf- und -maßnahmenvollzug. Eine solche Ausbil­
dung fand einmal in den Jahren 201 1  und 201 2  statt, wurdejedoch 
ab dem Jahr 201 3  laut Angaben des BMJ mangels Interesses nicht 
mehr angeboten (TZ 24). 

(2) Aus den über das _Sozialarbeitermodul" vorhandenen geschlech­
terspezifischen Daten zu Sozialmerkmalen von Häftlingen zeigt der 
RH im Folgenden jene im Detail, die die von ihm näher betrachteten 
Bereiche Ausbildung und Beschäftigung betreffen. 

Der Ausbildungsstand, gemessen am höchsten Schulabschluss. stellte 
sich im Jahr 201 3  wie folgt dar: 

Tabelle 4: Ausbildung nach höchstem Schulabschluss in % 1 

Fr.u�n Männer 
in '\'0 

kein Scnulabscnluss 4,5 2,8 
Volksschule 5,1 6,7 

Sonderschule 2,8 4,8 
Hauptschule 39,9 33,S 

Polytechnische Schule 19,1 16,3 

Berufsschule 18,0 25,5 
AHS 4,5 3,9 

BHS 2,8 3,9 

Kolleg 1.1 0,5 
Fachhochschule 0,6 0,7 
Universitätsstudium 1,7 1,6 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 Die Werte wurden mit Stichtag 1. September 2013 abgefragt. Dabei stand bei den Frauen in rd. 30 ,. der Fälle ein Eintrag 

zur Verfügung. bei den Mannern in rd. 36 '%. 
QueUe: BMJ 

184 

11 Im Un terschied zum Sirafvollzug wird im Maßnahmenvollzug di� Anhahung der HlU\­

linge durch vtrstärkle psychologische Bctre:uung unlersrützt. 
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Aus der Tabelle ist ersichtlich, dass rd. 59 % der weiblichen Häftlinge 
und rd. 50 % der männlichen Häftlinge einen Abschluss in einer Haupt­
schule oder einer Polytechnischen Schule hatten. 1 6  % der Frauen und 
rd. 26 % der Männer KOnnlen den Abschluss einer Berufsschule vorwei­
sen. Maturaniveau hatten rd. 7 % der Frauen und rd. 6 % der Männer. 

Die Einkommenssituation vor der Haft stellte sich im Jahr 201 3  wie 
folgt dar: 

Abbildung I :  Einkommen vor der Haft i n  % '  

30,0 'l. 

Z6,3 
25,0 'l. 

20,0 'l. 

15.0 'l. 13.9 

10,0 'l. 

',0 
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,<-'" ;: .... l>� .. '" ' ... :§ '1. .... .. � .. � � . .. '" � � �� .. " "o� .,o'\; �o .. 0; !--� .. il' >:-� ",," >::> ",0 � .,;; � '<"� >:- .,q; it-<::-= 0
" 

.;: � ....,<> 
_ Männer _ Frauen 

Oie Werte wurden mit Stichtag 1. September 2013 abgefragt. Oabei stand bei Frauen und Männern jeweils in rd. 50 % der 

fäUe ein Eintrag zur Verfügung. 

Quelle: 8MJ 

Bund 2015/ 1 2  

Fasst man die Bezieher von Sozialleistungen 12 und Häftl inge ohne 
Einkommen vor der Haft zusammen, bezogen rd. 67 % der weiblichen 
und 58 % der männlichen Häftlinge vor der Haft kein Einkommen aus 
eigener aktiver Arbeit (Einkommenslose, Notstandshilfe-, Arbeitslo­
sengeld- und Sozialhilfenbezieher). Bei den Einkommen aus eigener 
aktiver Arbeit (Angestellte, Hilfsarbeiter, Selbständige, Facharbeiter, 
Beamle) lagen die männlichen Häftlinge prozentuell stets höher als 
die weiblichen Häftlinge. 

12 Sozjal-, Notstandshilft- und Arbtitslostngeldbezieher 

185 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 89 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Entwicklungsprozess von Wirkungsziel 5 

186 

(J) Aus den dem RH vorgelegten Dokumenten des BMJ war kein Hinweis 
dahingehend ersichtlich, da s die Verantwonlichen rur den Entwick­
lungsprozess des den Gleichstcllungsaspekt umfassenden Wirkungs­
ziels 5 die spezifIschen Daten (Rahmenbedingungen) zur Lebenssitua­
tion weiblicher lläfll inge nachgefragt hallen. Zudem halle das BMJ auf 
Maßnahmenebene nicht mehrere Alternativen entwickelt, um daraus 
die bestmögliche Maßnahme auswählen zu können. 

(4) Auf Anfrage des RH zu den im Entwicklungsprozes verwendeten 
gleichstellungsspeziflschen Daten und Analysen beriefen sich die Ver­
anrwonlichen im Entwicklung prozess u.a. auf eine Studie des Insti­
tuts fur Rechts- und Kriminalsoziologie l l aus dem Jahr 2004 und auf 
die Studienergebnisse aus dem Projekt "EQUAL 11 - Schrill rur Schrill" 
aus dem Jahr 2007. 

a) Die Studie des Instituts rur Rechts- und Kriminalsoziologie aus dem 
Jahr 2004 behandelte Genderaspekte der Personalentwicklung in den 
Justizanstalten. 

b) Das Projekt "EQUAL 1 1 - Schrill fur Schrill" basiene auf einer Fra­
gebogenerhebung ehemaliger Häftlinge zu den Themen "Familienstand, 
familiäre sowie soziale Bindungen, soziale Erfahrungen jeweils in und 
nach der Haft sowie Wünsche fur die Zukunft". Die Studienautoren 
wiesen ausdrücklich darauf hin. dass es sich dabei um keine reprä­
sentative Erhebung handelte, da weder die Methodik (keine ystemati­
siene Stichprobe) noch die geringen Fallzahlen (insbesondere bei den 
weiblichen Befragten) verallgemeinernde Schlussfolgerungen zul ießen. 

(5) Eine gesondene Studie lag weder zur Lebenssituation weiblicher 
HäFt l inge im Straf- und Maßnahmenvollzug noch zum Problem stei­
gender Häftling zahlen vor. 

8.2 ( I )  Der RH kritisiene, das das BMJ die vorhandenen Daten zu den Sozi­
al merkmalen von Häftlingen nicht analy ien und sie nicht zur Kon­
kretisierung der Leben ituation weiblicher Häftlinge genutzt halle. 

Der RH stellte zudem fest, dass die vom BMJ angefuhne Studie des 
I nstituts rur Rechts- und Kriminal oziologie aus dem Jahr 2004 Gen­
deraspekte der Personalentwicklung in den Justizanstalten behandelte. 
Sie betraf somit, wenn überhaupt. nur millelbar die Lebenssiruation 
weiblicher Häftlinge. Da Projekt "EQUAL 11 - Schrill rur Schrill" 
wiederum ließ mangels repräsentativer Erhebung keine verallgemei­
nernden Schlussfolgerungen zu. Der RH erachtete daher heide vom 

1I Karazman-Morawrlz/Wdss. Gcndrr Mainst�aming - Prrsonalt'ntwidlung in Jusliz­

anstaltrn (20041 
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BMJ verwendeten Quellen als wenig geeignete Basis ftir eine Em­
scheidungsfmdung. 

Er empfa.hl dem BMJ, die Daten zu den Sozial merkmalen der Häft­
l inge im Hinblick auf die Unterschiede zwischen Frauen und Männem 
unter Berücksichtigung des Kosten-Nutzen-Aspekts zu analysieren, 
um so empirische Evidenzen ftir eine Strategiebildung und die Wei­
terentwicklung von Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
und Indikatoren im Frauenstraf- und -maßnahmenvollzug zu erhal­
ten (siehe auch TZ 28). 

(2) Zudem kritisiene der RH, dass das BMJ nicht auch alternative Maß­
nahmen zur Umsetzung des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 
enrwickelt haue. 

Er empfahl dem BMJ, im Rahmen der Weiterentwicklung der Anga­
ben zur Wirkungsorientierung betreffend Gleichstellung auf Basis der 
konkret erhobenen und analysienen Lebenssituation weiblicher Häft­
linge alternative Maßnahmen ftir eine effektive Umsetzung des Gleich­
stellungsziels zu enrwickeln, um letztlich aus der Mehrzahl von Alter­
nativenjene auswählen zu können, die die Problemvielfalt weiblicher 
Häftlinge bestmöglich berücksichtigt. 

8.3 (1)  Das BMJ teilte in seiner Stellungnahme mit, dass bereits im sta­

ristischen Bericht über den Straf- und Maßnahmenvollzug für das 
Jah r  2014 die vorhandenen Daten einerseitsfür alle inhaftienen Per­
sonen, andererseits auch getrennt nach Geschlechtem analysien und 
dargestellt würden. Dadurch sollte eine weitgehende Vergleichbarkeit 
geschaffen werden. Die Datcnanalyse werde - wie vom RH empfol,­
len - in die Entwicklung einer Gesamrstrategie für den Frauenvollzug 
einfließen bzw. deren Basis bildeil. 

(2) Die Empfehlung des RH, altemarive Maßnahmenfür eine effektive 
Umsetzung des Gleichstellungszicl zu eil/wickeln, ,verde das BMJ i/l 
Evidenz halten. Diese Maßnahmen würden im Zuge der Überarbeitung 
der Wirku/lgsziele diskutien. 
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Daten zur geschlechterspezilischen Ressourcenveneilung 

9. 1 ( 1 )  Gemäß An. 1 3  Abs. 3 B-VG haben Bund, Länder und Gemeinden 
bei der Haushaltsführung die tatsächliche Gleichstellung von Frauen 
und Männem anzustreben. Das Ziel der laI ächlichen Gleichstellung 
von Frauen und Männern entsprach dem international etablierten Kon­
zept einer geschlechtergerechten Budgetgcstaltung·14 

Mit der VerpOichtung zur tatsächlichen Gleichstellung bei der Haus­
haltsführung war eine stärkere Berücksichtigung der Wirkungen von 
Maßnahmen der Haushaltsführung auf Frauen und Männer hinsicht­
lich der Mittelveneilung bei Erstellung, Vollzug und Kontrolle des 
Budgets verbunden. I S 

Laut den Gesetzesmaterialien zum BHG 201 3 '6 war die Verknüpfung 
der Koslen der Verwaltung mit den vOn ihr erbrachten Leistungen 
- anstatt der ausschließlichen Orientierung an den budgelierten Mit­
teln - ein zentrales Ziel der mit 1 .  Jänner 201 3  in Kraft getretenen 
zweiten Etappe der Haushaltsrechtsreform. 

(2) Im Jahr 201 3  nahmen österreichweit 1 .867 Häftlinge an Ausbil­
dungsmaßnahmen teil. 1 7 Dafür wurden rd. 5 1 7.500 EUR aufgewen­
det.'8 Zur Ressourcenveneilung zwischen Frauen und Männem in den 
Bereichen Ausbildung und Beschäftigung gab das BMJ an, diesbezüg­
liche gleichstellungsbezogene Datenerhebungen wegen zu hohen Ver­
waltungsaufwands nicht durchzuführen. Es erachte diese geschlech­
terspezifIschen Daten für die Ressourcensteuerung als nicht sinnvoll. 

(J) Das BMJ gab die Kostenje Hafttag undje Häftling (unabhängig ob 
weiblich oder männlich) in den Jahren 201 2  und 201 3  mit rd. 107 EUR 
an. Geringfügige Mehrkosten für weibliche Häftlinge konnten laut BMJ 
entstehen, wenn Mutter-Kind-Hafträume einzurichten waren oder ein 
eigener Spazierhof anzulegen war. Derartige Mehrkosten wies das BMJ 
jedoch nicht gesonden aus. 

.. ErläutRV 480 BlgNR 24. GP. 5. S 
I� Lödl C't al. Kommentar BIIG 201 3 (2012)1. S. 22 
16 ErläutRV 480 BlgNR 24. GP 

17 Am häurlgsten besucht wafen Sprachkur5c (758 Teilnthmcndel sowie Basisbildungsmaß­

nahmen (l.B. Hauptschulabschlusskurse: 689 Teilnehmendcl. 178 Häftlinge besuchten 

ECDL-KufSr. Wrge-n dC'r häurlg i.ürze�n Haftuitt"n boten die Haftanstalten stall dl'tl­

jährige-r �hren 1 8-monatige Facharbeilerinlensivausbildungen an (z.B. Gastronomie 

in der Juslizanstall SchwarzauJ. 

11 Die jährlic."hl:' Summe rur die Aus- und Fonbildungsmaßnahmen der weiblichen und 

männlichen HUtlinge errrchnele sich aus den von den Justizanstahcn der Vollzugs­

direktion gemeldeten Kosttn rur Kursmaßnahmen. 
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Die Entwicklung der Kosten je Hafttag (bei gemeinsamer Betrachtung 
von weiblichen und männlichen HäftlingenJ stellte sich wie folgt dar: 

Tabelle 5: Entwicklung der Kosten im Strafvollzug in EUR 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in EUR 

Kosten je Hafttag 100,6 101,1 101,9 98,8 107,2 106,5 

Quelle: Bericht Ober den Straf- und MaßnahmenvoLLzug 2013 (Auszug aus dem Sicherheits bericht) 

Bund 2015/ 1 2  

9.2 Der R H  kritisiene, dass das BMJ keine gleichstellungsbezogenen Daten­
erhebungen zur Ressourcenveneilung zwischen weiblichen und männ­
lichen Häftlingen in den Bereichen Ausbildung und Beschäftigung 
durchgeführt hatte. Nach Ansicht des RH war eine gleichstellungsbe­
zogene Datenerhebung zur Ressourcenveneilung nicht nur sinnvoll, 
sondern auch notwendig, da erst durch die damit geschaffene Trans­
parenz Unausgewogenheiten erkannt und gegensteuernde Maßnah­
men gesetzt werden können. Diese Transparenz bildete die notwen­
dige Basis für eine inhaltliche Auseinandersetzung mit verschiedenen 
Maßnahmen-Alternativen - z.B. in Fonn von Kosten-Nutzen-Überle­
gungen - für die fundierte Prioritätenserzung (siehe TZ 8J und damit 
für die gesamthafte Steuerung. 

Der RH empfahl dem BMJ, geschlechterspezifisch jene Ressourcen 
transparent zu machen, die Häftlingen im Bereich Ausbildung und 
Beschäftigung zugute kommen. 

9.3 Das BMJ infonnierte in seiner Stellungnahme darüber, dass es im Vor­
jahrl9 die Fragebögen GI, die }uslizanstalren zur Erhebung der Aus­
bildungsdaten gesclllechtergerecllt adaptim habe und seither auch die 
Kem,zalll . Besclläftigllngsquote" getrennt nach Geschlechl abgefragt 
werden könne. Der Berichl iiber den Straf- und Maßnahmenvolllllg 
für das Jahr 2014 werde diese Kennzahlen für alle Insassen gemein­

sam sowie getremll nach Geschlecht darstellen. 

9.4 Der RH begrüßte die Weiterenrwicklung der geschlechterspezifIschen 
Darstellung von Kennzahlen. Er wies jedoch auf die erforderliche Trans­
parenz der für weibliche und männliche Häftlinge eingesetzten Res­
SOurcen hin. Der RH hielt daher an seiner Empfehlung fes!. 

I' Anmerlung RH: gemeint 2014 
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10.1 ( I )  Die österreichweit 27 Justizanstalten20 untergliederten sich in 
1 5  landesgerichtliche Gefangenenhäuser. eine Strafvollzugsanstalt 
für Frauen21 • sieben Strafvollzugsanstalten für Männer, eine Straf­
vollzugsanstalt für JugendlicheH und drei Sonderan talten für den 
Maßnahmenvollzug2J. Sie verteilten sich auf ganz Österreich mit dem 
Schwerpunkt im 0 ten. In den landesgerichtlichen Gefangenenhäu­
ern24 wurden Untersuchungshaften und gerichtliche Freiheitsstra­

fen bis zu 1 8  Monaten vollzogen (Jugendliche. Frauen und Männer): 
in den Strafvollzugsanstalten FreiheitsStrafen mit einer Strafzeit von 
über 18 Monaten. 

In der Justizanstalt Schwarzau waren alle weiblichen Häftlinge mit 
einer Strafdauer von über 18 Monaten untergebracht. Im Jahr 201 4  gab 
es dort 1 72 Haftplätze. In 1 4  von 1 6 1andesgerichtlichen Gefangenen­
häusern bestanden im Jahr 201 4  eigene Frauenabteilungen, in denen 
Frauen getrennt von den Männern untergebracht waren. In den lan­
desgerichtlichen Gefangenenhäusern standen im Jahr 201 4  479 Haft­
plätze für Frauen (4.695 für Männer) zur Verfügung. gemeinsam mit der 
Ju tizanstalt Schwarzau waren dies daher 651 Haftplätze für Frauen. 

(2) Ein Leitbild defll1iert die Kernaufgaben einer Verwaltungseinheit 
oder eines AufgabengebielS sowie die strategi che Ausrichtung. Es 
dient als gemeinsamer Orientierungsrahmen für das Handeln aller Mit­
arbeiter. Auf Basis des Leitbilds2s erarbeitete das BMJ seine fünf im 
BFG wiedergegebenen Wirkungsziele. Sein Glcichstellungsziel war in 
das Wirkung ziel 5 integriert. 

20 Fine- UMfSlcht ulxr dir Justizan.slalt�n und drrtn fkla�m glkhkC" 1 bC'fmdt'1 �ich Im 

Anhang. 

1:\ in du ts zusätzlich ('10(' Abll:llung für bis zu 24 Mlnnrf gab (in drT Rtgtl für drn gdo­

ckrrtrn Vollzug) 

11: von 14 bis 19 Jahrt'n sowit'Jungr Erwachstnr bIs zu 27 Jahrt'. dIr dtm Jugrndvollzug 

unttrstrlh wartn 

1) V.CI. fur die' Untt'rbnngung von nicht zUrKhnungsflihigtn und zur«hnungsflhigrn 

8(,1511g abnormt'n Rrchtsbm:hrm g('m�ß § 21 Abs. 1 und 2 SIGB und zu (,,"tm klrl­

n('n TC,'II rur tntwöhnungsbnlurftlgt Rrchtsbrtehrr gemäß § 22 51GB 

H Das sind Juslizanslalu:n am SitZ d�r fur Sirafsach�n zusländlgrn l.andng�richtt. 

1\ ad S('lnrm lritbild. abgrbildrt In dtn Bund("5flOanzg�lztn (BFG) 20) )  bis 201 S, 
war das BMJ ab drm Jahr 20 1 )  ausgrrkhlrt auf dir Wahrung von Rtthtsfrirdrn und 

RtthISsicht'rht'it, das Gt'währltisttn �in�r unabhänglg<:n Rtthlsprrt'hung. das lIan­

drin in sozialrr Vtrantwonung unltr Achtung drr Grund und Mrn.schrnr«hlr und 

dir Sichrrung drs Rrt'hts- und Win.schaftsslandonts Ostrrrtich durt'h dl� lrlstungtn 

drr Rtthtsprt'Chung. 
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Qualitätskriterium 

Relevanz 

Bund 2015/ 1 2  

Laut den BFG 201 3  bis 201 5  begründete das BMJ den Glcichstcllungs­
aspekt im Wirkungsziel 5 damit, dass in vier von 1 6  Landesgerichts­
sprengeln für Frauen im Gegensatz zu Männern nicht die Möglich­
keit bestand, in Untersuchungs- bzw. Strafhaft genommen zu werden. 
Die Haftverbüßung in der Nähe des Lebensmittelpunktes fördere den 
Erhalt der sozialen Bindungen. 

Eine weitere Konkretisierung der Lebenssituation weiblicher Härtl inge 
im Straf- und Maßnahmenvollzug erfolgte in der in den BFG wieder­
gegebenen Begründung für die Wahl des Gleichstellungsaspekts im 
Wirkungsziel 5 nicht. 

(3 )  Laut einem Strategieentwurf der Vollzugsdirektion aus dem 
Jahr 201 1  (siehe dazu TZ 1 2) war die Lebenssituation weiblicher Häft­
linge u.a. durch den niedrigen Ausbildungsgrad, Gewalterfahrungen 
vor der Haft und eine überdurchschnittlich hohe Drogen- und Medi­
kamentenabhängigkeit gekennzeichnet. 

10.2 Anknüpfend an seine Kritik in TZ 2 hielt der RH kritisch fest, dass 
das BMJ bei der Konkretisierung der Lebenssituation weiblicher Häft­
linge lediglich auf den Aspekt des Erhalts sozialer Bindungen Bezug 
genommen hatte. Andere Aspekte der Lebenssituation weiblicher Häft­
linge - z.B. Gewalterfahrungen vor der Haft oder Drogen- und Medi­
kam enten abhängigkeit - blieben unerwähnt. Der RH empfahl dem 
BMJ, bei der Weiterentwicklung der Angaben zur Wirkungsorientie­
rung die Lebenssituation weiblicher Häftlinge nicht eindimensional, 
sondern umfassender zu berücksichtigen. 

10.l Laut Stellungnahme des BMJ werde die Vallzugsverwalllwg die Emp­
Jelrlu.rg in Evidelll halte". 

10.4 Der RH betonte, dass die Empfehlung nicht nur die Vollzugsverwal­
tung, sondern auch die strategi ehe Ebene in der Zentralstelle adres­
sierte, die für den Entwicklungsprozess der Angaben zur Wirkungs­
orientierung koordinierend zuständig ist. 

11 .1  (I) Bei der folgenden Beurteilung, inwieweit der Gleichstellungsaspekt 
im Wirkungsziel 5 die Qualitätskriterien erfüllte, widmet der RH den 
Kriterien Relevanz und Nachvollziehbarkeit wegen der umfangreiche­
ren Inhalte eigene Abschnitte rrz 1 1  bzw. TZ 1 2) und stellt sie, ent­
gegen der Reihung im BHG 201 3, an den Beginn der Beurteilung. Die 
Kriterien inhaltliche Konsistenz, Verständlichkeit, Vergleichbarkeit und 
Überprüfbarkcit fasst der RH in einer TZ zusammen (TZ 1 3). 

1 9 1  
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(2) Die Anzahl weiblicher Häftlinge stieg zwischen 2008 und 201 3  
von 454 auf 559.26 Der Anteil der weiblichen an allen Häftlingen stieg 
im Zeitraum 200B bis 201 2  von 5,5 % 3uf 6,6 % und fIel im Jahr 201 3  
auf 6,3 %. 

( 3) Für die Jahre 201 3  bis 20 1 5  waren flir die UG 1 3  - Justiz 1 1 . 192, 
1 1 .293 und 1 1 .264 Planstellen vorgesehen. Davon entfIelen im 
Jahr 201 3 auf den Exekutivdienst21 3 . 1 1 3  Planstellen und in den bei­
den Folgejahren jeweils 3.2 1 2  Planstellen (rd. 2B %). Insge amt waren 
für das Personal in den Justizanstalten im Jahr 201 3  3.698 Planstel­
len und in den Jahren 20 1 4  und 201 5  jeweils 3.798 Planstellen vor­
gesehen. Damit waren im Jahr 201 3 3 3  % und in den Jahren 201 4  
und 201 5 jeweils 34  % aller Planstellen der UG 1 3  flir den Strafvoll­
zug in den Justizanstalten gebunden. 

(4) Die budgetären Rahmenbedingungen für die Jahre 201 3  bis 201 5  
stellten sich flir den Bereich des BMJ und im Besonderen flir den Straf­
vollzug wie folgt dar: 

Tabelle 6: Entwicklung der Auszahlungen in der UG 13 - Justiz von 2013 bis 2015 laut 
BRA 2013 und BFG 2014 und 2015 - Finanzierungsvoranschlag 

UG 13 

GB 13.01 Steuerung und Services 
GB 13.02 Rechtsprechung 
GB 13.03 Strafvollzug 

OB 13.03.01 Justizanstalten 
OB 13,03.02 Bewährungshilfe 

Rundungsdifferenzen möglich 

2013 

1.311,10 

70,09 

798,18 

442,84 

405,15 

37,69 

2014 

in folio. EUR 

1.298.52 

72.52 

785,18 

440.82 

402.94 

37.87 

UG - Untergliederung (nach Rubriken zweite Gliederungsebene im Bundesvoranschlag) 

2015 

1.309,13 

73.30 

791.63 

444,20 

406,32 

37.88 

GB - Gtobalbudget (nach Rubriken und Untergliederungen dritte Gliederungsebene im Bundesvoranschlag) 

Veränderung 
2013 bis 2015 

in '10 
- 0.2 

3,7 

- 0.8 

0.3 

0.3 

0,5 

OB - Oetailbudget (nach Rubriken. Untergliederungen und Gtobalbudget vierte Gliederungsebene im Bundesvoranschlag) 

BRA - Bundesrechnungsabschluss 

Quellen: BRA 1013 und BFG 1014 und 1015 

192 

2 6  Stichtag 1 .  September 20 1 3 ;  davon waren J86 Frauen strafrechtlich 'IIeruncih. 
173 Frauen wurden in andertn Haflforrnen Iz.B. Unlersuchungs- odtr Ausliderungs­

haftl angehalten. 

17 JU51izwachepcBOnai in den Justizanstalten 
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Tabelle 7: Entwicklung der Aufwendungen in der UG 13 - Justiz von 2013 bis 2015 
laut BRA 2013 und BFG 2014 und 2015 - Ergebnisvoranschlag 

2013 

UG 13 1.403,26 

2014 

in Mio. EUR 
1.372,27 

2015 Veränderung 
2013 bis 2015 

in % 

GB 13.01 Steuerung und Services 
GB 13.02 Rechtsprechung 

70,69 

858,70 

473,86 

438,76 

72,94 

830,65 

468,69 

430,81 

1.384,74 

73,71 

837,10 

473,92 

436,05 

- 1.3 

4,3 

- 2,5 

GB 13.03 Strafvollzug 0,0 

OB 13.03.01 Justizanstalten 
OB 13.03.02 Bewährungshilfe 

Rundungsdifferenzen möglich 

35,10 37,87 

- 0,6 

37,88 7,9 

UG .. Untergliederung (nach Rubriken zweite Gliederungsebene im Bundesvoranschlag) 

GB .. Globalbudget (nach Rubriken und Untergliederungen dritte Gliederungsebene im Bundes'Ioranschlag) 

OB - Detailbudget (nach Rubriken, Untergliederungen und Gtobalbudget vierte Gliederungsebene im Bundesvoranschlag) 

8RA .. Bundesrechnungsabschlu5s 

QueUen: BRA 20ll und BFG 2014 und 201S 

Bund 2015/12  

I n  den Finanzierungsvoranschlägen 201 3  bis 201 5  waren von 
rd. 1 ,3 Mrd. EUR der UG 1 3  - Justiz etwas mehr als 440 Mio. EUR 
(rd. 34 %) für den Strafvollzug veranschlagt. In den Jahren 2014 
und 201 5  blieb der Anteil der veranschlagten Mittel mit jeweils rd. 34 % 
gleich. Im Ergebnisvoranschlag 201 3  waren von rd. 1 ,4 Mrd. EUR der 
UG 1 3  - Justiz etwas mehr als 470 Mio. EUR (rd. 34 %) für den Straf­
vollzug veranschlagt. In den Jahren 201 4  und 201 5  blieb der Anteil 
der veranschlagten Mittel mit jeweils rd. 34 % ebenfalls gleich. 

1 1.2 Der RH beurteilte neben der Rechtsprechung den Strafvollzug als eine 
Kemaufgabc des BMJ. Rund ein Drittel (34 %) der Gesamtauszahlungen 
bzw. Gesamtaufwendungen und der Planstellen ( 33  % bzw. 34 %) des 
BMJ der Jahre 201 3  bis 201 5  entfIel auf den Strafvollzug. 

Aufgrund der im Zeitraum 2008 bis 201 3  gestiegenen Anzahl weib­
licher Häftlinge (von 454 auf 559) hatte das BMJ vennehrt Haftraum 
für weibliche Häftlinge zu schaffen. 

In Ansehung dieser Sachverhalte erachtete der RH daher das Kriterium 
der Relevanz beim Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 als erfüllt. 
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Nachvollziehbarkeit 
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12.1 ( I )  Auf internationaler Ebene existierten mit den Strafvollzugsgrund­
sätzen des Europarates und den UN-Bangkok-Regeln Empfehlungen 
für die Gestaltung des Frauenstraf- und -maßnahmenvollzugs (TZ 2). 

Die Angaben zur Wirkungsorientierung betreffend den Gleichstellungs­
aspekt im Wirkungsziel 5 enthielten keine expliziten Bezüge zu die­
sen internationalen Empfehlungen. 

(2) Sowohl im Regierungsprogramm 2008-201 3  als auch im ArbeilSpro­
gramm der österreich ischen Bundesregierung 201 3-20 1 8  fand sich im 
Kapitel "Frauen" das Ziel, einen nationalen Aktionsplan für Gleich­
stellung zu erarbeiten (2008) bzw. fortzuführen (20 1 3). Der Bereich 
Justiz enthielt keine gesonderten gleichstellungsspezifIschen Vorgaben. 

(J) Die Strategieberichte zu den Bundesfll1anzrahmengesetzen defI­
nierten rur die Jahre 201 3-20 16  und 201 4-20 17  als (Gleichstellungs) 
Ziel der UG \ J  - Justiz die "sichere, grund- und menschenrechtskon­
forme Anhaltung der Insassinnen und Insassen in Justizanstalten und 
Sicherung des RechlSfriedens durch Reintegration und RückJallprä­
vention im Straf- und Maßnahmenvollzug (einschließlich der Bewäh­
rungshil Fe) unter besonderer Berücksichtigung der Lebens ituation von 
I nsassinnen", 

(4) Die Vollzugsdirektion legte im Jahr 201 1  einen von ihr entwickelten 
Emwurf eines Gesamtkonzepts für den Frauenstrafvollzug (Strategie­
entwurf) der Zentralstelle im BMJ im Aktenweg vor. Der Strategieent­
wurf führte aus, dass die speziellen Probleme des Frauenstrafvollzugs 
bisher wenig beachtet und untersucht worden seien. Der Frauenstraf­
vollzug bedürfe einer weniger starken Sicherung, darur wäre vermehrt 
psychologisch geschultes Personal nötig. Eine überwiegende Orientie­
rung am Männerstrafvollzug würde den Bedürfnissen der Frauen nicht 
gerecht. Die Vollzugsdirektion konstatierte in diesem Strategieentwurf 
insbesondere hinsichtlich Unterbringung, Beschäft igungsmöglichkeiten 
und einer adäquaten medizinischen und psychologischen Behandlung 
einen Handlungsbedarf. 

Weiterführende Arbeiten an dem Strategieentwurf gab es nicht. 

(5) Gemäß § 4 Abs. 3 der Angaben zur Wirkungsorientierung-VO war 
das Gleichstellungsziel insbesondere auf externe, gesellschaflspolitische 
Wirkungen auszurichten. Der Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 
des BMJ richtete sich an die Zielgruppe der weiblichen Häftlinge, das 
Wirkungsziel als Ganzes bezweckte durch die besondere Berücksich­
tigung von Reintegration und Rückfallprävention sowie der Lebens­
situation weiblicher Häftlinge externe Wirkungen. 
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(6) Auf die Frage des RH nach ressortimernen Gleichstellungsstra­
legien und dem FrauenfOrderungsplan bezog sich das BMJ in seiner 
Antwort ausschließlich auf den FrauenfOrderungsplan für das Justiz­
ressort. Die Zielgruppe des Frauenforderungsplans waren die Bediens­
teten des Ressorts. 

12.2 [ I )  Der RH kritisierte, dass in Österreich keine Strategie für den Frau­
enslraf- und -maßnahmenvollzug existierte und sich der Gleichstel­
lungsaspekt im Wirkungsziel 5 daher nicht aus einer übergeordneten 
Strategie ableitete. Die Einbettung in eine Strategie für den Frauen­
straf- und -maßnahmenvollzug hätte die Konkretisierung, die Nach­
vollziehbarkeit und Verständlichkeit des Gleichstellungsaspekts im 
Wirkungsziel 5 erleichtert und damit eine wirksame Umsetzung von 
Maßnahmen zur Zielerreichung gefordert. 

Der RH empfahl dem BMJ, eine Strategie flir den Frauenstraf- und 
-maßnahmenvollzug zu entwickeln. Dabei sollten Erfahrungen und 
vorhandene Konzepte der Vollzugsdirektion genutzt werden. 

(2) Der RH kritisierte die insofern fehlende Nachvollziehbarkeit des 
Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5, als sich das BMJ in den 
Angaben zur Wirkungsorientierung nichr auf internationale Empfeh­
lungen [die Strafvollzugsgrundsätze des Europarates und die UN-Bang­
kak-Regeln) bezog. 

Er empfahl dem BMJ. bei der Weiterentwicklung insbesondere der 
Begründung .Warum dieses Wirkungsziel?" [TZ 4) auf internationale 
Empfehlungen Bezug zu nehmen und so durch mehr Transparenz die 
Nachvollziehbarkeit der Angaben zur Wirkungsorientierung betref­
fend Gleichstellung zu verbessern. 

(3) Der RH stellte fest. dass sich der Gleichstellungsaspekt im Wirkungs­
ziel 5 des BMJ an die Zielgruppe der weiblichen Häftlinge richtete und 
im gesamten Wirkungsziel 5 durch die besondere Berücksichtigung 
von Reintegration und Rückfallprävention sowie der Lebenssituation 
weiblicher Häftlinge externe Wirkungen beabsichtigt waren. 

(4) Der RH hielt weiters fest, dass ein FrauenfOrderungsplan eine Stra­
tegie flir den Frauenstraf- und -maßnahmenvollzug nicht ersetzen 
konnte, weil sich Frauenforderungspläne defInitionsgemäß nicht an 
die weiblichen Häftlinge, sondern an die Bediensteten richteten. 
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(5) I nsgesamt beuneilte der RH die Nachvollziehbarkeit des Gleich­
stellungsaspekts im Wirkungsziel 5 als nur einge chränkt gegeben, da 
keine Strategie ftir den Frauenstraf- und -maßnahmenvollzug exis­
tiene und auch die Bezüge zu internationalen Empfehlungen fehlten. 

12.3 Das BMJ führte in seiner Stellungnahme aus, dass es - unter Berück­
sichtigung der vorhandenen Konzepte der Vollzugsdirektion - eill Kon­
zept für eine Strategie ausgearbeitet habe, das schrittweise umgesetzt 

werde. liel sei die Entwicklung und Implementieru'lg eines Vollzugs, 
der den besonderen Umstli'lden und Bedürfnissen weiblicllcr Häftlinge 
(u.o. schlechte bzw. abgebrochene Bildullgsbiograpllien, hohes Abhän­

gigkeitspotenzial VOll Suchtmitteln, hoher Anteil Oll Missbrauchser­
fah rungen, viele psychische Störungen mit A uswirkung auf das Sozi­
alverhalten) weitgehend Rechnullg tragen könne. 

Die Empfehlullg zur Weiterentwicklung insbesondere der Begriindullg 
• Warum dieses Wirkullgslielr werde das BM} in Evide"z Iwlte". 

13.1 ( I )  Die Strategieberichte zu den Bundesftnanzrahmengesetzen defl­
nienen ftir die Jahre 201 3-20 1 6  und 201 4-20 1 7  als (Gleichstellungs) 
Ziel der UG 1 3  - Justiz die .sichere, grund- und menschenrechtskon­
forme Anhaltung der Insassinnen und Insassen in Justizanstalten und 
Sicherung des Rechtsfriedens durch Reintegration und Rückfallprä­
vention im Straf- und Maßnahmenvollzug (einschließlich der Bewäh­
rungshilfe) unter besonderer Berücksichtigung der Lebenssituation von 
Insassinnen". 

Das den Gleich teIlungsaspekt enthaltende Wirkungsziel 5 zeigte eine 
Fokussierung auf die Reintegration und Rückfallprävention sowie die 
Berücksichtigung der Lebenssituation weiblicher Häftlinge im Straf­
und MaßnahmenVOllzug. Nicht angesprochen waren im Wirkungs­
ziel 5 die sichere. grund- und menschenrechtskonforme Anhaltung 
der Insassen in Justizanstalten und die Sicherung des Rechtsfriedens 
aus den Strategieberichten ftir die Jahre 201 3-20 16  und 2014-2017. 

(2) Bei der Beuneilung der inhaltlichen Konsistenz des Gleichstellungs­
ziels geht es um die Frage, inwieweit zwischen dem Gleichstellungs­
ziel. den Maßnahmen und Indikatoren eine inhaltliche Abstimmung 
erfolgt ist und ein logischer Zusammenhang besteht. 

(3)  Eine Formulierung erfüllt dann das Kriterium der Verständlichkeit. 
wenn Menschen ohne einschlägige fachliche Vorbildung die verwende­
ten Wone und Sätze verstehen und sie sich über die konkreten Inhalte 
der Wone und Sätze eine Vorstellung machen können. 
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